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Bleiben Sie mit uns verbunden! 
Der Rundbrief begleitet viele von Ihnen seit 

Jahren – das soll auch so bleiben! 

Doch wir gehen neue Wege: umweltfreundlich, 

ressourcenschonend und digital. 

Bitte teilen Sie uns mit, ob Sie den Rundbrief 

weiterhin per Post erhalten möchten. Einfach QR-

Code scannen und auswählen, wie Sie den Rundbrief 

am liebsten lesen: weiter per Post oder digital. 

Danke fürs Mitmachen! 

Liebe Leserinnen  
und liebe Leser,
Demokratie lebt davon, dass Menschen sich einmischen, Missstände benennen und Verantwor-
tung übernehmen. Doch der Raum für dieses Engagement wird enger – nicht überall gleich 
stark, aber weltweit spürbar. Immer häufiger werden Journalist:innen, Umweltaktivist:innen und 
Menschenrechtsverteidiger:innen behindert, bedroht oder kriminalisiert. Was wir als „Shrin-
king Spaces“ bezeichnen, betrifft vor allem jene, die besonders mutig sind: Menschen, die dort 
handeln, wo Macht missbraucht und Gerechtigkeit verteidigt werden muss.

In Deutschland erleben wir diesen Druck anders, aber auch nicht folgenlos. Der Ton wird 
rauer, Vertrauen schwindet, gemeinnützige Arbeit gerät unter Verdacht. Wir sind keine Demo-
kratie im Ausnahmezustand – und doch zeigt sich, dass auch hier Freiräume nicht selbstver-
ständlich bleiben. Sie brauchen Schutz, politische Rückendeckung und eine Gesellschaft, die 
sich solidarisch zeigt.

Am härtesten trifft weltweit die Repression jene, die an vorderster Front stehen – Aktivist:innen 
im Globalen Süden, die sich gegen Umweltzerstörung, Landraub und Korruption wehren. Viele 
von ihnen riskieren täglich ihr Leben. Wer über Shrinking Spaces spricht, darf sie nicht ver-
gessen. Es braucht gezielte Schutzprogramme, langfristige Förderung und eine Außenpolitik, 
die Menschenrechte nicht hinter wirtschaftliche Interessen stellt.

Der Schwerpunkt dieses Rundbriefs zeigt, wie unterschiedlich sich schrumpfende zivilge-
sellschaftliche Räume äußern – in Europa, in Deutschland und weltweit. Die Beiträge beschrei-
ben, wie demokratische Freiheiten unter Druck geraten: durch rechtliche Einschränkungen, 
politische Kampagnen oder mediale Diffamierung. Sie zeigen, wie extrem rechte Akteur:innen 
gezielt gegen Engagierte und gegen den Staat selbst vorgehen, wie Umwelt- und Klimabewe-
gungen kriminalisiert werden und warum Angriffe auf das Umweltverbandsklagerecht mehr 
sind als ein juristisches Detail. Auch der Umgang Deutschlands mit der Solidaritätsbewegung 
für Gaza verdeutlicht, dass selbst in gefestigten Demokratien Grundrechte unter politischen 
Druck geraten können. Zugleich machen die Autor:innen deutlich: Zivilgesellschaft findet Wege, 
sich zu behaupten, zu vernetzen und Solidarität praktisch werden zu lassen.

Im Forumsteil geht es um aktuelle politische Entwicklungen: das bevorstehende EU-Mer-
cosur-Abkommen und die geplante Handelsvereinbarung mit Indonesien, die Ergebnisse der 
FfD4-Konferenz in Sevilla, den Finanzbedarf für ein wirksames internationales Chemikalien-
management und die globale Regulierung Künstlicher Intelligenz – Themen, die zeigen, wie 
eng Demokratie, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit verbunden sind.

Demokratie ist kein Selbstläufer. Sie lebt von Beteiligung, Widerspruch und Menschen, 
die ihre Stimme erheben – hier und weltweit. Wenn Räume enger werden, heißt das auch: Wir 
müssen sie neu öffnen, verteidigen und teilen. Dafür braucht es Mut, politische Verantwortung 
und internationale Solidarität.

Ich wünsche Ihnen eine anregende und ermutigende Lektüre,
 

Nina Hrkalovic

https://www.forumue.de/verbunden


IM ENGEN 
KORRIDOR DER 
FREIHEIT 
Demokratie zwischen Markt, Macht und Zivilgesellschaft
In ihrem preisgekrönten Werk The Narrow Corridor beschreiben die Wirt-
schaftsnobelpreisträger James A. Robinson, Daron Acemoğlu und Simon John-
son das fragile Gleichgewicht zwischen Staat und Zivilgesellschaft. Freiheit 
und Fortschritt, so ihre zentrale These, gedeihen nur in diesem schmalen 
Raum. Doch der Korridor wird enger: Die Räume für zivilgesellschaftliches 
Engagement schrumpfen rapide. 
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Braam van Baal – unsplash

Grafik 1: Dynamik der Interaktion zwischen Staat und Gesellschaft (Dixit 2020, S. 5).3

James A. Robinson, Daron Acemoğlu und Simon 
Johnson erhielten 2024 den Nobelpreis für Wirt-
schaftswissenschaften. Die Königlich Schwedi-
sche Akademie der Wissenschaften in Stockholm 

würdigte ihre Forschung zu den politischen Grund-
lagen wirtschaftlicher Entwicklung und zu der Fra-
ge, wie Institutionen Wohlstand und Ungleichheit 
prägen. Anhand theoretischer Modelle und histori-
scher Fallstudien zeigen die Wissenschaftler, dass 
Demokratie und inklusive Institutionen entschei-
dend für nachhaltige Entwicklung sind.

Die Auszeichnung würdigt jahrzehntelange 
Forschung und sendet angesichts globaler auto-
ritärer Tendenzen auch ein politisches Signal. Im 
Gegensatz zu früheren Preisträgern wie Milton 
Friedman (1976) oder Edward C. Prescott (2004), 
die wirtschaftliches Wachstum primär auf Markt-
kräfte zurückführten, stellen Robinson, Acemoğlu 
und Johnson die politische Ordnung ins Zentrum. 
Staat und Zivilgesellschaft sind ihrer Meinung nach 
die entscheidenden Garanten von Wohlstand und 
Freiheit.

Robinson, Acemoğlu und Johnson knüpfen an 
die „Neue Institutionenökonomik“ von Douglass 

North an. North, ebenfalls Nobelpreisträger für 
Wirtschaftswissenschaften (1993), betonte, dass In-
stitutionen Unsicherheit reduzieren, indem sie Struk-
turen für das tägliche Leben schaffen. Der Beitrag 
von Robinson, Acemoğlu und Johnson besteht da-
rin zu zeigen, dass Institutionen nicht neutral sind, 
sondern das Ergebnis politischer Prozesse – geprägt 
von asymmetrischen Machtverhältnissen. Inklusi-
ve Institutionen fördern demnach Fortschritt und 
Freiheit, doch ihre Entstehung setzt voraus, dass die 
Mächtigen einer Umverteilung von Ressourcen und 
Einfluss zustimmen. Genau dies, so Robinson, liege 
selten in ihrem Interesse.  1

Der Korridor, den wir nicht verlassen dürfen
Robinson, Acemoğlu und Johnson zufolge hängt die 
Entwicklung eines Landes davon ab, ob Staat und 
Zivilgesellschaft ein stabiles Gleichgewicht halten.  2 
Beide Akteure müssen stark genug sein, um sich ge-
genseitig zu kontrollieren und die Machtansprüche 
des anderen zu begrenzen. Nur dann entsteht ein 
Raum, in dem Freiheit und gesellschaftlicher Fort-
schritt möglich sind. Diesen Raum nennen die Wis-
senschaftler den „Narrow Corridor“ – also den en-
gen Korridor der Freiheit. Er beschreibt die Zone, in 
der Staat und Gesellschaft im Gleichgewicht stehen 
(Bereich II in Grafik 1). Diese Balance gelingt vor al-
lem in Ländern mit einer gefestigten demokratischen 
Tradition, die sich nicht nur in Institutionen und 
Märkten, sondern auch kulturell verankert hat.

Die Abbildung verdeutlicht die Spannung zwi-
schen beiden Polen. Zone I beschreibt Staaten, in 
denen die Regierung übermächtig ist und indivi-
duelle Freiheiten einschränkt. In Zone III dagegen 
herrscht institutionelles Chaos: Eigentumsrechte, Si-
cherheit und politische Teilhabe können hier nicht 
gewährleistet werden. Aus Sicht der Ökonomen wür-
de ein Verlassen des Narrow Corridors einen öko-
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nomischen Rückschritt bedeuten, der sich in einem 
Freiheitsverlust niederschlagen würde. Dabei wäre 
diese Entwicklung nicht das größte Problem, denn 
die unmittelbaren Folgen könnten korrigiert wer-
den. Problematisch sind vor allem die mittelfristigen 
Folgen, die sich aus dem Verlassen des Korridors er-
geben. Ist die demokratische Kultur erst einmal ero-
diert, reichen Institutionen nämlich nicht mehr aus, 
um Freiheit und Demokratie wiederherzustellen. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen politischen 
Entwicklungen in den USA, Europa und Deutsch-
land ist dieser Gedanke hochaktuell: Viele Demokra-
tien bewegen sich gefährlich nah an den Rändern 
dieses Korridors – sei es durch populistische Bewe-
gungen, den Einfluss wirtschaftlicher Eliten oder 
eine schwächer werdende Zivilgesellschaft. Selbst 
der Begriff „Kulturkampf” wird häufig verwendet, 
um die aktuellen Machtverschiebungen zu beschrei-
ben.

Freiheit gibt es nur dort, wo die  
Zivilgesellschaft ihre Rolle erfüllen kann
Die demokratische Kultur in den USA ist bereits tief 
erodiert. In einem Artikel spricht Daron Acemoğlu 
sogar offen über die „postamerikanische Ordnung“.  4 
Die mediale Auseinandersetzung mit dieser Krise ist 
wichtig, um globale Dynamiken früh zu erkennen 
und geopolitische Strategien anzupassen. Doch der 
Blick muss sich stärker auf Deutschland und Europa 
richten. Wie Le Monde berichtet, versuchen US-ame-
rikanische Thinktanks wie die Heritage Foundation 
gezielt, rechtsnationale Kräfte in Europa für sich zu 
gewinnen.  5 Das von Caren Miosga geführte Inter-
view mit dem CDU-Politiker Jens Spahn, in dem er 
den ermordeten US-Aktivisten Charlie Kirk trotz 
dessen menschenverachtender und radikaler Ansich-
ten schlicht als „konservativ“ bezeichnet, verdeut-

licht, dass diese Einflussversuche bereits Wirkung 
zeigen.

Auch in Deutschland lassen sich alarmierende 
Entwicklungen beobachten. Die CDU/CSU-Frakti-
on sorgte Anfang 2025 mit einer Kleinen Anfrage zur 
Finanzierung zivilgesellschaftlicher Organisationen 
für Aufsehen. Die 551 Fragen umfassende Initiative, 
eingebracht von Friedrich Merz, wurde von vielen 
Beobachter:innen als Versuch gewertet, kritische 
Stimmen einzuschüchtern. Parallel dazu mehren 
sich Diffamierungen gegenüber NGOs sowie Kür-
zungen und verschärfte Auflagen für Projekte, ins-
besondere solche, die gegen Rechtsextremismus und 
für Menschenrechte konzipiert sind. Der Begriff 
„Shrinking Spaces“, mit dem in der Wissenschaft 
das Schwinden demokratischer Handlungsspielräu-
me theoretisiert wird, steht also sinnbildlich für die 
Verengung des Narrow Corridor.

Auch die Debatte um das Bürgergeld zeigt, wie 
stark sich das Verhältnis zwischen Staat und Ge-
sellschaft verschoben hat. DIW-Präsident Marcel 
Fratzscher kritisiert die geplante Abschaffung als 
Symbolpolitik: Unter dem Schlagwort der „Leis-
tungsgerechtigkeit“ werde ein Misstrauensdiskurs 
etabliert, der Armut stigmatisiere und soziale Verant-
wortung durch Kontrolle ersetze.  6 Die Steuerpolitik 
legt ein tiefes Ungleichgewicht offen: Wer arbeitet, 
trägt die Hauptlast, während Vermögen und Kapital 
kaum zur Finanzierung des Gemeinwesens beitra-
gen. Diese Asymmetrie vertieft soziale Ungleichheit, 
schwächt das Vertrauen in Institutionen und festigt 
die politische Macht jener, die ohnehin über Res-
sourcen verfügen.

Auch auf europäischer Ebene sind Rückschritte 
zu beobachten. Die Abschwächung oder gar Ab-
schaffung zentraler Regelwerke wie der Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD) – 

Die Verteidigung der 
Demokratie beginnt nicht in den 
Parlamenten, sondern in der 
Zivilgesellschaft.
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und damit auch des deutschen Lieferkettengeset-
zes – bedeutet nicht nur einen massiven Rückschritt 
in Bezug auf die menschenrechtliche Verantwortung 
von Unternehmen, sondern stellt auch einen direk-
ten Angriff auf unsere demokratischen Institutionen 
dar. Diese und andere politische Kehrtwenden sind 
weniger ökonomisch begründet, sondern Ausdruck 
massiven Lobbydrucks und ideologischer Verhär-
tung.

Schlussfolgerung
Freiheit, im Sinne von sozialer Verantwortung und 
Gerechtigkeit, muss immer wieder politisch und ge-
sellschaftlich verteidigt werden. Sie lebt nicht von 
der bloßen Existenz von Institutionen, sondern von 
Menschen, die sie aktiv mitgestalten, einfordern und 
schützen. Wenn wirtschaftliche Macht politische 
Prozesse dominiert, wenn soziale Sicherheit zur Ver-
handlungsmasse wird und kritische Stimmen sys-
tematisch geschwächt werden, verliert Freiheit ihre 
Substanz. Die Verteidigung der Demokratie beginnt 
daher nicht in den Parlamenten, sondern in der Zivil-
gesellschaft – in Gewerkschaften, Umweltinitiativen, 
Menschenrechtsgruppen, Medien und engagierten 
Bürger:innen, die das Gleichgewicht zwischen Staat, 
Markt und Gesellschaft immer wieder neu austa-
rieren.

Freiheit im Sinne von Robinson, Acemoğlu und 
Johnson ist keine Ideologie, sondern eine Haltung: 
Sie verlangt Wachsamkeit, Selbstkritik und den Mut 
zur Auseinandersetzung. Der Narrow Corridor ist 
kein sicherer Ort, sondern ein offener Raum, der von 
jeder Generation neu betreten werden muss. Die ent-
scheidende Frage lautet daher nicht, ob unsere De-
mokratien formal bestehen bleiben, sondern ob sie 
lebendig bleiben – ob wir in der Lage sind, Macht zu 
begrenzen, Verantwortung zu teilen und Solidarität 

als Fundament von Freiheit zu begreifen. Nur dann 
kann Fortschritt tatsächlich Befreiung bedeuten.

 

 

 

  Pablo Campos

Pablo Campos ist wissenschaftlicher Mitarbeiter beim SÜDWIND 
Institut und leitet das Projekt „Shrinking Spaces“. 
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MIT RECHT 
GEMEINNÜTZIG
Was die Zivilgesellschaft in  
verunsichernden Zeiten stärken kann
Der Gemeinnützigkeitsstatus zivilgesellschaftlicher Organisationen befindet 
sich im Zentrum des rechten Kulturkampfs. Das Ziel ist, Organisationen ein-
zuschüchtern, die sich politisch gegen rechts positionieren. Dabei entsteht 
eine massive Diskursverschiebung, die bei Engagierten zu Selbstzensur füh-
ren kann. Eine Modernisierung des Gemeinnützigkeitsrechts wäre ein starkes 
Signal und ein Bekenntnis zu einer pluralistischen Zivilgesellschaft. Doch es 
sind weitere Gegenstrategien nötig, um rechten Narrativen etwas entgegen-
zusetzen.

Jemanden mundtot zu machen, bedeutet, der Person 
die Stimme und damit das zentrale Mittel zur 
Kommunikation zu nehmen. Wer nicht kom-
munizieren kann, wer nicht Raum einnehmen 

kann in diskursiven Kämpfen um Rechte, Vertei-
lung, Anerkennung oder Schutz, fällt leicht durch 
das Raster der Aufmerksamkeit. Wer jedoch ge-

hört wird, hat Macht, die Meinungen, politische 
Handlungen und damit das Leben von Menschen 
beeinflussen kann. Es ist also nicht verwunderlich, 
dass die Protagonist:innen der autoritären Wende 
die Reichweite unliebsamer Stimmen einschränken 
wollen. Dadurch werden Handlungsspielräume für 
die Zivilgesellschaft eingeschränkt. Das erschre-
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Von wegen versifft: Die Zivilgesellschaft muss Diskreditierung, Diffamierung und Falschinfor-
mationen etwas entgegensetzen. Fotocredit: Allianz Rechtssicherheit (mithilfe von KI erstellt)

ckende Ausmaß dieses Trends, die als Shrinking 
Civic Spaces bezeichnet werden, wird im „Atlas 
der Zivilgesellschaft“ 2025 deutlich: Nur 3,5 % der 
Weltbevölkerung leben so, dass ihre Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit vollständig gewährleistet 
sind.  1 Doch was sind die Strategien und Logiken 
des „Mundtot-Machens“ – und wie können wir da-
rauf reagieren? 

Die Vorteile der Gemeinnützigkeit
Zivilgesellschaftliche Organisationen sind sehr häu-
fig gemeinnützig und genießen dadurch Privilegi-
en, die an strenge rechtliche Auflagen geknüpft sind 
und hohen moralischen Ansprüchen unterliegen. 
Die Abgabenordnung, die steuerrechtlich das The-
ma Gemeinnützigkeit abdeckt, legt sinngemäß fest: 
Gemeinnützig handelt, wer uneigennützig etwas für 
die Allgemeinheit tut. Dieser Status bietet einerseits 
steuerliche Vorteile für Vereine und Spender:innen. 
Er eröffnet aber auch die Möglichkeit, Räume und 
Infrastruktur vergünstigt zu nutzen und bildet 
häufig die Voraussetzung für Förderungen durch 
Stiftungen oder den Staat. Die Anerkennung als ge-
meinnützig gilt zudem als weithin akzeptiertes Güte-
siegel für gesellschaftlich wertvolles Engagement.  2 
In der Abgabenordnung sind zahlreiche Tätigkeits-
felder aufgeführt – etwa Umwelt- und Klimaschutz, 
Jugendarbeit, Kultur, Sport und womöglich bald 
auch E-Sport. Allerdings fehlen zahlreiche, ebenfalls 
eindeutig gemeinwohlorientierte Ziele wie die Förde-
rung von Menschenrechten, sozialer Gerechtigkeit 
und Demokratie. Die Allianz „Rechtssicherheit für 
politische Willensbildung“ setzt sich unter anderem 
dafür ein, dass diese Satzungszwecke in die Abga-
benordnung aufgenommen werden.

Entzug der Gemeinnützigkeit  
und andere Drohkulissen
Nun wird die Gemeinnützigkeit seit Jahren in zu-
nehmendem Maß zum Politikum, insbesondere bei 
Organisationen, die sich politisch positionieren. 
Seitdem Attac die Gemeinnützigkeit aberkannt 
wurde, herrscht vor allem bei Organisationen, die 
sich laut Satzung in den Bereichen „Förderung des 
demokratischen Staatwesens“ und „politische Bil-
dung“ engagieren, Rechtsunsicherheit. Diese wird in 
letzter Zeit massiv verstärkt. Seit der viel kritisierten 
Kleinen Anfrage von CDU/CSU Anfang 2025 mit 
551 Fragen stellten die AfD (in geringerem Maße 
aber auch Union und FDP) zahlreiche weitere Kleine 
Anfragen in Bundestag und Landtagen. Rechtspo-
pulistische Medien wie Welt und Nius veröffentli-
chen regelmäßig verzerrende und diffamierende 
Artikel. Agitator:innen schreiben Finanzämtern 
verleumdende Briefe mit der Aufforderung, der Ge-
meinnützigkeitsstatus bestimmter Organisationen 
sei zu überprüfen. Sicher kein Zufall: Diese Orga-
nisationen sind immer progressiv – nie liegen ihre 
Anliegen im rechtskonservativen oder libertären 
Spektrum, obwohl sich deren zivilgesellschaftliche 

Akteur:innen ebenso in politische Willensbildung 
einmischen, beispielsweise gegen eine Vermögen-
denbesteuerung oder genderinklusive Sprache. 

Das rechte Playbook 
Der Tenor dieser Attacken folgt einer klaren Diffa-
mierungslogik, wie Siri Hummel und Peter Schubert 
herausgearbeitet haben: Die als „Anti-NGO-Narra-
tiv“ bezeichnete Strategie behauptet unter anderem, 
dass zivilgesellschaftliche Organisationen nicht 
politisch neutral seien, vernetzte Machtstrukturen 
vorwiesen, es an Transparenz und Kontrolle fehle, 
eine Meinungszensur das Ziel zivilgesellschaftlicher 
Arbeit sei und wirtschaftliche Interessen hinter der 
vermeintlich selbstlosen Arbeit stünden. Diese um-
fassenden Vorwürfe sind widerlegbar.  3 Christina 
Deckwirth und Nina Katzemich von Lobbycontrol 
zeigen weitere Aspekte der Angriffe auf: „Dahinter 
stehen politische Akteur:innen aus dem Umfeld der 
AfD, die zunehmend Unionspolitiker:innen und ihr 
Umfeld vor sich hertreiben. Gegenwind kommt auch 
von finanzstarken Konzernen, die ihre gemeinwohl-
schädigenden Geschäftsinteressen wahren wollen. 
Die Diffamierungskampagnen kombinieren Strate-
gien aus den Playbooks autoritärer Machthaber mit 
aggressiven PR-Strategien mächtiger Konzerne.“  4

Die Konsequenz ist massive Verunsicherung: 
Wie politisch darf ich mich äußern und zu welchen 
Themen? Wie häufig? Obwohl die Rechtslage – so-
lange sie nicht eine bestimmte Partei fördern – re-
lativ großzügig politische Äußerungen zulässt, sind 
viele Organisationen und Aktive stark verängstigt. 
Sie nehmen sich in ihren Positionierungen zurück 
und betreiben damit Selbstzensur. Und das ohne 
rechtliche Hebel gegen sie: Die Behauptung, zivil-
gesellschaftliche Organisationen unterlägen einem 
Neutralitätsgebot ist schlicht unzutreffend.  5 Doch 
Diskursräume mit Falschinformationen und Kampf-
begriffen regelrecht zu überfluten, ist eine erfolgrei-
che Strategie, die zur deren Normalisierung führen 
kann.

7Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 3/ 2025



Ende Juli 2025 lud die Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“ zu einem Foto-
termin unter dem Motto „Investitionsgipfel für die Zivilgesellschaft“ ein, um ein Alternativbild 

zum männerdominierten Wirtschaftsinvestitionsgipfel zu zeigen. Fotocredit: Olaf Selchow

Schritte aus der Defensive
Notwendige Ressourcen für Kommunikation wie 
finanzielle Mittel und Zugänge in die Politik sind 
knapp und ungerecht verteilt. Die Zivilgesellschaft 
besitzt im Vergleich zur Wirtschaft extrem wenige 
und dadurch faktisch weitaus geringeren Einfluss 
auf politische Entscheidungen. Dass wir rechten und 
rechtsextremen Akteur:innen dennoch ein Dorn im 
Auge sind, sollten wir als Zeichen unserer Stärke 
interpretieren. 

Das bedeutet: Der Diffamierung können und 
müssen wir etwas entgegensetzen. Drei Säulen kön-
nen uns helfen, aus der Defensive herauszukommen. 
Erstens: Wir müssen informiert sein. An welchen 
Stellen werden Kampfbegriffe gezielt eingesetzt und 
welche rechtliche Grundlage haben sie? Wenn alle 
wissen, dass politische Haltung in zivilgesellschaft-
licher Arbeit explizit erlaubt und nötig ist, ermutigt 
das und wirkt der Selbstzensur entgegen. Zweitens: 
Vernetzung bedeutet Stärkung. Viele Organisatio-
nen treiben dieselben Fragen und Ängste um. Ge-
meinsam haben wir eine kraftvolle Stimme, können 
unsere Erfahrungen miteinander teilen und unsere 
Anliegen nach außen tragen. Drittens: Raus aus der 

Defensive! Positive und nicht polarisierende Narrati-
ve und viele mutige, selbstbewusste Handlungen im 
Kleinen und Großen können zeigen, dass wir dem 
Rechtsextremismus keine Handbreit Platz machen.

 

 

 

  Dr. Marie Wachinger

Dr. Marie Wachinger ist Geschäftsführerin bei der Allianz 
„Rechtssicherheit für politische Willensbildung“ e.V., einem 
Zusammenschluss von über 220 Vereinen, Organisationen und 
Stiftungen.

1	 Atlas der Zivilgesellschaft 2025. 

2	 Vgl. Handtmann, S. (2025). Wie kritisch darf die gemeinnützige 
Zivilgesellschaft sein? 

3	 Hummel, S., & Schubert, P. (2025). Das Anti-NGO-Narrativ: 
Wie versucht wird, die Zivilgesellschaft zu delegitimieren. 
(Opuscula, 200). Berlin: Maecenata Institut für Philanthropie und 
Zivilgesellschaft. 

4	 Deckwirth, C., & Katzemich, N. (2025). Desinformation, 
Diffamierung und Defunding – Zivilgesellschaft unter Druck. 
LobbyControl – Initiative für Transparenz und Demokratie e.V. Zitat 
S.3.

5	 Deutscher Bundesjugendring (2025): Haltung statt Neutralität.

Nur 3,5 % der Weltbevölkerung 
leben so, dass ihre Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit vollständig 
gewährleistet sind.
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ZIVILGESELLSCHAFT  
IM VISIER
Die Strategie der extremen Rechten  
zielt gegen Engagierte – und gegen den Staat
Die AfD hat zu Beginn der Legislaturperiode deutlich gemacht, dass sie zur 
nächsten Bundestagswahl anstrebt, stärkste Kraft im deutschen Parlament 
zu werden. Sie arbeitet, gemeinsam mit einem rechtsextremen Umfeld, seit 
Jahren daran, das gesellschaftliche Klima durch Dramatisierungen und Des-
informationen von einer freiheitlich-liberalen in eine autoritäre Richtung zu 
verschieben. Besonders Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind ihr dabei 
ein Dorn im Auge.

Im Mai 2025 hat die AfD angekündigt, in der 
kommenden Legislaturperiode ein besonderes 
Augenmerk auf Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) und deren Förderung durch den Staat 

zu legen. Ziel ist dabei nicht nur, NGOs an ihrer 
Arbeit zu hindern oder sie zu zerstören, sondern ins-
gesamt demokratische Strukturen in Deutschland 
zu schwächen, welche die politische Teilhabe vieler 
Menschen ermöglichen.

Internationales autoritäres Playbook
Die Verschiebung ins Autoritäre ist aktuell kein deut-
sches, sondern ein internationales Phänomen – und 
in Ländern wie den USA, Ungarn, Argentinien, der 
Türkei, Brasilien, Polen, Italien oder Russland ist 
diese Entwicklung bereits deutlich weiter fortge-
schritten als in Deutschland. Zum autoritären Play-
book, nach dem die Demokratie angegriffen wird, 
gehören das Schüren von Ängsten, das Untergra-
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ben institutioneller Strukturen, wie Verwaltung, 
Gerichte, Presse, Wissenschaft, Zivilgesellschaft 
und die Erosion von fakten- und wissenschaftsba-
sierter Wahrheit durch Lügen und Desinformation. 
Angriffe auf die kritische Zivilgesellschaft, die auf 
Missstände hinweist, gehören im autoritären Play-
book zum Standard-Repertoire, wie Beispiele von 
Ungarn über die Türkei bis in die USA zeigen. Or-
ganisationen, Vereine oder Initiativen werden als 
„Andere“ oder „Feind:innen“ des „Volkes“ deklariert, 
ihre Reputation wird geschädigt, ihre Finanzierung 
erschwert oder entzogen. 

Aktuelle AfD-Strategien
Die AfD hat unter der Leitung des Berliner AfD-
Bundestagsabgeordneten Sebastian Maack im Mai 
2025 den Aktionsplan „NGO-Sumpf trockenlegen“ 
ins Leben gerufen. Daraus sind vier AfD-Arbeits-
gruppen entstanden, die NGOs in Deutschland 
unter Druck setzen sollen – mit Methoden, die die 
AfD bereits in kleinerem Stil in den letzten Jahren 
erprobt hat und welche die Arbeit von NGOs nach-
weislich erschweren, Akteur:innen einschüchtern 
und vorauseilenden Gehorsam etablieren sollen. 

Die Methoden der Arbeitsgruppen, um Druck 
gegen NGOs aufzubauen und deren Gemeinnützig-
keit anzuzweifeln, sind parlamentarische Anfragen, 
Recherchen zu NGOs und deren Akteur:innen, um 
daraus Datenbanken zu erstellen, Forderungen nach 
Akteneinsichten, um mögliche Rechtsverstöße oder 
unvollständige Angaben zu überprüfen sowie juris-
tische Klagen, wo immer sie möglich sind. Dabei 
geht es gar nicht darum, Klagen immer zu gewin-
nen, sondern auch darum, Kritik zu unterdrücken 
und Beklagte einzuschüchtern durch die hohen 
finanziellen, emotionalen und zeitlichen Kosten, 
die Gerichtsprozesse mit sich bringen. Jede dieser 
Maßnahmen schürt ein Klima der Angst, weil Ein-
zelne benannt werden, und sie binden Kapazitäten, 
die sonst für die inhaltliche Arbeit genutzt werden 
könnten.

Die AfD begründet ihr Tun damit, sie sorge sich 
um die politische Neutralität staatlich geförderter 
Projekte. Die AfD meint mit dem Narrativ, dass Pro-
jekte keine Haltung für Demokratie zeigen dürften – 
was aber nicht richtig ist und dem Gedanken der 
Förderung sogar widersprechen würde. Die Bun-
desregierung hat das in ihren Antworten auf parla-
mentarische Anfragen immer wieder explizit klarge-
macht. Außerdem behauptet die AfD, es gebe eine 
angeblich mangelnde Transparenz der Finanzierung 
von NGOs, insbesondere wenn sie staatlich geför-
dert werden. Es geht bei den Unterstellungen der 
AfD nicht um legitime parlamentarische Kontrolle, 
sondern um ein politisches Manöver, das Zweifel und 
Misstrauen gegen NGOs säen soll. Rechtsextreme 
Kräfte sprechen vom „NGO-Sumpf“ oder „NGO-
Komplex“, um die Verschwörungserzählung eines 
„Tiefen Staates“ zu verbreiten, in dem eine nicht 
gewählte „Schattenregierung“ die Strippen ziehe. 

Getroffen werden sollen so nicht nur die betrof-
fenen NGOs, sondern auch die Förderprogramme 
des Bundes – besonders die Demokratieförderpro-
gramme, aber auch die Umwelt- und Entwicklungs-
hilfe. Es geht der AfD nicht nur um das Ausbluten 
konstruktiven Engagements, sondern sie will auch 
Misstrauen gegen den Staat verstärken, der diese 
Programme aufgelegt hat. 

Die AfD hat von Mai 2025 (Verkündung der 
Strategie) bis zum September 2025 im Bundestag 
laut Dokumentations- und Informationssystem für 
Parlamentsmaterialien (DIP) 32 parlamentarische 
Anfragen über NGOs oder über deren Förderung 
durch den Bund gestellt – dies kann als Kampagne 
gegen demokratisches Engagement gewertet wer-
den. Manche Anfragen beziehen sich auf konkrete 
Träger, vor allem auf deren Förderwürdigkeit und 
Finanzierungsfragen, andere Anfragen beziehen sich 
auf Förderprogramme und deren Vergabe-Praxis. 
Die Anfragen bedeuten, ebenso wie Klagen oder 
Anzeigen an das Finanzamt, viel Arbeit für die be-
troffenen NGOs und binden deren Kräfte.  

Eine besondere Verstärkung der rufschädigenden 
Narrative bieten alternativmediale Angebote, wie 
das in der Szene beliebte Video-Medium „Auf1“, 
dass im Jahr 2025 bis September 55 Videos gegen 
NGOs veröffentlicht hat, oder das rechtsalternative 
Medium Nius, das im Jahr 2025 bis September 62 
Artikel gegen NGOs veröffentlicht hat. 

Was kann Politik tun?
Angriffe auf NGOs sind ein wesentlicher Teil des au-
toritären Playbooks. Umso wichtiger ist es, dass de-
mokratische Politiker:innen und Parteien sich nicht 
an Strategien beteiligen. Das heißt: Sie sollten nicht 
bei delegitimierenden Framings und Bewertungen 
mitmachen, nicht die Narrative oder Anfragen der 
AfD übernehmen, dass alle NGOs politisch zu ein-
seitig seien, weil sie sich für die Gemeinschaft und 
die Demokratie einsetzen oder die Förderungen zu 
intransparent seien. Das bedeutet nicht, keine Kri-
tik an einzelnen Methoden oder Formen zu äußern, 
wenn dies nötig ist. Es geht darum, kein grundle-
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gendes Misstrauen zu säen, dass im Endeffekt dazu 
führt, dass sich weniger Menschen in Deutschland 
für ein gutes Zusammenleben aller Menschen ein-
setzen. 

Was können NGOs tun?
NGOs müssen aktuell davon ausgehen, dass sie von 
der AfD und dem rechtsextremen Vorfeld jederzeit 
auf jegliche Art und Weise angegriffen werden kön-
nen. Darauf sollten sie sich vorbereiten: Gut geführte 
Finanzen, die Einhaltung aktueller Datenschutzvor-
schriften und ein aktueller Eintrag im Lobbyregister 
schaffen Vertrauen. Ebenso hilfreich sind vorberei-
tete Antworten für Öffentlichkeitsarbeit und Soci-
al Media, um im Ernstfall gelassen, souverän und 
schnell reagieren zu können. Verantwortungsstruk-
turen – wer entscheidet im Konfliktfall was? – sollten 
in ruhigen Zeiten abgesprochen werden, ebenso hilft 
der organisierte Kontakt zu einem Anwalt. Sollte ein 
menschliches Fehlverhalten den Angriff ermöglicht 
haben, sollten alle Konflikte in der Organisation 
nicht- öffentlich geklärt werden, um die Mitarbei-
tenden zu schützen. Am häufigsten sind Angriffe auf 
die Reputation von NGOs. In der Vorbereitung hilft 
es, guten Kontakt zu (lokalen) Medien zu haben, um 
gegebenenfalls schnell aufklären zu können, was es 
mit Vorwürfen auf sich hat. Ein gepflegtes Netzwerk 
von befreundeten Initiativen kann helfen, Solidarität 
zu organisieren. Fördermittelgeber oder Kooperati-
onspartner sollten vorbereitet oder schnellstmöglich 
kontaktiert werden, dass etwa eine digitale Kam-
pagne oder eine E-Mail-Attacke gestartet worden 
ist, um der NGO zu schaden. Wenn sie Vorwürfe 
nicht durch die Angreifer erfahren, sondern durch 
die NGO selbst, die sie vielleicht bereits entkräften 
kann, hilft dies auch für eine gelassene Reaktion, 
wo sonst großer Schaden droht. 

Was braucht es von Politik,  
Behörden und Gesellschaft?
Zivilgesellschaftliche Akteur:innen dürfen mit An-
griffen nicht allein gelassen werden. Politik und Ver-
waltung müssen Förderprogramme und Gemeinnüt-

zigkeit verteidigen, Missbrauch von Anfragen und 
Klagen eindämmen und Schutzstrukturen stärken. 
Behörden sollten Angriffe auf Engagierte ernst neh-
men und Betroffene aktiv unterstützen. Medien und 
Gesellschaft können durch faktenbasierte Berichter-
stattung und Solidarität dazu beitragen, dass die de-
mokratische Öffentlichkeit widerstandsfähig bleibt.

Anlaufstellen für Beratung und Hilfe
Die ersten Anlaufstellen bei rechtsextremen Angrif-
fen sind die Beratungsstellen für Betroffene rechter 
und andere vorurteilsmotivierter Angriffe. Es gibt 
sie in allen Bundesländern (https://verband-brg.
de/). Wer von Hate Speech oder Kampagnen im 
digitalen Raum betroffen ist, findet Beratung und 
juristische Unterstützung bei Klagen bei Hate Aid 
(www.hateaid.org). Finanzielle Hilfe, Beratung und 
Öffentlichkeitsarbeit für Opfer rechtsextremer Ge-
walt bietet die Amadeu Antonio Stiftung (https://
www.amadeu-antonio-stiftung.de/projekte/opfer-
fonds-cura/). CeMAS kann durch Monitoring der 
digitalen Netzwerke helfen, wenn es darum geht 
herauszufinden, ob Angriffe und Kampagnen auf 
eine Organisation oder auf Mitarbeitende geplant 
werden (https://cemas.io). 

 

 

 

  Simone Rafael

Simone Rafael ist Kommunikationsmanagerin bei CeMAS, dem 
Center für Monitoring, Analyse und Strategie.

Angriffe auf NGOs sind  
ein wesentlicher Teil des  
autoritären Playbooks.
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KRIMINALISIERUNG VON 
KLIMASCHUTZMASSNAHMEN
Wie Staaten Umweltschützer:innen  
zum Schweigen bringen
Weltweit sehen Land- und Umweltschützer:innen – von indigenen Führer:innen 
in Asien bis hin zu friedlichen Klimademonstrant:innen in London –sich zuneh-
mender Überwachung und sogar Inhaftierung ausgesetzt, weil sie es wagen, 
sich gegen zerstörerische Industrien zu stellen oder strengere Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels zu fordern.

Seit vielen Jahren dokumentiert Global Witness 
die Angriffe, das Verschwinden und sogar 
die Ermordung von Menschen, die sich der 
Rohstoffindustrie, den Energieriesen, Holz-

fällern und anderen, die unseren Planeten in Brand 
setzen, in den Weg stellen. 

Unsere jüngsten Berichte „Perverting Justice“ 
und „Policing Protest“ zeigen einen gefährlichen 
Trend, insbesondere in westlichen Ländern sowie 
in Ost-, Südost- und Südasien: Regierungen nutzen 
Gesetze nicht zum Schutz von Gemeinschaften und 

Ökosystemen, sondern um diejenigen zum Schwei-
gen zu bringen, die mächtige Interessen in Frage 
stellen. Diese zunehmende Kriminalisierung führt 
zu einer Verengung des Raums für Dissens und ver-
schiebt das Overton-Fenster zugunsten derjenigen, 
die den Klimawandel beschleunigen.

Asien: Rechtssysteme wenden  
sich gegen Umweltverteidiger:innen
In vielen Teilen Asiens werden vage und weit ge-
fasste Gesetze als Waffe gegen den Widerstand ein-
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gesetzt. In Indien, Indonesien, Vietnam und den 
Philippinen dokumentierten unsere Ermittler:innen 
zwischen 2018 und 2024 insgesamt 341 Fälle von 
Kriminalisierung. Land- und Umweltaktivist:innen 
werden regelmäßig verhaftet, ohne Gerichtsverfah-
ren inhaftiert oder wegen Verleumdung, Aufruhr 
oder sogar Terrorismus angeklagt  – nur weil sie 
sich gegen Landraub oder Rohstoffprojekte wehren. 
Die angewandten Gesetze beziehen sich oft nicht 
speziell auf Umweltproteste und werden nun dazu 
missbraucht, Umweltverteidiger:innen unter dem 
Vorwurf der Cyber-Verleumdung, Steuerhinterzie-
hung oder Terrorismus zu verfolgen. In Wirklichkeit 
werden damit friedliche Aktionen wie die Verhinde-
rung von Abholzung, Beiträge in sozialen Medien 
oder Medienberichterstattung kriminalisiert.

In Vietnam haben unsere Ermittler:innen fünf 
Fälle dokumentiert, in denen Aktivist:innen we-
gen Steuerhinterziehung inhaftiert wurden, wobei 
Anwält:innen von den Verfahren ausgeschlossen 
wurden. Auf den Philippinen wurden indigene 
Führer:innen, die sich gegen Megastaudämme aus-
sprechen, als Kommunisten und Mitglieder terro-
ristischer Organisationen gebrandmarkt („red-
tagged“), wodurch sie der Gefahr willkürlicher 
Inhaftierung oder außergerichtlicher Gewalt aus-
gesetzt sind.

Solche rechtlichen Repressionen werden immer 
raffinierter. Überwachung, digitale Zensur und der 
strategische Einsatz des Verwaltungsrechts schaffen 
ein Kontrollnetz, das darauf abzielt, Aktivismus zu 
unterdrücken und den Status quo zu schützen.

Großbritannien: Ungleiche  
Behandlung von Protesten
Die Reaktion der britischen Regierung auf fried-
liche Klimaproteste zeigt eine ähnliche Tendenz. 
Unsere Ermittler:innen haben dokumentiert, dass 
seit 2019 fast 7.000 Klimaprotestierende von der 
Londoner Polizei festgenommen wurden  – etwa 
60 % davon wurden angeklagt. Im Gegensatz dazu 
wurden im gleichen Zeitraum nur 400 rechtsextreme 
Agitator:innen festgenommen, von denen nur 32 % 
angeklagt wurden, obwohl ihre Proteste eher mit 
Gewalt verbunden waren.

Seit 2022, als die britische Regierung weitreichen-
de neue Polizeibefugnisse einführte, hat sich diese 
Diskrepanz noch weiter verschärft. Von den 2.226 
Klimaprotestierenden, die seitdem in London fest-
genommen wurden, wurden etwa drei Viertel ange-
klagt – mehr als dreimal so viele wie bei rechtsextre-
men Demonstrant:innen. Viele Klimaaktivist:innen 
wurden wegen gewaltfreier Aktionen wie langsames 
Marschieren, Anketten an Infrastruktur oder „mehr 
als geringfügigen“ Verkehrsbehinderungen festge-
nommen.

Just Stop Oil, eine direkte Aktionsgruppe, die 
sich für die Beendigung der Lizenzierung fossiler 
Brennstoffe einsetzt, hat die Hauptlast der Razzien 
zu tragen. Die Gruppe ist seit 2022 für etwa 90 % der 

Festnahmen verantwortlich. Mehrere ihrer Mitglie-
der wurden wegen friedlicher Proteste zu Haftstra-
fen verurteilt – einige zu bis zu fünf Jahren, was die 
längsten Strafen für friedlichen Aktivismus in der 
modernen britischen Geschichte sind.

Die neuen Polizeibefugnisse, die im Rahmen des 
Public Order Act (Gesetz zur öffentlichen Ordnung) 
eingeführt wurden, ermöglichen es den Behörden, 
geringfügige Störungen als Straftaten zu behandeln. 
Schwerwiegendere Straftaten wie die Behinderung 
einer Autobahn oder die Störung „wichtiger nati-
onaler Infrastrukturen“ haben in 85  % der Fälle 
zu Anklagen geführt. Im Gegensatz dazu wurden 
rechtsextreme Demonstrant:innen, die wegen Ge-
walt oder Störung der öffentlichen Ordnung festge-
nommen wurden, nur in 12 % der dokumentierten 
Fälle strafrechtlich verfolgt.

Klimaschützer:innen wie Lucia Whittaker de Ab-
reu erhielten eine der härtesten Strafen in der mo-
dernen britischen Protestgeschichte. Im Jahr 2024 
wurde sie zusammen mit vier anderen Personen straf-
rechtlich verfolgt, weil sie an einem Zoom-Meeting 
teilgenommen hatte, bei dem Pläne zur Besteigung 
einer Brücke über die Autobahn M25 diskutiert wur-
den. Insgesamt wurden die Aktivist:innen zunächst 
zusammen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von über 
20 Jahren verurteilt – für eine Protestaktion, die nie 
stattgefunden hatte.

Schrumpfender zivilgesellschaftlicher Raum
Diese ungleiche Behandlung hat zu ernsthaften 
Bedenken hinsichtlich einer Zwei-Klassen-Polizei-
Praxis (two-tier policing) geführt. 

Die Metropolitan Police weigerte sich unter 
Berufung auf die nationale Sicherheit offenzu-
legen, welche Überwachungsinstrumente gegen 
Klimaaktivist:innen eingesetzt wurden. Unsere Ana-
lyse deutet jedoch auf eine besorgniserregende In-
konsistenz hin: Friedlicher Umweltaktivismus wird 
härter verfolgt und bestraft als andere Formen des 
Protests, selbst wenn kein Schaden verursacht wird.

Weltweit geht diese wachsende Feindseligkeit 
gegenüber Aktivist:innen oft mit Straffreiheit für 
Gewalttäter einher. Morde, Drohungen und Ver-
schleppungen bleiben häufig ungestraft, was den 
Druck auf Klimaaktivist:innen und Land- und 
Umweltaktivist:innen erhöht. 

Eine Krise der Gerechtigkeit
Dies steht für eine umfassendere Krise: die Aushöh-
lung demokratischer Rechte unter dem Druck wirt-
schaftlicher und politischer Interessen. 

Diese Strategie ist kurzsichtig. Untersuchungen 
zeigen immer wieder, dass indigene und lokale Ge-
meinschaften, die am häufigsten in Landverteidi-
gung verwickelt sind, die besten Verwalter natür-
licher Ökosysteme sind. Ihre Bemühungen zum 
Schutz von Wäldern, Flüssen und Küsten sind für 
die Bekämpfung des Klimawandels von entscheiden-
der Bedeutung. Das Unterdrücken dieser Stimmen 
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verstößt nicht nur gegen ihre Menschenrechte, son-
dern untergräbt auch die ökologische Nachhaltig-
keit.

Die internationale Gemeinschaft muss mehr tun. 
Es sind dringend Rechtsreformen erforderlich, um 
die Rechte von Umweltverteidiger:innen zu schützen 
und eine faire Behandlung zu gewährleisten. Regie-
rungen müssen die Kriminalisierung unverzüglich 
beenden und Gesetze, die zur Unterdrückung fried-
licher Proteste eingesetzt werden, aufheben oder 
ändern. 

Wir fordern alle Regierungen und Justizbehörden 
auf, dafür zu sorgen, dass bei Vorwürfen der Krimi-
nalität die Prozesse gegen Umweltverteidiger:innen 
öffentlich, fair und frei von politischer Einflussnah-
me sind. Und wenn es zu Gewalt kommt – sei es 
durch den Staat, Aktivist:innen oder Unternehmen – 
muss diese untersucht und strafrechtlich verfolgt 
werden.

Wir fordern auch die Botschaften von Ländern 
auf der ganzen Welt auf, dazu beizutragen, die 
schädlichen Auswirkungen der Kriminalisierung 
zu mildern, indem sie an den Prozessen gegen kri-
minalisierte Umweltverteidiger:innen teilnehmen 
und öffentliche Erklärungen zu ihrer Unterstützung 
abgeben. 

Der Weg in die Zukunft
Mit der Verschärfung der Klimakrise werden Pro-
teste nicht weniger, sondern eher noch notwendiger 
werden. Die Frage ist, ob Gesellschaften Dissens als 
eine Form des demokratischen Engagements akzep-
tieren oder ihn im Namen der Ordnung unterdrü-
cken werden.

Derzeit sind die Anzeichen besorgniserregend. 
Weltweit werden Gesetze nicht zum Schutz von 
Gemeinschaften, sondern zu deren Eindämmung 
umgestaltet. Die Kriminalisierung von Land- und 
Umweltaktivist:innen ist kein Einzelfall – sie ist Teil 
einer globalen Gegenbewegung gegen diejenigen, 
die unbequeme Wahrheiten aussprechen.

Wenn Regierungen es mit der Bekämpfung des 
Klimawandels ernst meinen, müssen sie aufhören, 
dessen Vorkämpfer als Kriminelle zu behandeln. 
Denn wenn wir sie zum Schweigen bringen, verlie-
ren wir alle.

Dieser Artikel basiert auf den Ergebnissen der 
Global Witness-Berichte „Perverting Justice“, „Po-
licing Protest“ und „Roots of Resistance“, die unter 
globalwitness.org verfügbar sind.

 

 

 

  Ana Caistor Arendar

Ana Caistor Arendar ist Leiterin der Kampagnenstrategie bei 
Global Witness.

Diese zunehmende Kriminalisierung führt 
zu einer Verengung des Raums für Dissens 
und verschiebt das Overton-Fenster 
zugunsten derjenigen, die den Klimawandel 
beschleunigen.
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Ronit Shaked – unsplash

DEUTSCHLANDS 
SCHEITERN IN GAZA
„Nie wieder“ muss für alle gelten
Deutschlands Waffenlieferungen an Israel und das Schweigen zu offensicht-
lichen Völkerrechtsverbrechen beschädigen Grundprinzipien des internatio-
nalen Rechts. Die Bundesregierung trägt aktiv dazu bei, indem sie sich auf 
eine Staatsräson beruft, welche die Lehren des Nationalsozialismus selektiv 
anwendet.

Seit dem menschenverachtenden Terrorangriff der 
Hamas auf jüdisches Leben am 7. Oktober 
2023 hat sich im Nahen Osten ein menschen-
gemachtes Unrecht entfesselt, dessen Dimen-

sion das Fundament der internationalen Ordnung 
erschüttert. Durch brutalste Gewaltanwendung an 
Palästinenser:innen, kollektive Bestrafung und ge-
zielte Angriffe auf zivile Infrastruktur begeht Israel 
systematisch Völkerrechtsverbrechen. 

Inmitten dieser Angriffe auf die Grundpfeiler 
des Rechts offenbart sich ein gravierender Riss im 
Selbstverständnis deutscher Politik: zwischen der 
historischen Verantwortung gegenüber jüdischem 
Leben und der Verpflichtung zum Schutz des Völ-
kerrechts. Die offizielle Reaktion auf Israels Kriegs-
führung in Gaza macht deutlich, wie tief der Wider-
spruch sitzt, wie sehr die deutsche Staatsräson zur 
politischen Leerformel geworden ist, wenn sie nicht 
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von rechtlichen Prinzipien getragen wird, sondern 
von geopolitischen Loyalitäten und machtpoliti-
schem Kalkül.

„Nie wieder“ muss für alle gelten
„Nie wieder“ – dieser Schwur ist mehr als eine his-
torische Geste. Er ist das moralische und normative 
Fundament der Bundesrepublik, geboren aus dem 
Zivilisationsbruch des Nationalsozialismus und den 
beispiellosen Verbrechen an Jüdinnen und Juden. 
Doch dieser Schwur war nie partikular gemeint. Die 
Lehren aus diesen Verbrechen gelten nicht allein 
dem Schutz jüdischen Lebens, sondern allen Men-
schen. Wer diese Verantwortung auf eine Gruppe 
beschränkt, verkennt ihren Wesenskern. 

Der universelle Anspruch konkretisiert sich in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
in den Genfer Konventionen, in der Genozidkon-
vention und den Prinzipien der Nürnberger Prozes-
se, welche die individuelle Verantwortlichkeit für 
Völkerstraftaten begründeten. Der Jurist Philippe 
Sands bringt diesen Gedanken auf den Punkt: „Die 
jüdische Geschichte lehrt uns, dass wir nicht ohne 
Recht leben können.“ Sands erinnert daran, dass 
die Reaktion auf kollektives Unrecht nicht nur der 
Schutz bestimmter Kollektive sein kann. Sie muss 
in der Verpflichtung zu universeller Rechtsbindung 
bestehen – also der konsequenten Anwendung recht-
licher Normen, unabhängig von Täter, Opfer oder 
politischem Interesse. 

Wer „Nie wieder“ sagt, muss „für alle“ meinen – 
und darf nicht schweigen, wenn dieses Versprechen 
zerrissen wird, so wie derzeit in Gaza. Die Bundes-
regierung reklamiert stattdessen eine Staatsräson, 
die sich in bedingungsloser Solidarität mit Israel 
erschöpft, während im Gazastreifen die Grundbe-
dingungen der Humanität aus den Angeln gehoben 
werden. Dabei ignoriert sie das zentrale rechtsstaat-
liche Postulat: Niemand steht über dem Recht. 

Eine Krise der Macht, nicht des Rechts
Was hieraus von manchen als „Krise des Völker-
rechts“ beklagt wird, ist in Wahrheit die Krise einer 
Weltordnung, die den Anspruch des Rechts als lästig 
empfindet. Das Völkerrecht ist nicht gescheitert. Im 
Gegenteil: Seine Wirkung wird immer mehr bean-
sprucht. Längst versuchen Länder des Globalen Sü-
dens, das eurozentrisch geprägte Völkerrecht aktiv 
mitzugestalten und nicht mehr nur Zuschauer zu 
sein. Auch der Internationale Strafgerichtshof er-
mittelt nicht mehr nur in afrikanischen Staaten, son-
dern nimmt nun auch Völkerrechtsverstöße in west-
lichen Ländern in den Blick. Dennoch: Auch wenn 
die Geschichte des Völkerrechts stets von Rechts-
brüchen, Ignoranz und Doppelstandards geprägt 
war, wurde das Völkerrecht selten derart entlarvend 
mit zweierlei Maß angewandt. Während westliche 
Politiker:innen – zu Recht – russische Kriegsver-
brechen in der Ukraine verurteilen, schweigen sie 
zu den exzessiven, unverhältnismäßigen Militärak-

tionen Israels. Wer aber das Völkerrecht nur dann 
bemüht, wenn es strategisch opportun ist, zerstört 
seine normative Glaubwürdigkeit. Die Glaubwür-
digkeit des Westens als Verteidiger einer regelbasier-
ten Weltordnung steht und fällt mit der Gleichheit 
vor dem Recht. Wer bewusst mit diesen Prinzipien 
bricht, stellt sich außerhalb der Wertegemeinschaft, 
der er angehört.

Steilvorlage für Autoritäre
Was dabei auf dem Spiel steht, ist mehr als nur die 
Glaubwürdigkeit deutscher Außenpolitik – es ist 
die Zukunft einer regelbasierten Weltordnung. Wer 
für Wladimir Putin internationale Strafverfolgung 
fordert, sie aber im Fall von Netanyahu sabotiert, 
demontiert die Idee eines objektiven Völkerrechts. 
Mehr noch: Es ist ein Geschenk an die Autoritä-
ren. Ob in Ungarn, Russland oder China – überall 
dort, wo Rechtsstaatlichkeit und Rechenschafts-
pflicht ohnehin unter Druck stehen, lässt sich der 
Verweis auf Gaza nutzen, um die Idee universeller 
Standards als westliche Doppelmoral zu diskredi-
tieren. Die Botschaft lautet: Menschenrechte sind 
verhandelbar, Völkerrecht gilt nur selektiv. Genau 
diese Relativierung stärkt den globalen Autoritaris-
mus und untergräbt die Glaubwürdigkeit demokra-
tischer Rechtsordnungen im Kampf um universelle 
Geltung.

Deutsche Staatsräson kontra Völkerrecht:  
Ein normatives Versagen
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 
Deutschland seine historische Verantwortung ei-
gentlich versteht. Die Berufung auf die Sicherheit 
Israels als deutsche Staatsräson wird zur Ausrede 
für völkerrechtliches und innenpolitisches Versagen. 
Dabei steht die Staatsräson nicht zwingend im Wi-
derspruch zum Völkerrecht – im Gegenteil: Wer sie 
ernst nimmt, muss sie rechtlich binden. Die Würde 
des Menschen ist unteilbar, und sie gilt für alle. Wer 
sie zur Disposition stellt, um politische Allianzen zu 
schonen, verrät nicht nur das Recht, sondern auch 
die historischen Erfahrungen, aus denen sich die 
grundgesetzlich garantierte Stellung der Menschen-
würde speist. Es geht nicht um Staatsräson oder Völ-
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kerrecht, sondern um die Bedingungen einer völker-
rechtskonformen Staatsräson. Der Schutz jüdischen 
Lebens in Israel kann und darf nicht mit dem Tod 
palästinensischer Zivilisten bezahlt werden. Der 
deutsche Umgang mit Gaza suggeriert jedoch, dass 
man das eine nur durch das andere sichern könne – 
eine gefährliche, weil entmenschlichende Logik.

Fortsetzung kolonialer Denkmuster
Dieses normative Versagen ist nicht nur ein Bruch mit 
dem Recht – es offenbart auch tiefsitzende koloniale 
Denkmuster. Der Diskurs, der Palästinenser:innen 
als „Sicherheitsproblem“ konstruiert oder – wie die 
deutsche Bundesbildungsministerin Karin Prien – 
pauschal als „offensichtlich ordentlich radikalisiert“ 
diskriminiert, speist sich aus denselben historischen 
und rassistischen Mustern, die einst die imperiale 
Kontrolle über arabische und muslimische Bevöl-
kerungen rechtfertigen sollten. In der Ignoranz ge-
genüber der kulturellen und politischen Eigenstän-
digkeit palästinensischer Stimmen, im beharrlichen 
Schweigen über ihre Entrechtung spiegelt sich ein 
koloniales Verhältnis wider: der Anspruch, über an-
dere zu urteilen, ohne sie zu hören. Diese Denkweise 
scheint nicht überwunden – sie ist lediglich in neue 
rhetorische Gewänder gehüllt. Palästinenser:innen 
erscheinen in westlichen Medien oft als kollektives 
Objekt geopolitischer Konflikte, nicht als handelnde 
Subjekte. Ihre Trauer, ihre Angst, ihr Widerstand 
wird entwertet oder delegitimiert. Das erklärt, war-
um das Leid der palästinensischen Bevölkerung oft 
mit einer irritierenden moralischen Gleichgültigkeit 
hingenommen wird. Es erklärt auch, warum massive 
Bombardements, Vertreibungen und Blockaden als 
„notwendige Maßnahmen“ gelten dürfen, wo sie an-
dernorts als barbarisch verurteilt würden. Wer Gaza 
betrachtet, ohne diese kolonialen Kontinuitäten mit-
zudenken, versteht weder die strukturelle Gewalt 
noch das westliche Versagen. 

Ausblick 
Doch Kritik allein genügt nicht. Wer die Unteilbar-
keit und Integrität von Menschenrechten verteidigen 
will, muss bereit sein, Konsequenzen zu ziehen: die 
Konsequenz, Rechtsverstöße überall gleich zu be-

nennen und die Bereitschaft, internationale Instituti-
onen wie den Internationalen Strafgerichtshof nicht 
nur rhetorisch zu stützen, sondern praktisch gegen 
politische Angriffe zu verteidigen. Es geht darum, 
die Menschenrechte wieder als Maßstab des Han-
delns zu verankern – nicht als politische Variable. 
Nur wenn Europa klar zeigt, dass es keine doppelten 
Standards akzeptiert, dass Recht nicht der Macht, 
sondern Macht dem Recht verpflichtet ist, kann das 
Versprechen von „Nie wieder“ glaubwürdig bleiben. 
Es geht nicht nur um den Nahostkonflikt, sondern 
um die Frage, ob das postkoloniale Erbe Europas 
tatsächlich überwunden ist – oder ob es sich in der 
ungleichen Anwendung des Völkerrechts schlicht-
weg fortschreibt. Insofern ist Gaza eine Bewährungs-
probe für das demokratische Selbstverständnis, für 
das Vertrauen in die Kraft des Rechts – und für das 
Vermächtnis von Nürnberg. Jetzt ist der Moment, 
diese Prinzipien zu verteidigen. Nicht irgendwann. 
Jetzt.

 

 

 

  Dr. Alexander Schwarz

Dr. Alexander Schwarz ist Jurist und Co-Leiter des 
Programmbereichs Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung 
bei der juristischen Menschenrechtsorganisation European 
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) mit Sitz in 
Berlin.

Wer aber das Völkerrecht nur dann bemüht, 
wenn es strategisch opportun ist, zerstört 
seine normative Glaubwürdigkeit.

17Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 3/ 2025



Arnaud Jaegers – unsplash

DEMOKRATISCHE 
„VERGESSLICHKEIT“
Angriffe auf die Zivilgesellschaft zeigen, dass die 
Demokratie in der EU krank ist
Die anhaltenden Angriffe auf die Zivilgesellschaft in Europa, angeführt von 
der extremen Rechten und Konservativen, sind zutiefst beunruhigend. Sie 
spiegeln Trends wider, die auch in autoritären Regimes auf der ganzen Welt 
zu beobachten sind, und sollten für alle europäischen Bürger:innen ein Warn-
signal sein. 

Die meisten Menschen werden noch nie von Qa-
targate gehört haben oder es bereits wieder 
vergessen haben. Doch die Wellen, die die-
ser Korruptionsskandal im Dezember 2022 

schlug, sind in Brüssel noch immer zu spüren. An-
statt dass die Korruption danach bekämpft wurde, 
war es der Beginn einer aggressiven Kampagne ge-
gen zivilgesellschaftliche Organisationen.

Der Qatargate-Skandal erschütterte das Europä-
ische Parlament und warf Fragen zu Interessenkon-
flikten, Nebentätigkeiten, Drehtüren, Transparenz 
von Lobbyarbeit, informellen „Freundschaftsgrup-
pen“, Geschenken und Reisen sowie regelrechter 

Bestechung auf. Die anfängliche, einheitliche poli-
tische Empörung im Europäischen Parlament nach 
dem Qatargate-Skandal hielt mehr oder weniger 
bis Weihnachten 2022 an. Am 15. Dezember 2022 
verabschiedete das Parlament eine Resolution zur 
Stärkung der Transparenz- und Ethikregeln. Doch 
noch bevor das Jahr zu Ende ging, begann dieser 
politische Wille wie Eiskappen zu schmelzen. 

Und nach sechs Monaten politischer Debatten 
waren kaum Fortschritte zu verzeichnen. Die Vor-
sitzenden von Transparency International (TI)und 
LobbyControl kritisierten, dass die großspurigen 
Ankündigungen, bessere Regeln einzuführen, kaum 
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umgesetzt worden seien. Im April 2024 forderten 
europäische Parlamentarier mehr Sanktionen ge-
gen Russland als Reaktion auf die Verbreitung von 
Anti-EU-Desinformation durch den Kreml und die 
Bezahlung von EU-Politiker:innen. Im März 2025 
erschütterte ein weiterer Korruptionsskandal die 
Brüsseler Blase, diesmal mit dem chinesischen Te-
lekommunikationsgiganten Huawei im Epizentrum.

Ausländische Agenten
Was tatsächlich geschah, war die Einleitung von 
zwei wichtigen politischen Entwicklungen, die noch 
immer andauern. Genau ein Jahr nach Qatargate 
schlug die Europäische Kommission ein Paket zur 
Verteidigung der Demokratie vor, um die EU gegen 
Bedrohungen ihrer Demokratie zu schützen. Darauf 
folgte die 2024 angekündigte European Democracy 
Shield Initiative, die sich auf die Stärkung der In-
formationsintegrität in Europa konzentriert, „indem 
sie Probleme wie Desinformation und Wahlbeein-
flussung angeht“. Teil davon ist der Vorschlag für 
eine EU-Gesetzgebung zur Transparenz der Inte-
ressenvertretung im Auftrag von Drittländern, der 
sehr schnell kritisch als „Auslandsagenten-Gesetz“ 
bezeichnet wurde.  1

Transparency International und andere warnten 
vor diesem Vorschlag, da er das eigentliche politi-
sche Ziel der Verteidigung der Demokratie unter-
graben könnte: „Er ähnelt sehr den sogenannten 
‚Auslandsagenten‘-Gesetzen, die wir in Autokratien 
sehen, die versuchen, die Opposition zu unterdrü-
cken. Insbesondere die Forderung an zivilgesell-
schaftliche Organisationen, ausländische Finanz-
mittel offenzulegen, birgt die Gefahr, dass sie als 
ausländische Agenten eingestuft werden.“ Als der 
Vorschlag vorgestellt wurde, sagte Vitor Teixeira, 
Senior Policy Officer bei TI, dass „der Vorschlag 
nicht nur wirkungslos, sondern auch gefährlich sein 
wird“.  2

In einer Analyse des Vorschlags für ein Gesetz 
über ausländische Agenten schreibt die Expertin 
Emilia Korkea-aho, Professorin an der Universität 
Ostfinnland: „Die komplexesten Fragen ergeben 
sich im Zusammenhang mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. Zwar ist es notwendig, dass die 
Richtlinie auch für sie gilt, doch sollte dies in einer 
Weise geschehen, die die Besonderheiten des Sektors 
als Ganzes bewahrt.“  3

Obwohl die Europäische Kommission behaup-
tet, dass der vorgeschlagene europäische Demo-
kratieschutz darauf abzielt, „unabhängige Medien 
und Journalist:innen zu unterstützen sowie die Zi-
vilgesellschaft zu schützen“, halten die Angriffen 
auf NGOs durch konservative und rechtsextreme 
Politiker:innen im Europäischen Parlament an. 

Keine Finanzierung für NGOs 
Nach dem Qatargate kam es zu einer konservati-
ven Gegenreaktion. Im Dezember 2022 erklärte die 
EVP, dass der Wahlkampf für die EU-Wahlen 2024 

begonnen habe und dass „wir über NGOs sprechen 
müssen“. Anfang 2023 wurde deutlich, dass Qatar-
gate von rechten Politiker:innen genutzt wurde, 
um Zweifel an der Zivilgesellschaft zu säen. Für sie 
sind die manchmal erfolgreichen Kampagnen von 
oft unterfinanzierten und unterbesetzten NGOs ein 
Ärgernis – sie widersprechen ihren Narrativen vom 
privaten Sektor und ihrer neoliberalen Ideologie. 
Unter dem Motto „Verbesserung der Transparenz 
und NGOs“ gelang es der EVP, eine Plenardebat-
te zu diesem Thema zu erreichen, die den Beginn 
einer Hexenjagd zur Mundtotmachung von NGOs 
darstellte. Die deutsche Europaabgeordnete Monika 
Hohlmeier (CSU) erklärte, sie werde die Debatte 
nutzen, um die Zuschüsse für NGOs, die sich für 
bestimmte Anliegen einsetzen, zu beenden.

Eine seltsame Position. Das EU-Recht sieht vor, 
dass die Zivilgesellschaft eine grundlegende Rolle 
bei der Politikgestaltung spielt. Artikel 11 des EU-
Vertrags besagt, dass die EU-Institutionen „den Bür-
gern und repräsentativen Verbänden mit geeigneten 
Mitteln die Möglichkeit geben, ihre Standpunkte in 
allen Bereichen des Handelns der Union bekannt zu 
machen und öffentlich auszutauschen“ und „einen 
offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog mit 
repräsentativen Verbänden und der Zivilgesellschaft 
führen“.

Hohlmeier hat sich für die Kürzung der EU-
Finanzmittel für Umwelt-NGOs eingesetzt und die 
Verwendung „öffentlicher Gelder für Lobbyarbeit 
und Interessenvertretung“  4 kritisiert, insbesondere 
aus dem LIFE-Fonds, der von der Kommission zur 
Unterstützung von Umwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen (nicht nur von NGOs) eingerichtet wurde. 
Dabei bekommt sie selbst jährlich 75.000 Euro von 
BayWa, einem deutschen Unternehmen, das mindes-
tens 6,5 Millionen Euro aus dem LIFE-Fonds erhal-
ten hat. BayWa, der größte Agrarhändler Deutsch-
lands, soll Berichten zufolge auch Lobbyarbeit im 
Europäischen Parlament betreiben. 

Die grüne Europaabgeordnete Freund erwähnte 
kürzlich, dass „der LIFE-Fonds jährlich 15,6 Milli-
onen Euro an Umwelt-NGOs und zivilgesellschaft-
liche Organisationen vergibt, was zwischen 2021 
und 2023 insgesamt 46,8 Millionen Euro entspricht. 
Freund weist darauf hin, dass multinationale Unter-
nehmen wie Shell im gleichen Zeitraum siebenmal so 
viel, Volkswagen doppelt so viel und BASF zwölfmal 
so viel erhalten haben. 

Die EVP auf autoritärer Mission
Seit letztem Jahr verfolgen die EVP und die ext-
reme Rechte eine Mission à la Orbán, um NGOs 
die Finanzierung zu entziehen. Sie haben aus dem 
Nichts einen NGO-Skandal konstruiert, indem sie 
behaupteten, die Europäische Kommission habe 
NGOs angewiesen und finanziert, sich bei den Ab-
geordneten für den Green Deal einzusetzen. Da-
für gibt es keine Beweise, und viele haben diese 
Geschichte überprüft und widerlegt. Vergeblich. 
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1	 https://epd.eu/what-we-do/policy/european-democracy-shield/

2	 https://transparency.eu/transparency-international-eu-demands-
bolder-defence-of-democracy-package/

3	 https://transparency.eu/joint-statement-eu-foreign-interference-
law-a-threat-to-civil-society/

4	 https://www.politico.eu/article/european-commission-ngos-
lobbying-environmental-advocacy-green-funds-life-program/

5	 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CONT-
AM-770056_EN.pdf

Im Juni hat die EVP zusammen mit der extremen 
Rechten eine neue Arbeitsgruppe – innerhalb des 
Haushaltskontrollausschusses des Europäischen 
Parlaments, CONT – eingerichtet, um die Finan-
zierung von NGOs zu überprüfen. Die EVP hat 
bereits gefordert, alle Förderverträge mit NGOs 
offenzulegen.

Konservative und rechtsextreme Europaabgeord-
nete sprachen von „unangemessener Einflussnahme“ 
durch NGOs und „unverschämter Veruntreuung von 
Steuergeldern, indem Milliarden in ein undurchsich-
tiges Netzwerk von NGOs und Thinktanks fließen, 
um die eigene politische Agenda voranzutreiben und 
abweichende Stimmen zum Schweigen zu bringen; 
verurteilt diesen riesigen EU-NGO-Propaganda-
komplex, der die Demokratie untergräbt und einen 
massiven Verrat an den europäischen Bürger:innen 
darstellt“. Es ist klar, dass es hier um viel mehr als 
„unangemessene Zuschüsse“ geht.  5

Es geht darum, den geringen Spielraum einzu-
schränken, den zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen in einer von Unternehmenslobbygruppen do-
minierten politischen Arena der EU erhalten haben. 
Die EVP wird vor autoritären Maßnahmen nicht zu-
rückschrecken. Das bedeutet, dass NGOs manch-
mal aufgefordert werden, keine Kontakte zu Abge-
ordneten zu pflegen, einen Teil ihrer Finanzierung 
verlieren, mit Abschreckungseffekten oder sogar 
Selbstzensur konfrontiert werden. Einige Beobach-
ter befürchten, dass das Ziel darin besteht, dies bis 
zu den Verhandlungen über den nächsten mehrjäh-
rigen EU-Haushalt auf der politischen Agenda zu 
halten und die Mittel zu kürzen. 

In diesem Sommer verloren NGOs, die im Be-
reich der öffentlichen Gesundheit tätig sind, die Be-
triebskostenzuschüsse der Kommission für 2025 aus 
dem EU4Health-Arbeitsprogramm, das heißt neun 
Millionen Euro, mit denen sie Personal und Büros 
bezahlen. Gesundheitskommissar Olivér Várhelyi, 
Mitglied der Partei von Viktor Orbán, bezeichnete 
die Finanzierung von NGOs als „illegal“. Es scheint, 
als hätten viele Politiker:innen den EU-Vertrag ver-

gessen und dass kritische Kontrollinstanzen für eine 
gesunde Demokratie unerlässlich sind.

 

 

 

  Hans van Scharen

Hans von Scharen ist Forscher am Corporate Europe Observatory 
(enthält keine EU-Finanzmittel).

Es scheint, als hätten viele Politiker:innen 
den EU-Vertrag vergessen und dass 
kritische Kontrollinstanzen für eine gesunde 
Demokratie unerlässlich sind.

https://www.corporateeurope.org/en/2025/03/
false-alarm-fake-news-and-right-fuel-attack-ngos
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DEMOKRATIE UNTER 
DRUCK – VON BRÜSSEL 
BIS BERLIN
Eine Koalition aus Politiker:innen, Medien und Konzernlobbyisten setzt seit 
Monaten die Zivilgesellschaft unter Druck. Ihr Ziel ist es, kritische Stimmen 
aus öffentlichen Debatten und politischen Entscheidungen zu drängen. Da-
hinter stehen zum einen autoritären Machtansprüche, zum anderen aber auch 
Geschäftsinteressen. Die Folgen sind bereits jetzt spürbar: Immer weniger 
Vereine wagen es, sich politisch zu äußern und einzumischen  das ist eine 
reale Gefahr für die Demokratie.

Viele politische Initiativen und Verbände kennen 
das bereits: Sind sie erfolgreich mit ihren An-
liegen, ist das manchen Mächtigen ein Dorn 
im Auge. So war das beispielsweise beim ge-

planten EU-US-Handelsabkommen TTIP. Den Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft, die dagegen mo-

bilisiert hatten, wollten damals CDU-Politiker:innen 
die EU-Fördergelder streichen. Damals ist dieses 
Vorhaben gescheitert – auch das Handelsabkommen 
kam nicht zustande.

Doch was derzeit passiert, hat eine neue und be-
drohliche Qualität: In Brüssel greifen Politiker:innen 
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von CDU/CSU die Finanzierung von Umweltver-
bänden massiv an und verbreiten Lügen über angeb-
liche Auftragslobbyarbeit für die EU-Kommission. 
Und in Berlin drohen Unionspolitiker:innen Orga-
nisationen, die gegen den Bruch der Brandmauer 
durch den Bundeskanzler mobilisieren, ganz unver-
hohlen mit Folgen für ihre staatlichen Zuschüsse. 
Auch Beteiligungs- und Klagerechte werden ver-
mehrt infrage gestellt.

Die nötige Stimmungsmache dazu kommt von 
Medien wie der Welt und ultrarechten Formaten 
wie Nius. Diese diskreditieren zivilgesellschaftliche 
Organisationen als Teil eines vermeintlichen „Schat-
tenstaats“, der angeblich gegen die Interessen der 
Allgemeinheit arbeitet. Die Folgen für demokrati-
sche Prozesse sind schon jetzt spürbar. In der Studie 
„Desinformation, Diffamierung und Defunding: Zi-
vilgesellschaft unter Druck“ hat LobbyControl die 
Kampagnen genauer untersucht  – und folgende 
Thesen aufgestellt:

1.	 Zivilgesellschaftliche Organisationen sind unver-
zichtbar für die Demokratie – als Bollwerk gegen 
autoritäre Kräfte, aber auch als Gegengewicht zur 
Übermacht finanzstarker Konzernlobbyinteres-
sen: Zivilgesellschaftliche Akteur:innen bündeln 
Anliegen von Bürger:innen für die Politik und 
schaffen Räume für demokratisches Engagement. 
Sie sind damit ein notwendiges Gegengewicht, 
um die Lobbymacht von einflussreichen und fi-
nanzstarken Konzernen auszugleichen. Unsere 
Zahlen zeigen: Zu den 100 größten Lobbyakteu-
ren nach Lobbyausgaben zählen 81 Akteure mit 
wirtschaftlichen Interessen und nur sieben NGOs 
im weiteren Sinne.

2.	 Bei den Angriffen auf die Zivilgesellschaft ver-
schränken sich autoritäre Interessen mit Kon-
zerninteressen: Autoritäre Kräfte wollen kritische 
Stimmen schwächen, um ihre Macht auszubau-
en – das lässt sich in Ländern wie Ungarn oder 
Russland schon länger beobachten. Doch auch 
Konzerne, die ihre Geschäftsmodelle durch das 
Engagement von NGOs gefährdet sehen, haben 
ein Interesse daran, kritische Stimmen aus der 
Zivilgesellschaft zu schwächen. Unsere Studie 
zeigt: Hinter den Kampagnen stehen auch Lob-
byisten mit Verbindungen zur Chemieindustrie 
oder zur arbeitgeberfinanzierten PR- und Lobby-
organisation Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft (INSM).

3.	 Die Angriffe finden in einem politischen Umfeld 
statt, in dem zentrale zivilgesellschaftliche Errun-
genschaften zurückgedreht werden: Die Angriffe 
auf Umwelt-, Verbraucher- oder Menschenrechts-
verbände gehen einher mit massivem politischen 
Druck, politische Errungenschaften bei Themen 
wie Umweltschutz oder Menschenrechten wieder 
zurückzudrehen – in Brüssel ebenso wie in Ber-

lin. Die politischen Kampfbegriffe dazu lauten 
Deregulierung, Bürokratieabbau oder Wettbe-
werbsfähigkeit. Der Brüsseler Green Deal etwa 
wurde von Umweltverbänden mit erstritten und 
diente auch dazu, fossile Geschäftsmodelle zu be-
schneiden und wird nun unter neuen Mehrheiten 
und Lobbydruck wieder abgebaut. In Berlin wie 
in Brüssel steht zudem das lang erkämpfte Liefer-
kettengesetz zum Schutz von Menschenrechten 
auf der Streichliste.

4.	 Unionspolitiker:innen lassen sich von der AfD 
und deren autoritären Vorbildern treiben: 
Die Kampagne gegen zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen hat an Fahrt aufgenommen, seit 
sich Politiker:innen von CDU/CSU wie Monika 
Hohlmeier oder Markus Söder vor den Karren 
von Parteien wie der vom Verfassungsschutz als 
gesichert rechtsextremistisch eingestuften AfD 
haben spannen lassen. Deren Vorbilder sind wie-
derum autoritäre Machthaber wie Viktor Orbán 
oder Wladimir Putin, die die kritische Zivilge-
sellschaft schon seit Jahren einschüchtern. Sie 
greifen zudem auf Verschwörungserzählungen 
wie die eines angeblichen Deep State aus dem 
Umfeld von Trumps MAGA-Bewegung zurück. 
Es ist äußerst bedenklich, wie sich Teile der Re-
gierungsparteien CDU/CSU an diesen Erzählun-
gen und Kampagnen beteiligen.

5.	 Das ultrarechte Onlineportal Nius verbreitet 
Desinformation über NGOs und betreibt damit 
Stimmungsmache: Ultrarechte und verschwö-
rungstheoretische Plattformen wie Nius haben 
unter dem Begriff „NGO-Komplex“ die demo-
kratische Zivilgesellschaft zu ihrem Feindbild er-
klärt. Aber auch Medien wie die Welt greifen Er-
zählungen und auch Falschinformationen rund 
um das Thema immer wieder auf. Dadurch erhält 
die Diffamierung einen vermeintlich seriöseren 
Anstrich und findet große Verbreitung. Auch die 
Bild-Zeitung beteiligt sich an den Diffamierungs-
kampagnen. Hier sind kritische Medien gefragt, 
die die Interessen hinter den Kampagnen aufzei-
gen, statt sich davon treiben zu lassen.

6.	 Neben autoritären Playbooks greifen die 
Akteur:innen hinter den Diffamierungskampa-
gnen auf aggressive PR-Strategien zurück: Die 
Methoden der Angriffe reichen von Desinfor-
mation über Infragestellen von öffentlichen För-
dergeldern und zentralen zivilgesellschaftlichen 
Instrumenten wie Beteiligungs- und Klagerechte. 
PR-Strategien und Konzernlobbyisten greifen da-
rüber hinaus auch auf gezielte Klagen zum Zweck 
der Einschüchterung, sogenannte SLAPP-Klagen 
(Strategic Lawsuits Against Public Participation) 
zu. Zum Instrumentenkasten gehört außerdem 
das Astroturfing: Hierbei wird mit Hilfe von 
künstlichen Bürgerinitiativen Protest von un-
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ten suggeriert und damit Verwirrung gestiftet. 
So setzt sich zum Beispiel die Initiative Trans-
parente Demokratie scheinbar für transparente 
Finanzierung von NGOs ein, beteiligt sich aber 
vor allem daran, kritische zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen zu schwächen. Dahinter steht unter 
anderem der Leiter der Konzernkommunikation 
des Chemiekonzerns Bayer. All diese Instrumente 
dienen dazu, zivilgesellschaftliche Akteur:innen 
einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen und 
als politische Kräfte zu schwächen.

7.	 Die Kampagne gegen zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen hat bereits Folgen  – auch in 
Deutschland: Das Klima für progressive politi-
sche Vereine und NGOs ist rau geworden. Wäh-
rend weltweit laut dem Civicus Monitor nur 3,6 % 
der Menschen in Staaten mit freier Zivilgesell-
schaft leben, ist die Situation in Deutschland noch 
vergleichbar gut. Doch die aktuellen Entwick-
lungen sind bedrohlich und es ist zu befürchten, 
dass zivilgesellschaftliche Handlungsräume auch 
hier weiter eingeschränkt werden. Schon jetzt 
verstummen immer mehr zivilgesellschaftliche 
Vereine als politische Akteure. Gelder und Stel-
len werden gestrichen und zivilgesellschaftliche 
Instrumente wie Klage- und Beteiligungsrechte 
stehen auf manchen politischen Streichlisten. 
NGOs werden aus politischen Beteiligungspro-
zessen gedrängt – in Deutschland, aber auch auf 
EU-Ebene. So wurden EU-Kommissar:innen ver-
pflichtet, jetzt zweimal jährlich so genannte Im-
plementation Dialogues zu Regelungsvorhaben 
zu halten. Zu befürchten ist, dass Unternehmen 
dabei privilegierte Zugänge bekommen, während 
Umweltverbände an den Rand gedrängt werden.

8.	 Zivilgesellschaft braucht Rückendeckung und 
Stärkung: Damit die Zivilgesellschaft weiter 
die Demokratie stärken kann, braucht sie klare 
politische Rückendeckung. Die Unionsparteien 
dürfen sich nicht von der AfD und ihrem Umfeld 

treiben lassen. Es braucht endlich ein angemesse-
nes Gemeinnützigkeitsrecht, gesicherte öffentli-
che Finanzierung und Regeln gegen einseitigen 
Lobbyeinfluss. Gleichzeitig müssen sich zivilge-
sellschaftliche Organisationen darauf vorberei-
ten, weiter unter Druck zu geraten: Dazu gehört, 
Schutzkonzepte zu erarbeiten und im Fall der 
Fälle sich auf ein solidarisches Netzwerk berufen 
zu können. Hier ist die gesamte demokratische 
Zivilgesellschaft gefragt, sich gegenseitig zu stüt-
zen, um gemeinsam stark zu bleiben.

 

 

 

  Dr. Christina Deckwirth

Dr. Christina Deckwirth arbeitet als Campaignerin für 
LobbyControl und recherchiert zu Themen wie dem Einfluss der 
fossilen Lobby auf die Klimaschutzpolitik und den aktuellen 
Angriffen auf die Zivilgesellschaft.

Zivilgesellschaftliche Akteur:innen bündeln 
Anliegen von Bürger:innen für die Politik 
und schaffen Räume für demokratisches 
Engagement.

Dieser Artikel beruht in Teilen auf einem 
Blogbeitrag von LobbyControl, der eine aktuelle 
Studie „Desinformation, Diffamierung und 
Defunding: Zivilgesellschaft unter Druck“ 
zusammenfasst. Die Studie lässt sich hier 
kostenlos bestellen oder downloaden: 

https://www.lobbycontrol.de/aus-der-lobbywelt/
neue-studie-wer-steckt-hinter-den-kampagnen-
gegen-die-zivilgesellschaft-122514/
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Andrew Stutesman – unsplash

PROTEST UNTER 
TERRORVERDACHT
Wie Deutschland im Umgang mit der  
Palästinasolidarität Grundrechte abbaut
Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und Schutz vor staatlicher Willkür sind in 
immer mehr Ländern bedroht oder gar nicht mehr vorhanden. Zivilgesellschaft-
liche Handlungsräume sind in Gefahr. So lautet das Fazit des aktuellen Atlas 
der Zivilgesellschaft, den die Organisation Brot für die Welt veröffentlicht. Für 
Menschen und Organisationen, die sich für die Rechte der Palästinenser:innen 
einsetzen, ist dieser Befund keine Überraschung. Ganz besonders nicht in 
Deutschland.

Im Sommer 2024 stellte ein Bericht der Vereinten Na-
tionen fest, dass weltweit palästinasolidarische 
Proteste besonders hart unterdrückt werden.  1 
Daran hat sich auch ein Jahr später nichts geän-

dert. Im Gegenteil: Anfang September nahm die bri-
tische Polizei in London 857 Menschen fest, weil sie 
friedlich dagegen protestierten, dass die Gruppe Pa-

lestine Action zur Terrororganisation erklärt wurde. 
Vielen droht die Anklage nach Antiterrorgesetzen. 

Auch in Deutschland gehen Polizei und Behör-
den mit großer Härte gegen palästinasolidarische 
Proteste vor. Die hiesigen Einschränkungen gehö-
ren laut dem UN-Bericht weltweit zu den strengsten. 
Pauschale Demonstrationsverbote, Einschränkung 
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der Meinungsfreiheit und exzessive Polizeigewalt 
sind an der Tagesordnung. Anfang Juni dieses Jahres 
schrieb der Menschenrechtskommissar des Europa-
rats, Michael O’Flaherty, deshalb einen Brandbrief 
an Innenminister Dobrindt.  2 Ein Rüffel in dieser 
Deutlichkeit ist ein Novum. 

Legitime Meinung oder strafbare Handlung?
Häufiger Anlass für Konfrontationen zwischen De-
monstrierenden und Polizei ist die Parole „From 
the river to the sea“. Sie ist Bestandteil des im No-
vember 2023 erlassenen Betätigungsverbots für die 
Hamas. Damit stufte das Bundesinnenministerium 
den Ausruf pauschal als Terrorsymbol ein. Folgt man 
dieser Meinung, ist die Parole per se strafbar – es 
kommt also nicht auf den Kontext der Äußerung 
an. Dabei ist die Formulierung mehrdeutig. Viele 
fordern damit gleiche Rechte für Jüd:innen und 
Palästinenser:innen zwischen Jordanien und dem 
Mittelmeer. 

Die Rechtsprechung dazu ist bisher uneinheit-
lich.  3 Das Bundesverfassungsgericht hat in frü-
heren Verfahren zur Zurückhaltung bei der straf-
rechtlichen Bewertung von Meinungsäußerungen 
gemahnt. Bei der Auslegung müssen Aussagen in 
der „harmlosesten“, sprich meinungsfreiheitsfreund-
lichsten Variante ausgelegt und im Einzelfall auf 
ihre Strafbarkeit hin geprüft werden. Doch für die 
Polizei ist die Parole – unabhängig vom Kontext, 
in dem sie geäußert wird – immer wieder Anlass, 
um mit unverhältnismäßiger Härte gegen friedliche 
Demonstrant:innen vorzugehen. 

Auch in anderen Fällen werden legitime Mei-
nungsäußerungen zur strafbaren Handlung: Im 
April 2025 verurteilte das Amtsgericht Tiergarten 
eine Frau wegen Volksverhetzung, weil sie bei ei-
ner Protestaktion vor dem Bundestag zwei Schilder 
hochgehalten hatte. Auf dem einen stand „Haben 
wir aus dem Holocaust nichts gelernt?“, auf dem an-
deren: „NEIN zu der Ermordung von derzeit 8.500 
Zivilisten in Gaza“.

Im Zweifel gegen die Versammlungsfreiheit
Polizeiliche Maßnahmen werden zudem verstärkt 
ins Vorfeld von Protesten verlagert. Die Versamm-
lungsbehörden verbieten Demonstrationen oder be-
schränken sie durch unverhältnismäßige Auflagen.

Die Stadt Frankfurt etwa verbot auf Grundlage 
einer Gefahrenprognose die für den 30. August ge-
plante United4Gaza-Demonstration. Vor dem Ver-
waltungsgericht kassierte sie damit eine krachende 
Niederlage. Die Richterin wies darauf hin, dass ein 
Versammlungsverbot nur als Ultima Ratio in Be-
tracht kommt und hier „nicht im Ansatz gerecht-
fertigt“ war. 

Im Februar 2025 verbot die Berliner Versamm-
lungsbehörde für eine Palästina-Solidaritätsdemons-
tration alle Sprachen außer Deutsch und Englisch. 
Weil Demonstrant:innen trotzdem auf Arabisch 
sangen, ging die Polizei gewaltsam gegen sie vor. 

Begründung: Arabisch gefährde auf der Demonst-
ration die öffentliche Sicherheit. 

Angriff auf offene Debattenräume
Doch nicht nur bei Straßenprotesten erleben wir 
Angriffe auf die Meinungsfreiheit. Seit dem 7. Ok-
tober 2023 wurden auch zahlreiche Veranstaltungen 
abgesagt beziehungsweise Personen ausgeladen, die 
vermeintlich oder tatsächlich die Israel-Boykott-
Kampagne BDS unterstützen oder einen anderen 
Bezug zu Palästina haben. Das betraf auch promi-
nente Stimmen wie die Autorinnen Adania Shibli 
und Masha Gessen. 

Wie sehr sich offene Debattenräume in Deutsch-
land schließen, musste auch die UN-Sonderbericht-
erstatterin für das palästinensische Gebiet, Francesca 
Albanese, erfahren. Die Ludwig-Maximilians-Uni-
versität in München und die Freie Universität in 
Berlin sagten ihre Vorträge ab. In Berlin fand die 
provisorisch organisierte Alternativ-Veranstaltung 
in den Räumen der Zeitung Junge Welt nur unter 
massiver Polizeibeobachtung statt. 

Zu dieser Entwicklung trägt leider auch die soge-
nannte Antisemitismus-Resolution bei, die der Deut-
sche Bundestag am 7. November 2024 verabschiede-
te. Deutschland hat eine besondere Verantwortung, 
Antisemitismus und Rassismus zu bekämpfen und 
jüdisches Leben zu schützen. Doch diesem wichti-
gen Ziel wird die Resolution nicht gerecht. Stattdes-
sen gefährdet sie die Meinungs- und Wissenschafts-
freiheit.  4 

Sie fordert für die Vergabe von Fördermitteln eine 
Überprüfung aller Institutionen auf Antisemitismus. 
Zur Bewertung legt die Resolution die international 
umstrittene Definition der International Holocaust 
Remembrance Alliance (IHRA) zugrunde. Diese 
wird häufig benutzt, um legitime Kritik an der is-
raelischen Regierungspolitik mit Antisemitismus 
gleichzusetzen. Als Rechtsgrundlage für Behörden-
praxis war sie nie gedacht. Einer ihrer Autor:innen, 
Professor Kenneth Stern, hat sich davon deutlich 
distanziert und warnt vor einer Einschränkung der 
Meinungsfreiheit.  5

Tatsächlich führt die Antisemitismus-Resolution 
bereits dazu, dass Organisationen Räume für Veran-
staltungen verweigert und Fördergelder gestrichen 
werden. Wissenschaftler:innen meiden zudem The-
men wie Völkermord, Apartheid und den Nahost-
konflikt aus Angst, als antisemitisch diffamiert zu 
werden. 

Zivilgesellschaftliche Handlungsräume  
solidarisch verteidigen
Längst hat dieser Diskurs auch aufenthaltsrechtliche 
Konsequenzen: Laut Koalitionsvertrag von CDU/
CSU und SPD sollen Migrant:innen ihren Aufent-
haltstitel verlieren, wenn sie wegen „antisemitisch 
motivierter Straftaten“ verurteilt werden. Was da-
runter fällt, ist nicht definiert. Die bisherigen Er-
fahrungen lassen aber befürchten, dass auch hier 
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Äußerungen als antisemitisch eingestuft werden, die 
eine legitime Meinungsäußerung sind. 

All dies hat weitreichende Folgen für zivilgesell-
schaftliche Handlungsräume insgesamt. Was Regie-
rungen, Behörden und Polizei hier an Praxis etab-
lieren, wird mit großer Sicherheit auch an anderer 
Stelle zur Anwendung kommen. Der Umgang mit 
unliebsamen Klimaprotesten weist bereits in diese 
Richtung. 

Was dagegen hilft, ist Solidarität. Es geht nicht 
darum, ob wir die Positionen von einzelnen Per-
sonen oder Organisationen zum Nahostkonflikt 
teilen. Es geht darum, dass die Freiheitsrechte von 
Mitbürger:innen verletzt werden. Und zwar von 
Menschen, die vielfach ohnehin täglich Rassismus 
erfahren und deren Aufenthaltsstatus allzu oft pre-
kär ist. Wir müssen dagegen aufstehen, wenn po-
litische Entscheidungsträger:innen palästinasoli-
darische Stimmen diffamieren, dämonisieren und 
kriminalisieren.

Pauschale Verbote von bestimmten Ausrufen oder 
Symbolen müssen zurückgenommen werden, soweit 
sie von der Meinungsfreiheit gedeckt sind. Paläs-
tinasolidarische Versammlungen dürfen nicht pau-
schal verboten werden und Auflagen müssen stets 
verhältnismäßig sein. Polizeigewalt gegenüber paläs-
tinasolidarischen Aktivist:innen muss unabhängig 
untersucht und die verantwortlichen Einsatzkräfte 
müssen zur Rechenschaft gezogen werden.

Vielleicht markiert der 27. September 2025 einen 
Wendepunkt in der öffentlichen Wahrnehmung pa-
lästinasolidarischer Proteste: Über 100.000 Men-
schen versammelten sich in Berlin zur größten 
Demonstration gegen den Genozid in Gaza, die es 
hierzulande bislang gab. Eine deutliche Kritik an 
der Politik der Bundesregierung. Und ein wichtiges 

Zeichen der Solidarität mit allen Menschen, die sich 
für die Rechte der Palästinenser:innen stark machen. 

 

 

 

  Dr. Julia Duchrow 

Dr. Julia Duchrow ist promovierte Völkerrechtlerin und seit 2023 
Generalsekretärin von Amnesty International in Deutschland.

Pauschale Demonstrationsverbote, 
Einschränkung der Meinungsfreiheit 
und exzessive Polizeigewalt sind an der 
Tagesordnung.
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from the conflict in Gaza. 
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ANGRIFFE AUF DAS  
UMWELTVERBANDS­
KLAGERECHT
Was das bedeutet und wie damit umzugehen ist
Umweltverbandsklagen sind überproportional erfolgreich. Vielleicht ist genau 
das der Grund, warum sie bei manchen Interessensgruppen auf Kritik stoßen. 
Gleichzeitig sind sie sehr wichtig: Nur mit ihnen kann effektiv kontrolliert wer-
den, ob Umweltgesetze auch wirklich eingehalten werden. Weil es hier viele 
Umsetzungsdefizite gibt, müssen diese Klagerechte unbedingt geschützt und 
verteidigt werden.

Ein Blick in die Geschichte der Umweltverbands-
klage in Deutschland verdeutlicht deren recht-
liche und politische Verankerung: Seit Ende 
2006 haben anerkannte Umweltverbände mit 

dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) die 
Möglichkeit, umweltrelevante Behördenentschei-
dungen gerichtlich kontrollieren zu lassen – und 
zwar ohne darlegen zu müssen, dass die angegriffe-
ne Entscheidung sie in ihren eigenen Rechten ver-
letzt. Ziel solcher Verbandsklagen ist es vor allem, 
die Einhaltung geltenden Umweltrechts durch die 
Gerichte überprüfen zu lassen. Es geht in diesen 
Klageverfahren immer um die Frage, ob die Behör-

den im konkreten Einzelfall das bestehende Recht 
beachtet haben. Falls nicht, sind sie zur Einhaltung 
der Vorgaben zu verpflichten. 

Absicherung des Umweltverbandsklagerechts:  
die Aarhus-Konvention und EU-Recht
Das UmwRG geht auf die internationale Aarhus-
Konvention aus dem Jahr 1998 zurück, einen völ-
kerrechtlichen Vertrag, der der Öffentlichkeit in 
Umweltangelegenheiten verbesserten Zugang zu 
Informationen, das Recht auf Beteiligung an be-
hördlichen Entscheidungsverfahren und Klagemög-
lichkeiten gewährt. Die Europäische Union (EU) hat 
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die Aarhus-Konvention weitgehend, aber nicht voll-
ständig in europäisches Recht übernommen. Auch 
das deutsche UmwRG setzte die Vorgaben zunächst 
nur eingeschränkt um, was zur Folge hatte, dass ver-
schiedene Urteile des Europäischen Gerichtshofs be-
stimmte Vorgaben des Gesetzes für unvereinbar mit 
dem Unionsrecht erklärten. Darüber hinaus wurden 
auf mehreren Tagungen der Aarhus-Vertragsparteien 
ebenfalls Defizite des UmwRG beanstandet. Infol-
gedessen musste das UmwRG mehrfach geändert 
werden; eine weitere unions- und völkerrechtlich 
erforderliche Novellierung des Gesetzes, die für 
2024 geplant war, steht immer noch aus. Diese ist 
notwendig, um den vom Europäischen Gerichtshof 
beanstandeten, zu engen Anwendungsbereich des 
UmwRG zu erweitern. Es geht darum, Klagen von 
Verbänden gegen die Zulassung von Produkten zu-
zulassen und die im UmwRG festgelegte Vorausset-
zung für die Anerkennung eines Umweltverbands, 
dass er binnendemokratisch und mitgliedschaftlich 
verfasst ist, ersatzlos zu streichen, weil sie dem Völ-
kerrecht widerspricht.

Gegenstand der Angriffe und unsere Antworten
Klagerechte von Umweltverbänden sind immer wie-
der Gegenstand politischer Diskussionen. So haben 
sich CDU und CSU bereits in ihrem Wahlprogramm 
für die Bundestagswahl 2025 dafür ausgesprochen, 
das Verbandsklagerecht bei Infrastrukturvorha-
ben abzuschaffen. In ihrem Koalitionsvertrag hat 
sich die amtierende Bundesregierung ferner darauf 
verständigt, das Verbandsklagerecht „auf das euro-
parechtliche Mindestmaß ab[zu]senken und durch 
Initiativen der Bundesregierung auf eine weitere in-
ternationale Reduzierung hin[zu]wirken.“  1 

Vor dem Hintergrund der oben erwähnten völ-
ker- und unionsrechtlichen Absicherung des Ver-
bandsklagerechts scheint gerade die letzte Aussage 
grotesk; für eine Absenkung auf europarechtliches 
Mindestmaß gibt es schlicht und ergreifend keinen 
erkennbaren Spielraum. Auch das Ansinnen, auf 
eine Änderung der Aarhus-Konvention hinzuwir-
ken, um Verbandsklagen in Umweltangelegenheiten 
abzuschaffen, respektive einzuschränken, ist kaum 
überwindbaren Hürden ausgesetzt. Denn das Klage-
recht ist über entsprechende Regelungen der EU ab-
gesichert, die selbst Vertragspartei der Aarhus-Kon-
vention ist. Eine Änderung der Konvention bedarf 
der Zustimmung von drei Viertel der anwesenden 
und abstimmenden Vertragsparteien – bei aktuell 
47 Staaten und der EU ein politisch sehr schwieri-
ges Unterfangen. Da die EU selbst Vertragspartei 
der Konvention ist, sind auch Einschränkungen im 
europäischen Recht kaum möglich.

Einschüchterungsversuche auf anderen Wegen, 
etwa durch die unmittelbar nach der Bundestagswahl 
2025 durch die Abgeordneten Friedrich Merz und 
andere sowie die Fraktion der CDU/CSU gestellte 
umfassende Kleine Anfrage zur „politischen Neut-
ralität staatlich geförderter Organisationen“, wirken 

in diesem Licht eher substanzlos. Die Antwort, die 
noch die letzte Bundesregierung verfasste, verwies 
in puncto politischer Demonstrationen und Proteste 
etwa auf das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit, 
das auch vor Wahlen nicht eingeschränkt sei. Mit 
Blick auf die Gemeinnützigkeit zivilgesellschaft-
licher Organisationen verweist sie zudem auf eine 
Entscheidung des Bundesfinanzhofes, demzufolge 
gemeinnützige Organisationen politisch aktiv sein 
und auch außerhalb ihrer Satzungszwecke verein-
zelt zu tagespolitischen Themen Stellung nehmen 
dürfen.

Zahlen und Fakten zu Umweltverbandsklagen
Entgegen vielfach geäußerten Befürchtungen hat 
die Möglichkeit der Umweltverbände, umweltbe-
zogene Behördenentscheidungen anzufechten, auch 
nicht zu einer Klageflut geführt. Denn jede derartige 
Klage ist mit hohem Zeitaufwand und beträchtli-
chen Kosten für den Verband verbunden. Deswe-
gen prüfen die Verbände die Rechtslage und ihre 
spezifische Fachkompetenz in den strittigen Fragen 
umfassend, ehe sie sich zu einer Klage entschließen. 
Darauf lässt sich auch zurückführen, dass Rechts-
behelfe von Umweltverbänden  – wie mehrfach 
empirisch festgestellt – eine höhere Erfolgschance 
haben als Individualklagen. Die Auswertung der 
Verbandsklagen für die Jahre 2021 bis 2023 zeigt 
eine Erfolgsquote dieser Klagen von 51,3 % auf.  2 
Im Vergleich dazu liegt die allgemeine Erfolgsquote 
für Klagen vor den Verwaltungsgerichten bei circa 
zwölf %.  3 Die empirisch ermittelten Zahlen zu den 
bundesweit geführten Verbandsklagen zeigen au-
ßerdem, dass diese nur einen schwindend geringen 
Anteil der verwaltungsgerichtlichen Verfahren ins-
gesamt ausmachen. So geht aus dem jüngsten Mo-
nitoringbericht für die Jahre 2021 bis 2023 hervor, 
dass es im Schnitt pro Jahr bundesweit nur etwa 69 
Umweltverbandsklagen gab,  4 während beispielweise 
allein die Verwaltungsgerichte und das Oberverwal-
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tungsgericht in Nordrhein-Westfalen 2021 mehr als 
56.000 Verfahren erledigt haben.  5

Ein weiterer Vorteil der Verbandsklagen resultiert 
daraus, dass Umweltverbände nur anerkannt werden 
(und dann Klage erheben können), wenn sie über 
ausreichenden Sachverstand und Erfahrungen in 
ihren Sachgebieten verfügen. Sie nehmen deshalb 
als „Umweltanwälte“ Aufgaben der Allgemeinheit 
wahr und tragen auf diese Weise zum Abbau des 
Vollzugsdefizits bei, das gerade im Umweltrecht in 
großem Ausmaß besteht.

Wichtig ist schließlich auch, dass Einzelpersonen 
gegen umweltrelevante Entscheidungen der Behör-
den nur in vergleichsweise wenigen Fällen Rechtsbe-
helfe einlegen können; sie müssen nämlich immer – 
im Gegensatz zu den Umweltverbänden – darlegen, 
dass eine solche Entscheidung sie in ihren eigenen 
subjektiven Rechten verletzt. Das ist aber speziell bei 
umweltbezogenen Entscheidungen eher selten, weil 
es um den Schutz vor allem von Natur und Land-
schaft, des Bodens, des Wassers, der Luft und des 
Klimas geht, also von Gütern der Allgemeinheit. 
Allein die Verbandsklage ermöglicht es deshalb, die 
Einhaltung des Umweltrechts – zumindest in wich-
tigeren Fällen – effektiv gerichtlich kontrollieren zu 
lassen.

Bedeutung der Umweltverbandsklagen über den 
Einzelfall hinaus
Zu betonen ist: Erfolgreiche Umweltverbandsklagen 
leisten einen wichtigen Beitrag zum Umweltschutz. 
Das wirkt sich über den Einzelfall hinaus günstig 
auf die Praxis der Umweltverwaltung aus: Jedes Sa-
churteil eines Gerichts konkretisiert nämlich die im 
Einzelfall maßgeblichen rechtlichen Vorgaben und 
schafft damit Klarheit. Nicht nur die von einer Klage 
unmittelbar betroffenen, sondern auch andere fach-
lich zuständige Behörden sind dadurch in der Lage, 
die Regelungen sachgemäßer anzuwenden. Urteile 
der Verwaltungsgerichte in diesen Verfahren tragen 

somit nicht nur zur Durchsetzung von Umweltrecht 
bei, sondern fördern auch die Transparenz und Ver-
ständlichkeit eines vielfach als komplex empfunde-
nen Rechtsgebiets. 

 

 

 

  Dr. Cornelia Nicklas

Dr. Cornelia Nicklas ist Volljuristin und Leiterin des Bereiches 
Recht bei der Deutschen Umwelthilfe e.V.

Allein die Verbandsklage ermöglicht es 
deshalb, die Einhaltung des Umweltrechts – 
zumindest in wichtigeren Fällen – effektiv 
gerichtlich kontrollieren zu lassen.

1	 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. 
Legislaturperiode (2025): Verantwortung für Deutschland, Rnrn. 
2125ff.

2	 Wissenschaftliche Unterstützung des Rechtsschutzes 
in Umweltangelegenheiten in der 20. Legislaturperiode, 
Abschlussbericht, Band I, herausgegeben vom Umweltbundesamt 
(2025), S. 47.

3	 Wissenschaftliche Unterstützung des Rechtsschutzes 
in Umweltangelegenheiten in der 20. Legislaturperiode, 
Abschlussbericht: Kurzfassung (2025), S. 4.

4	 Umweltbundesamt (2025), S. 42f.

5	 Kurzfassung (2025), S. 2.
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551 FRAGEN  
UND IHRE FOLGEN
Wie Union, FDP, die Zeitung Welt und Co. seit der 
Bundestagswahl demokratischen Vereinen schaden
Im Februar 2025 ist der Wendepunkt unübersehbar. Einen Tag nach der Bun-
destagswahl stellen die Unionsparteien ihre mittlerweile weithin bekannten 
551 Fragen zur Finanzierung und zum Gemeinnützigkeitsstatus demokratischer 
Organisationen. Organisationen wie Omas Gegen Rechts, Campact, Green-
peace, Correctiv oder die Amadeu Antonio Stiftung werden darin als Feindbil-
der markiert und ihre Legitimität infrage gestellt. Trotz Kritik hält die Union 
an der Anfrage fest – sie will ein Narrativ setzen.

Im Januar hatten CDU und CSU erstmals mit der 
AfD eine Bundestagsabstimmung durchgesetzt. 
Danach besetzten Aktivist:innen CDU-Büros, 
250.000 Menschen protestierten bundesweit. 

Philipp Amthor sprach angesichts der Proteste von 
einem „Gift, das in die gesellschaftliche Mitte ein-
träufelt“.

Seitdem nehmen Angriffe auf die demokratische 
Zivilgesellschaft zu – durch überzogene parlamen-
tarische Anfragen, tendenziöse Medienberichterstat-
tung und blockierte Fördergelder auf kommunaler 
Ebene. Während diese Attacken einst vor allem von 
rechtsextremen Gruppen und Parteien wie der AfD 
ausgingen, kommen sie mittlerweile aus dem Kern 
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des konservativen Spektrums: von der CDU/CSU 
und von Medien wie die Welt, Cicero und Bild.

Deutschland am Wendepunkt
In vier Bereichen intensivieren sich die Angriffe: Der 
Diskurs wird schärfer, rechtliche Unsicherheiten wer-
den ausgenutzt, die finanzielle Förderung gefährdet, 
und Gewalt nimmt zu. Die Angriffe folgen einem 
autoritären Playbook der Rechtsextremen, das bei-
spielsweise in Ungarn, Polen, Italien oder den USA 
schon weiter fortgeschritten ist: Zivilgesellschaft 
wird mittels Desinformation delegitimiert, recht-
lich und finanziell eingeschränkt. Demokratische 
Akteur:innen werden zu Feinden der Meinungsfrei-
heit stilisiert. So sollen Gegenstimmen geschwächt 
und der autoritäre gesellschaftliche Umbau voran-
getrieben werden.

Diskursiv: Die Narrative werden 
antidemokratischer
Die AfD verfolgt in Bund und Ländern den Plan – 
wie geleakte Dokumente zeigen –demokratisch en-
gagierte Vereine und Stiftungen einzuschüchtern. 
Sie arbeitet daran, mit parlamentarischen Anfragen, 
Listen von Vereinen oder Meldungen bei Finanz-
ämtern gegen demokratisch Engagierte vorzugehen. 
Im Juni brachte die Partei einen Gesetzentwurf auf 
Bundesebene ein, der die staatliche Finanzierung 
politisch engagierter Vereine ganz verbieten sollte. 
Zwar passierte das nicht, wurde aber medial breit 
diskutiert.

Das Agieren der AfD wäre leichter zu kontern, 
wenn sie nicht von der Union Schützenhilfe bekä-
me. So bezeichnete Friedrich Merz am Vorabend 
der Bundestagswahl Grüne und Linke als „Spinner”, 
und Julia Klöckner attackierte die Zivilgesellschaft 
und Kirchen aufgrund ihres sozial-politischen Enga-
gements. Zugleich setzen konservative Medien Nar-
rative aus dem rechtsextremen Spektrum in die Welt.

Inzwischen taucht die Erzählung von der an-
geblich intransparenten und einseitig links-grünen 
Zivilgesellschaft auch regelmäßig in überregionalen 
Tageszeitungen und im öffentlich-rechtlichen Rund-
funk auf. Parallel dazu werden neue ultrakonservati-
ve Lobbyorganisationen wie die im Mai gegründete 
Initiative Transparente Demokratie aufgebaut. An-
gaben zur Herkunft der eigenen Mittel macht der 
Verein nicht. Seine Mission hingegen ist transparent: 
den demokratischen Diskurs weiter zu verschieben. 

Rechtlich: Unsicherheit gefährdet Organisationen
Das zentrale Einfallstor für die Angriffe ist die recht-
liche Unsicherheit. Demokratiefördergesetz? Fehlan-
zeige. Rechtssicherheit per Gesetz für gemeinnützi-
ge Vereine, wenn sie sich gelegentlich politisch für 
Demokratie engagieren? Gibt es nicht. Gemeinnüt-
zigkeit für demokratisches Engagement? Nicht vor-
gesehen. Seit Jahren setzt sich ein breites Bündnis 
für die Verbesserung der rechtlichen Grundlagen 
von Vereinen und Stiftungen ein – bisher jedoch mit 

mäßigem Erfolg. Während sich die Ampel-Koalition 
zumindest noch um Verbesserungen bemühte, ver-
schlechtert die aktuelle Bundesregierung die Situ-
ation.

Fachkanzleien und Dachverbände melden mehr 
kritischen Anfragen der Finanzämter zur Gemein-
nützigkeit von Vereinen. Im aktuellen Steuerände-
rungsgesetz sind weder Demokratieförderung als 
gemeinnütziger Zweck noch ein Passus enthalten, 
der es Vereinen erlaubt, sich gelegentlich zu tages-
politischen Themen zu äußern.

Außerdem plant das Familienministerium weitere 
Verschärfungen. Im Raum steht auch die Drohung, 
nachträglich Fördergelder zurücknehmen zu kön-
nen, womit die Unsicherheit bei den Organisationen 
weiter steigen würde.

Finanziell: Union und AfD blockieren Fördergelder
Die dritte Ebene der Verschärfungen ist noch greif-
barer: Es geht um Geld. Aktiven Vereinen droht 
nicht nur der Verlust der Gemeinnützigkeit, sondern 
auch der Entzug von Förderungen. In Städten wie 
Salzwedel, Wurzen oder Bautzen beteiligen sich lo-
kale Politiker:innen verschiedener Parteien – darun-
ter CDU und AfD – an Entscheidungen, die Demo-
kratieprojekte austrocknen sollen. Genutzt wird das 
Prinzip der Kofinanzierung. Demnach müssen sich 
Kommunen in kleinem Umfang an vom Bund oder 
Land geförderten Projekten beteiligen. Weigern sie 
sich, fließt gar kein Geld. 

Eine weitere Möglichkeit, Fördermittel zu strei-
chen, ist, in die Vergabe einzugreifen. So stellte die 
FDP in Nordrhein-Westfalen den Antrag, die Lan-
desregierung solle eine Stelle einrichten, die Orga-
nisationen ausschließt, die wie Parteien agieren, und 
ihnen gegebenenfalls auch die Gemeinnützigkeit 
entziehen. Was sich sinnvoll anhört, ist Gemeinnüt-
zigen ohnehin schon immer verboten und darüber 
hinaus eine originäre Aufgabe der Finanzämter. Ge-
fährlich an dem Antrag ist, dass die entscheidende 
Instanz hier von der Verwaltung zu einer politischen 
Behörde verschoben werden soll. 

Und so verschiebt die Bundesregierung auch 
Geld nach rechts: Neuerdings bekommt Republik 
21 jährlich 250.000 Euro aus Steuergeldern. Die 
rechtskonservative Denkfabrik propagiert offen das 
Ende der Brandmauer und eine Zusammenarbeit 
mit AfD.

Gewalt: Die Zahlen steigen
Seit 2014 nehmen politisch motivierte Straftaten der 
extremen Rechten zu. Im Jahr 2024 wurden knapp 
42.800 Fälle gezählt, darunter fast 1.500 Gewaltta-
ten. Von dieser Gewalt sind auch Politiker:innen so-
wie zivilgesellschaftlich Aktive betroffen: Im Juni 
dieses Jahres griffen im brandenburgischen Bad 
Freienwalde Neonazis Menschen an, die dabei wa-
ren, ein Fest der Vielfalt vorzubereiten.

Eine Umfrage des DeZIM-Instituts aus dem Jahr 
2025 verdeutlicht, dass ein Drittel der befragten 
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Aktiven in der Demokratiearbeit mehrere Anfein-
dungen pro Woche erlebt – im Internet oder vor 
Ort. Rund die Hälfte hat daher ihre Sicherheitsvor-
kehrungen erhöht und ebenso viele berichten vom 
Rückzug Ehrenamtlicher. Der Bundesrat will nun 
mit einem Gesetzentwurf das Strafrecht verschärfen, 
um Gewalt gegen Engagierte von gemeinnützigen 
Organisationen als besonders gravierend zu bewer-
ten. Das ist richtig, aber um Engagement wirklich 
zu schützen, braucht es mehr.

Rechtsgrundlage Stärken – Bündnisse schaffen
Am dringendsten ist, entsprechende Rechtsgrund-
lagen zu klären. Die Reform des Gemeinnützig-
keitsrechts ist überfällig. Ebenso wichtig wäre ein 
Demokratiefördergesetz, damit Vereine und Initia-
tiven langfristig Finanz- und Planungssicherheit ha-
ben und sich finanziell nicht nur von Jahr zu Jahr 
hangeln. Die entsprechenden Vorschläge liegen vor.

Für die weitere Entwicklung der demokratischen 
Zivilgesellschaft sind zwei Entwicklungen besonders 
relevant: Bei den Landtagswahlen 2026 in Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern drohen neue 
Spitzenergebnisse und damit vielleicht gar eine Re-
gierungsbeteiligung der AfD. Umso mehr kommt 
es auf die Unionsparteien an: Gehen sie weiterhin 
gegen die demokratische Zivilgesellschaft vor oder 
stellen sie sich hinter sie?

Gleichzeitig müssen Vereine und Initiativen 
sich darauf einstellen, dass sich die Bedingungen 
nicht schnell verbessern werden, sondern sie Ver-
schlechterungen abwehren müssen. Das erfordert 
ein Umdenken und braucht neue Werkzeuge. Um 

handlungsfähig zu bleiben, müssen sie Bündnisse 
mit Kirchen und Gewerkschaften organisieren, die 
SPD in die Verantwortung nehmen und politische 
Brücken bauen, um das gesamte demokratische 
Spektrum zu erreichen. 

 

 

 

  Ann-Kathrin Seidel und Dr. Daniel Mullis

Ann-Kathrin Seidel ist Campaignerin bei Campact und Dr. Daniel 
Mullis ist Senior Researcher beim Thinktank Rechtsextremismus 
(TTRex).

Demokratische Akteur:innen werden zu 
Feinden der Meinungsfreiheit stilisiert. 
So sollen Gegenstimmen geschwächt und 
der autoritäre gesellschaftliche Umbau 
vorangetrieben werden.
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UMWELTBEWEGUNG  
IM WANDEL
Von der Wendeeuphorie zu den  
Herausforderungen der Gegenwart
Umweltbewegungen in der früheren DDR haben einen tiefgreifenden Wan-
del durchlaufen. Aus basisnahen Initiativen gegen Umweltverschmutzung 
entstand in der Wendezeit eine breit getragene Bewegung, die durch neue 
Freiheiten zunächst stark wuchs. In den 1990er-Jahren folgte eine Phase der 
Ernüchterung: Professionalisierung, Mitgliederschwund und gesellschaftliche 
Veränderungen stellten gewachsene Strukturen in Frage. Heute stehen Um-
weltorganisationen vor neuen Herausforderungen wie der Klimakrise, politi-
scher Polarisierung und veränderten Formen des Engagements. Die Geschichte 
der Grünen Liga zeigt, dass gesellschaftliche Verankerung und Anpassungsfä-
higkeit entscheidend sind, um auch unter neuen Bedingungen handlungsfähig 
zu bleiben. 
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Ende der 1980er-Jahre war die ökologische Situati-
on in der DDR unhaltbar geworden. Im gan-
zen Land hatten sich immer mehr Gruppen 
von Menschen gefunden, die hier etwas be-

wegen wollten. Aber egal, ob unter dem Dach der 
Kirche oder im Rahmen des von der SED gelenkten 
Kulturbundes: Immer wieder standen die Interessen 
der SED und die Staatssicherheit im Wege.

Nach den gefälschten Wahlen im Mai 1989 und 
der darauffolgenden Ausreisewelle konnten die Wi-
dersprüche in der Gesellschaft nicht mehr unter den 
Tisch gekehrt werden. Neben der Friedens- und der 
Bürgerrechtsbewegung war es vor allem die Umwelt-
bewegung, die nun an die Öffentlichkeit ging. Nach 
fast einer Woche anhaltender Proteste musste sich 
der Dresdener Oberbürgermeister am 8. Oktober auf 
Gespräche mit den Demonstrierenden einlassen. Am 
9. Oktober waren in Leipzig 70.000 Menschen auf 
der Straße. Kein Schuss fiel – das Volk hatte sich 
durchgesetzt. Von Tag zu Tag wurden die Menschen 
nun mutiger.

Aus diesen basisnahen Umweltinitiativen ent-
stand im Herbst 1989 als ein Kind dieser Aufbruchs-
zeit die Grüne Liga – ein Netzwerk ökologischer Be-
wegungen mit der Hoffnung auf eine ökologischere 
und demokratischere Gesellschaft. Die Umwälzun-
gen in der DDR brachten es außerdem mit sich, dass 
die Grüne Liga bei den Runden Tischen mitwirkte 
und als bisher einziger Umweltverband einen Minis-
ter in eine deutsche Regierung entsandte.

Euphorie und Freiräume
Mit der neuen Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
verband sich eine ungeheure Erwartung. Endlich 
erschien möglich, was in der DDR Jahrzehnte unter-
drückt worden war: öffentliche Debatten über Um-
weltverschmutzung, unabhängige Projekte zur Ener-
gie- oder Verkehrswende und direkte Einflussnahme 
auf Politik. Umweltorganisationen galten vielen als 
Sprachrohr einer jungen Zivilgesellschaft, die nicht 
nur die ökologischen Altlasten des Realsozialismus 
beseitigen wollte, sondern auch eine gerechtere Form 
des Wirtschaftens anstrebte.

Der frühe Enthusiasmus spiegelte sich in Mit-
gliederzahlen, Projekten und öffentlicher Aufmerk-
samkeit wider. Es war die Zeit, in der Bürger:innen 
Windkraftanlagen aufstellten, gegen die Abholzung 
von Stadtparks demonstrierten oder Naturschätze 
sicherten und wieder erlebbar machten – getragen 
von der Überzeugung, dass Partizipation nun selbst-
verständlich sei.

Ernüchterung im Alltag
Doch der Alltag der 1990er-Jahre brachte Ernüchte-
rung. Der institutionelle Rahmen stabilisierte sich, 
Parteien und Parlamente übernahmen Themen und 
Förderlogiken professionalisierten die Arbeit. Vie-
le Umweltgruppen verloren ihre anfängliche Brei-
te: Aus Bürgerbewegungen wurden Vereine mit 
Satzungen, Geschäftsstellen und hauptamtlichen 

Mitarbeiter:innen. Gleichzeitig begann ein schlei-
chender Mitgliederschwund.

Während sich einige bundesweit agierende Ver-
bände professionalisierten und politischen Einfluss 
gewannen, taten sich basisorientierte Netzwerke 
schwerer, ihre Rolle neu zu definieren. Viele der 
Menschen, die in der Umbruchszeit aktiv waren, zo-
gen sich ins Private zurück oder engagierten sich in 
anderen Kontexten. Andere mussten sich beruflich 
umorientieren oder den Wohnort wechseln. Aus der 
Ernüchterung über nicht erreichte Veränderungen 
wuchs Frustration. Damit schrumpfte auch die ge-
sellschaftliche Verankerung – gerade in ländlichen 
Regionen Ostdeutschlands.

Neue Herausforderungen
Heute stehen Umweltorganisationen vor einer dop-
pelten Herausforderung. Einerseits sind die ökologi-
schen Krisen drängender denn je: Klimawandel, Ar-
tensterben, Energie- und Mobilitätswende verlangen 
Druck auf die Politik, Expertise und Beharrlichkeit. 
Andererseits verschieben sich die politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Polarisie-
rung, Populismus und ein kritischer Blick auf Ge-
meinnützigkeit stellen Nichtregierungsorganisatio-
nen vor neue Legitimationsfragen. Sie werden nicht 
mehr automatisch als Stimme der Bürgergesellschaft 
wahrgenommen, sondern müssen ihre Unabhängig-
keit und Relevanz immer wieder begründen.

Zugleich haben sich die Erwartungen an Enga-
gement verändert. Junge Menschen finden heute 
oft eher über lose Kampagnen, Protestbewegungen 
oder digitale Plattformen Zugang. Dauerhafte Mit-
gliedschaft in einem Verein wirkt für viele unattrak-
tiv. Das führt zu Spannungen zwischen klassischer 
Vereinsstruktur und flexibleren Aktionsformen.

Der Rückgang von Mitgliederzahlen verweist 
damit nicht nur auf interne Schwierigkeiten, son-
dern auf eine generelle Verschiebung im Verhältnis 
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zwischen Bürger:innen und organisierter Zivilge-
sellschaft. Das Engagement ist weiterhin hoch, was 
Bewegungen wie Fridays for Future oder lokale In-
itiativen für Radwege zeigen. Doch es organisiert 
sich zunehmend projektbezogen und flüchtig. Für 
etablierte Umweltverbände bedeutet das einen Iden-
titätskonflikt: Wie lassen sich die Werte von Konti-
nuität und Verlässlichkeit mit der Logik kurzfristiger 
Mobilisierung verbinden?

Strategien für morgen
Viele Umweltorganisationen haben in den vergan-
genen Jahren Wege gefunden, unter diesen Bedin-
gungen handlungsfähig zu bleiben. Manche setzen 
auf Hybridstrukturen, die feste Mitgliedschaften mit 
offenen Projektgruppen verbinden und so spontane 
Beteiligung ermöglichen. Andere suchen verstärkt 
Kooperationen mit sozialen, kulturellen oder inter-
nationalen Initiativen, um ihre Themen zu verknüp-
fen und neue Zielgruppen zu erschließen.

Professionalisierung ist ebenfalls ein wichtiger 
Faktor geworden: Organisationen entwickeln fach-
liche Expertise, um politische Prozesse wirksam zu 
beeinflussen, bemühen sich dabei jedoch, die Nähe 
zur Basis nicht zu verlieren. So wirkt die Grüne Liga 
mit ihren Bundeskontaktstellen zu ökologischen 
Themen wie Braunkohle, Pestizide, Wald und Was-
ser in die Politik hinein, nimmt mit Stellungnahmen 
Einfluss auf Planungsverfahren und geht juristisch 
gegen Fehlentwicklungen vor (z. B. gegen Tagebaue 
in der Lausitz oder die Waldschlösschenbrücke in 
Dresden). Sie bleibt jedoch mit Streuobstwiesen, 
Umweltbildungshäusern und konkreten Natur-
schutzmaßnahmen wie der Pflege von Bergwiesen 
oder dem Bau von Krötenschutztunneln vor Ort 
verankert.

Schließlich eröffnen digitale Beteiligungsformen 
wie Online-Kampagnen, Webinare oder interaktive 
Plattformen zusätzliche Räume, die Menschen einen 

niedrigschwelligen Zugang zum Engagement bieten 
und über lokale Grenzen hinauswirken.

Lehren nach 35 Jahren
Der Weg von den oppositionellen Umweltgruppen 
der DDR über die Euphorie der frühen 1990er Jahre 
bis hin zu den heutigen Realitäten, zeigt mehrere 
Lehren auf: Erstens, dass politische Freiheitsräu-
me nie selbstverständlich sind und kontinuierlich 
verteidigt werden müssen. Zweitens, dass Fenster 
für Veränderungen oft nur sehr kurz geöffnet sind 
und es deshalb wichtig ist, jederzeit Klarheit über 
die Ziele und Wege dorthin zu haben und die sich 
bietenden Möglichkeiten dann intensiv mit großem 
persönlichen Einsatz genutzt werden müssen. Drit-
tens, dass gesellschaftliche Verankerung nicht allein 
über Mitgliedszahlen messbar ist, sondern auch über 
Resonanz, Netzwerke und thematische Schlagkraft. 
Viertens, dass die Anpassungsfähigkeit von Umwelt-
organisationen entscheidend bleibt – ohne jedoch 
die eigenen Werte preiszugeben.

So zeigt die Geschichte von Organisationen wie 
der Grünen Liga, dass die Zivilgesellschaft stets ein 
Spiegel gesellschaftlicher Umbrüche ist. Ihr Fort-
bestehen beweist, dass basisdemokratische Netz-
werkarbeit auch in Zeiten der Unsicherheit nicht an 
Bedeutung verliert. Sie verändert nur ihre Form.

 

 

 

  Bundessprecher:innenrat der Grünen Liga

Heute stehen Umweltorganisationen vor 
einer doppelten Herausforderung. Einerseits 
sind die ökologischen Krisen drängender 
denn je, andererseits verschieben sich 
die politischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Polarisierung, Populismus 
und ein kritischer Blick auf Gemeinnützigkeit 
stellen Nichtregierungsorganisationen vor neue 
Legitimationsfragen.
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DEMOKRATIE IM 
WANDEL
KI-generierte Inhalte und ihre Folgen für den 
gesellschaftlichen Diskurs
Künstliche Intelligenz (KI) hat längst zu dynamischen, strukturellen Verän-
derungen im digitalen Raum geführt. Die Diskussion darüber ist sehr kontro-
vers. Dabei zeigt sich, dass KI nicht ausschließlich als Risiko zu betrachten 
ist, sondern vielmehr als ein Werkzeug mit ambivalentem Potenzial gesehen 
werden sollte.

Betrachtet man die Chancen, die KI bietet, zeigt 
sich vor allem, dass sie die Arbeit politischer 
Akteur:innen effizienter gestalten kann, zu-
gleich aber auch neue Möglichkeiten der Re-

präsentation und Partizipation von Bürger:innen im 
demokratischen System eröffnet. Hierbei kann KI 
einerseits als Innovationsmotor fungieren, der bei-

spielsweise durch Bürgerbeteiligungsplattformen 
oder Echtzeit-Übersetzungstools den demokrati-
schen Diskurs fördert und gemeinsame Werte im 
digitalen Raum sichtbar macht. Andererseits birgt 
ihr Einsatz erhebliche Risiken, etwa durch gezielte 
Beeinflussung der öffentlichen Meinungsbildung 
oder durch maßgeschneiderte Propaganda. 
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Unbestreitbar ist, dass KI die demokratischen 
Prozesse insbesondere über ihre Auswirkungen 
auf den digitalen Informationsraum bereits prägt. 
Der Zugang zu verlässlichen Informationen ist für 
die Funktionsfähigkeit demokratischer Systeme 
unverzichtbar und Soziale Medien sind längst zu 
einem zentralen Ort der Informationsgewinnung 
geworden. Der Einsatz generativer KI fügt nun 
eine neue Dimension hinzu, denn während Platt-
formalgorithmen bereits personalisieren, welche 
Inhalte Nutzer sehen, ermöglicht KI nun auch die 
massenhafte Produktion synthetischer Texte bis hin 
zu Deepfakes und automatisierten Desinformations-
kampagnen. Dies verschärft bestehende Herausfor-
derungen für die demokratische Meinungsbildung 
erheblich. Von zentraler Bedeutung ist dabei, dass 
KI keine grundlegend neuen Kommunikationsfor-
men hervorgebracht hat, sondern vielmehr als eine 
Art Brandbeschleuniger politischer Kommunikation 
wirkt, der deren Breite, Reichweite und Effizienz er-
heblich verändert.  1

KI und Demokratie: Strukturelle Risiken im 
Informationsraum
Die entscheidende Frage lautet daher nicht mehr, 
ob KI den Informationsraum beeinflusst, sondern 
welche strukturellen Risiken daraus entstehen und 
wie demokratische Systeme davor geschützt werden 
können. Es stellt sich vielmehr die Frage: Welche 
Vulnerabilitäten ergeben sich durch KI für demo-
kratische Diskurse und zivilgesellschaftliche Hand-
lungsspielräume?

Die AI-Democracy Initiative der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) untersuch-
te, inwiefern KI eine Rolle in Wahlen spielte. Unter-
sucht wurden hier die USA, Südafrika, Deutschland, 
Mexiko, Indien und Frankreich. Die Ergebnisse zei-
gen, dass die Gefahr nicht allein auf den Einsatz von 
KI zurückzuführen ist. Problematisch ist vielmehr 
die strukturelle Dimension: das Zusammenspiel von 
KI mit mehreren langjährigen Entwicklungen, die 
den Informationsraum prägen und damit demokra-
tische Prozesse beeinflussen.

Wenn KI und Plattformlogik zusammenwirken
Digitale Informationsräume können gezielt durch 
unterschiedliche Akteur:innen gestaltet werden. 
Für das erfolgreiche Setzen von Narrativen ist ein 
Verständnis für Plattformdynamiken zentral. Um 
diese Dynamiken für eigene Zwecke nutzen zu kön-
nen, bedarf es „algorithmischer Kompetenz“ – der 
Fähigkeit, Plattformalgorithmen strategisch für die 
Verbreitung und Verstärkung von Botschaften ein-
zusetzen.

Gefährlich für den demokratischen Diskurs wird 
KI insbesondere dann, wenn KI-gestützter Content 
mit einem gezielten Verständnis von Plattformdyna-
miken kombiniert wird.

Daraus lassen sich drei neue zentrale Vulnera-
bilitäten für den demokratischen Diskurs ableiten:

Erstens: Fragmentierung durch 
Hyperpersonalisierung
KI-gestützte Hyperpersonalisierung kann die be-
reits vorangeschrittene Fragmentierung unserer Ge-
sellschaft weiter verstärken. Ein Beispiel dafür ist die 
kürzlich angekündigte neue Funktion „ChatGPT 
Pulse“ des US-amerikanischen Unternehmens Ope-
nAI. Während die klassische Nutzung von ChatGPT 
auf einem Frage-Antwort-Format basiert, unterschei-
det sich die neue Funktion grundlegend, indem sie 
Nutzern „proaktiv personalisierte tägliche Updates“ 
bereitstellt.  2 Dies ist eine neue, stärker individuali-
sierte Form der Nutzung von KI-Modellen. 

Gerade bei politischen Themen und Informati-
onsbeschaffung, bei denen Inhalte gezielt auf den 
jeweiligen Nutzer zugeschnitten werden, kann diese 
technologisch getriebene Personalisierung zu einer 
verstärkten Fragmentierung führen und die Grund-
lage eines gemeinsamen, ausgewogenen Diskurses 
zunehmend untergraben.

Zweitens: Emotionale Manipulation durch KI-
Propaganda
 Die Analysen der AI-Democracy Initiative zeigen, 
dass KI-Propaganda, gezielt im Wahlkampf einge-
setzt wurde. Besonders in den USA wurde sichtbar, 
wie KI-gestützte Inhalte genutzt wurden, um bei 
bestimmten Narrativen gezielt eine emotionale Re-
sonanz beim Publikum hervorzurufen. Diese Emo-
tionalisierung stellt eine besondere Gefahr dar und 
erschwert faktenbasierte politische Debatten. Zwar 
gilt die Kennzeichnung von KI-generierten Inhal-
ten als erster Regulierungsschritt, doch löst sie das 
Problem der emotionalen Wirkung nicht.

Drittens: Vertrauensverlust durch Normalisierung
Die zunehmende Normalisierung von KI-Inhalten 
im digitalen Raum führt langfristig zu einem Ver-
trauensverlust in Medien und den Informations-
raum – und damit zur Erosion des Vertrauens in 
das demokratische System. Hinzu kommt der soge-
nannte Liars’ Dividend: das Phänomen, tatsächlich 
geäußerte politische Aussagen nachträglich als KI-
generiert darzustellen, um negative Konsequenzen 
abzuwehren.  3 Dieses Muster untergräbt die Rea-
litätsnähe öffentlicher Debatten. Zudem löst sich 
der Uncanny Valley-Effekt auf: KI-Inhalte werden  
immer weniger unterscheidbar von menschlich pro-
duzierten. Dies wirft für Nutzer die grundlegende 
Frage auf, was im digitalen Raum noch als authen-
tischer Inhalt gelten kann.

Einen großen Beitrag zur Normalisierung leis-
tet auch die schiere Masse an KI-Content, die jetzt 
schon im Umlauf ist. Eine Studie von AI Forensics 
(2025) fand heraus das beispielsweise bei TikTok 
rund 25 % der Inhalte zu ausgewählten Hashtags, 
KI-generierte sind.  4 Das Phänomen des AI-Slop 
beschreibt die massenhafte, kostengünstige und 
automatisierte Erstellung von KI-generierten In-
halten, die unseren Informationsraum überfluten. 
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Durch KI-Agenten, die komplexe Aufgaben, ohne 
menschliche Mithilfe ausführen können, wird diese 
Entwicklung weiter verstärkt.  5

Gefahr durch strukturelle Wirkung
KI-generierte Inhalte stellen demokratische Diskur-
se nicht durch einzelne technologische Neuerungen 
in Frage, sondern durch ihre strukturelle Wirkung 
im digitalen Informationsraum. Die drei identifizier-
ten Vulnerabilitäten – Fragmentierung durch Hyper-
personalisierung, emotionale Manipulation durch 
KI-Propaganda und zunehmende Normalisierung 
synthetischer Inhalte – greifen ineinander und ver-
stärken sich gegenseitig. Besonders problematisch 
wird KI dort, wo sie mit algorithmischer Kompetenz 
und einem gezielten Verständnis für Plattformdyna-
miken kombiniert wird.

AI-Slop verdeutlicht, dass die massenhafte Ver-
fügbarkeit KI-generierter Inhalte bereits Realität ist. 
Die Frage ist daher nicht mehr, ob KI den demo-
kratischen Diskurs beeinflusst, sondern wie demo-
kratische Gesellschaften damit umgehen. Regula-
torische Ansätze wie Kennzeichnungspflichten sind 
notwendige erste Schritte, greifen jedoch zu kurz: 
Sie adressieren nicht die emotionale Wirkung von In-
halten, die Fragmentierung der Öffentlichkeit oder 
den schleichenden Vertrauensverlust in den Informa-
tionsraum insgesamt. Vielmehr wird ein mehrdimen-
sionales Handlungskonzept benötigt das sich auf die 
Stärkung der digitalen Resilienz von Bürger:innen 
fokussiert. Entscheidend wird sein, ob es gelingt, 
zivilgesellschaftliche Handlungsspielräume durch 
Medienkompetenz, transparente Plattformregulie-
rung und die Förderung vertrauenswürdiger Infor-
mationsquellen zu erhalten und zu stärken. KI bleibt 
ein ambivalentes Werkzeug: Ihre demokratiegefähr-
dende Wirkung ist nicht technologisch determiniert, 

sondern hängt davon ab, wie Gesellschaften ihren 
Einsatz gestalten und kontrollieren.

 

 

 

  Dr. Katja Muñoz und Emma Laumann
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KI bleibt ein ambivalentes Werkzeug: Ihre 
demokratiegefährdende Wirkung ist nicht 
technologisch determiniert, sondern hängt 
davon ab, wie Gesellschaften ihren Einsatz 
gestalten und kontrollieren.
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ZUGANG VERWEIGERT
Shrinking Space für die Zivilgesellschaft bei der UN
Die Zivilgesellschaft steht weltweit und auch innerhalb der Vereinten Natio-
nen (UN) unter beispiellosem Druck. Bereits vor fast dreißig Jahren stellte der 
damalige UN-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali fest, dass „Nichtregie-
rungsorganisationen ein wesentlicher Bestandteil der Legitimität sind, ohne 
die keine internationale Aktivität sinnvoll sein kann“.  1 Doch auch zum 80-jäh-
rigen Jubiläum bestehen weiterhin Zugangs- und Teilhabebeschränkungen für 
Organisationen und Aktivist:innen, die zunehmend Bedrohungen ausgesetzt 
sind. Dies spiegelt den globalen Trend wider, ihre Fähigkeit zu untergraben, 
sich wirksam und sicher in UN-Prozesse einzubringen.

Laut dem Civicus Monitor, einer partizipativen 
Plattform, die die zivilgesellschaftlichen Be-
dingungen weltweit verfolgt, leben über 72 % 
der Weltbevölkerung in Ländern, in denen der 

zivilgesellschaftliche Raum stark eingeschränkt ist. 
Diese globale Unterdrückung – verstärkt durch Fi-
nanzkürzungen und eine Krise des Multilateralis-
mus – schwächt multilaterale Prozesse und unter-
gräbt Legitimität und Rechenschaft.

Die Beteiligung von Organisationen der Zivilge-
sellschaft, unabhängig davon, ob bei den Vereinten 
Nationen akkreditiert oder nicht, ist daher in allen 
UN-Menschenrechtsgremien wie dem Menschen-
rechtsrat (HRC), der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau (CSW) und dem Hochrangigen 
Politischen Forum (HLPF) – dem Überprüfungs-
gremium für die Ziele für nachhaltige Entwick-
lung – entscheidend. Sie bringen Fachwissen und 
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Perspektiven unterrepräsentierter Gruppen ein, 
die für fundierte Entscheidungen und die wirksa-
me Umsetzung von Menschenrechts-, Friedens- und 
Entwicklungszielen zentral sind.

Herausforderungen für die Beteiligung
Eine starke Beteiligung der Zivilgesellschaft am 
Menschenrechtsrat in Genf kann strengere Stan-
dards für den Schutz der Menschenrechte voran-
treiben. Die Zivilgesellschaft kann die Entschei-
dungsfindung über schriftliche Stellungnahmen, 
Parallelveranstaltungen, mündliche Erklärungen 
während offizieller Debatten und Podiumsdiskussi-
onen sowie die Mitwirkung an Entwürfen für the-
matische und länderspezifische Resolutionen beein-
flussen.  2 Praktiken wie Schattenberichte, Briefings 
und Konsultationen der Zivilgesellschaft, zeigen den 
Wert dieser partizipativen Ansätze. Der Zugang zu 
UN-Verhandlungen in New York ist weitaus einge-
schränkter. Dies begrenzt Möglichkeiten, Einfluss 
auf wichtige Entscheidungen zu nehmen, darunter 
die CSW, das HLPF und den Dritten Ausschuss der 
UN-Generalversammlung für soziale, humanitäre 
und kulturelle Fragen. Entwürfe für Resolutionen 
werden oft nur unter denjenigen mit engen diploma-
tischen Verbindungen verteilt, sodass andere keine 
Möglichkeit haben, rechtzeitig Beiträge zu leisten. 
Nebenveranstaltungen während hochrangiger Sit-
zungen bedürfen der Zustimmung der Mitgliedstaa-
ten, wodurch sowohl die Redner:innen als auch die 
Themen eingeschränkt werden. Dieser eingeschränk-
te Zugang spiegelt die allgemeine nationale Realität 
wider, in der repressive Regierungen dominieren und 
Akteur:innen, die auf Rechenschaftspflicht drängen, 
systematisch an den Rand gedrängt werden. Eine 
weitere Herausforderung ist die mangelnde Transpa-
renz darüber, inwiefern Beiträge der Zivilgesellschaft 
berücksichtigt werden, was zusätzlich das Vertrauen 
in den Multilateralismus untergräbt.

Finanzielle Zwänge und chronische 
Unterfinanzierung der Zivilgesellschaft
Der zivilgesellschaftliche Raum innerhalb der UN 
schrumpft rapide, und Akteur:innen der Zivilge-
sellschaft sind zunehmend auf Selbstorganisation, 
Selbstfinanzierung und informelle Beteiligungsmög-
lichkeiten angewiesen. Finanzierungsmöglichkeiten 
seitens der UN zur Unterstützung von Beiträgen zu 
Menschenrechtsmechanismen sind so gut wie nicht 
vorhanden.

Die Finanzliquiditätskrise der UN  3 verschärft 
dies und erschwert die Zusammenarbeit mit den 
Sondermechanismen zur Untersuchung von Re-
pressalien, während solche Übergriffe zunehmen. 
Diese Dynamik schreckt die Zivilgesellschaft von 
einer Beteiligung ab und zwingt viele Akteur:innen 
zur Selbstzensur und dazu, sich nicht mit der UN 
auseinanderzusetzen.

Die chronische Unterfinanzierung der Menschen-
rechte verschärft diese Herausforderungen noch 

weiter und trifft Menschenrechtsorganisationen und 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft, insbesondere aus 
dem Globalen Süden, unverhältnismäßig stark. Nur 
eine kleine Anzahl gut finanzierter Organisationen 
kann eine Präsenz im UN-Hauptquartier aufrecht-
erhalten, was ihnen einen besseren Zugang zu Ent-
scheidungsträgern und Einfluss auf internationale 
Resolutionen verschafft.

Der Bereich Menschenrechte ist mit nur fünf % 
des regulären UN-Budgets  4 besonders unterfinan-
ziert und sieht sich zusätzlichen Risiken durch die 
bevorstehenden Budgetkürzungen der UN80 aus-
gesetzt.  5

Empfehlungen der Zivilgesellschaft
Politische Maßnahmen spiegeln oft nicht die lokalen 
Gegebenheiten wider oder gehen nicht auf die Be-
dürfnisse der betroffenen Gemeinschaften ein. Diese 
Diskrepanz schwächt die Umsetzung globaler Ver-
pflichtungen, untergräbt das Vertrauen in multilate-
rale Institutionen, bringt Akteur:innen, die Rechen-
schaft einfordern, zum Schweigen und untergräbt 
letztlich die Grundsätze des Völkerrechts, zu deren 
Wahrung die UN gegründet wurde.

Zivilgesellschaftliche Koalitionen wie UNMute 
demonstrieren die Kraft koordinierter und strate-
gischer Interessenvertretung. Durch die gezielte 
Einflussnahme auf politische Prozesse und die enge 
Zusammenarbeit mit unterstützenden Mitgliedstaa-
ten haben diese Koalitionen die Bürgerbeteiligung, 
den Schutz und die Inklusion innerhalb der UN ge-
fördert. Ihre Bemühungen verstärken die Stimmen 
marginalisierter Gruppen, fördern die Vielfalt in 
allen Regionen und tragen dazu bei, die Kluft zwi-
schen dem UN-Hauptquartier und den Realitäten 
vor Ort zu überbrücken.
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Drei dringende Maßnahmen, um Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit wiederherzustellen 
Erstens muss die UN Zugang, Teilhabe und Schutz 
vor Repressalien gewährleisten. Die Zivilgesell-
schaft muss auf allen Ebenen des Engagements 
der UN sinnvoll einbezogen werden, nicht nur in 
Hauptquartieren, sondern auch durch regionale und 
nationale Mechanismen. Die Umsetzung der Leit-
linien der UN zum Schutz und zur Förderung des 
zivilgesellschaftlichen Raums ist unerlässlich, um 
Teilhabe, Schutz und Förderung als Kernprinzipien 
zu verankern. Die UN muss auch Maßnahmen zur 
Verhinderung und Bekämpfung von Repressalien 
gegen Akteur:innen der Zivilgesellschaft, die sich im 
System engagieren, verstärken, unter anderem durch 
die Verbesserung des Jahresberichts über Repressali-
en und die Schaffung eines speziellen Mechanismus.

Zweitens muss eine nachhaltige und transparente 
Finanzierung gewährleistet werden. Die Führung 
der UN muss dafür verantwortlich gemacht werden, 
dass sie ihre Finanzierungsprioritäten mit ihren Ver-
pflichtungen zum Schutz und zur Förderung der 
bürgerlichen Freiheiten in Einklang bringt und si-
cherstellt, dass die Ressourcen auch die Basisorgani-
sationen und Organisationen des Globalen Südens 
erreichen.

Drittens: Engagement der Zivilgesellschaft muss 
vom Rand ins Zentrum multilateraler Prozesse rü-
cken. Das bedeutet, dass die Beteiligung in die 
Entscheidungs-, Finanzierungs- und Kontrollstruk-
turen der UN eingebettet und konsistente, trans-
parente Kanäle für den Dialog geschaffen werden 
müssen. Offene Bürgerversammlungen mit den 
Kandidat:innen für das Amt des Generalsekretärs 
und die Einführung eines Internationalen Tages der 
Zivilgesellschaft wären wichtige Schritte zur Institu-

tionalisierung von Rechenschaftspflicht, Inklusion 
und Dialog im gesamten System.

Diese Maßnahmen sind dringend erforderlich, 
um das Vertrauen in den Multilateralismus wie-
derherzustellen und sicherzustellen, dass globale 
Stimmen die regelbasierte internationale Ordnung 
mitgestalten und zur Rechenschaft ziehen.

 

 

 

  Jesselina Rana und Sigrid Lipott 

Jesselina Rana ist Menschenrechtsanwältin aus Nepal und UN-
Beraterin bei Civicus, wo sie den New Yorker Hub leitet.  
Sigrid Lipott arbeitet als UN-Beraterin bei Civicus und leitet den 
UN-Hub von Civicus in Genf.

Der zivilgesellschaftliche Raum innerhalb 
der UN schrumpft rapide, und Akteur:innen 
der Zivilgesellschaft sind zunehmend auf 
Selbstorganisation, Selbstfinanzierung 
und informelle Beteiligungsmöglichkeiten 
angewiesen.

1	 Cyril Ritchie, Coordinate? Cooperate? Harmonise? NGO policy and 
operational coalitions, Third World Quarterly, Vol 16, No 3, 1995

2	 Office of the UN High Commissioner for Human Rights, Working 
with the UN Human Rights Programme - A Handbook for Civil 
Society, New York and Geneva 2008.

3	 Siehe beispielsweise das Schreiben des UN Generalsekretär: 
https://www.un.org/pga/wp-content/uploads/sites/108/2024/01/
SG- Letter-on-Liquidity-Crisis.pdf Siehe auch den gemeinsamen 
Brief der Zivilgesellschaft zu den Auswirkungen der 
Liquiditätskrise: https://www.civicus.org/documents/Liquidity-
crisis-impact-on-HRDs-and-rights-holders.pdf

4	 https://www.ohchr.org/en/about-us/funding-and-budget

5	 https://news.un.org/en/story/2025/09/1165850
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SHRINKING SPACES: 
EIN GLOBALER TREND
Ungleichheit und transnationale Machtstrukturen fördern 
Repression
Zahlreiche Berichte von NGOs und Forschungseinrichtungen bestätigen: Das 
Phänomen der schrumpfenden Räume für Zivilgesellschaft ist real. Während 
zivilgesellschaftliche Spielräume enger werden, nehmen autoritäre Tendenzen 
zu. Ein Überblick. 

Von Kolumbien bis Kenia, von Bangladesch bis Bur-
kina Faso: Menschenrechtsverteidiger:innen 
und Aktivist:innen geraten in vielen Ländern 
des Globalen Südens – und auch des Globa-

len Nordens – unter Druck. Regierungen verschärfen 
NGO-Gesetze, kriminalisieren Proteste und stigma-
tisieren Aktivist:innen als „ausländische Agenten“. 
Wo Arbeitskämpfe oder Naturschutz-Demos Profi-
te gefährden, wo Frauen und Queers ihre Rechte 
einfordern, wo Bürger:innen Mitbestimmung und 
Meinungsfreiheit einklagen, reagieren Regierungen 
mit Repression – oft im Namen von nationaler Si-
cherheit oder traditionellen Werten. Während Letz-

tere mitunter in Abgrenzung zum Westen propagiert 
werden, finanzieren Evangelikale aus den USA die 
Anti-LGBT-Akteur:innen in afrikanischen Staaten 
wie Ghana und Uganda. Vielerorts schafft die reli-
giöse Rechte ideologische Grundlagen dafür, dass 
progressive Bewegungen als Bedrohung dargestellt 
und zivile Rechte eingeschränkt werden – verstärkt 
durch internationale Kräfte, die solche Machtkons-
tellationen ökonomisch und politisch absichern.

Auch die Repression, insbesondere von Gewerk-
schaften, Klima- und Umweltschutzorganisationen 
sowie Landverteidiger:innen indigener Gemeinden 
ist eng mit globalen Machtverhältnissen verflochten: 
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Internationale Konzerne und Investoren, aber auch 
Institutionen wie der Internationale Währungsfonds 
(IWF) setzen Regierungen unter Druck, politische 
oder finanzielle Stabilität zu garantieren. Der Berg-
bausektor steht exemplarisch für ein kapitalistisches 
Weltsystem, in dem in  sogenannten peripheren Staa-
ten in Lateinamerika und Afrika Rohstoffe abgebaut, 
diese in China weiterverarbeitet und zu Endproduk-
ten montiert und in den Metropolen des Globalen 
Nordens konsumiert werden. 

Repression im Mantel des Rechtsstaats
Der globale Trend der Shrinking Spaces zeigt sich 
nicht nur in autoritären Staaten wie China oder 
Russland, sondern zunehmend auch in demokratisch 
verfassten Ländern wie Indien, Brasilien, den USA 
oder Ungarn. Häufig werden Maßnahmen formali-
siert und erhalten einen rechtsstaatlichen Anstrich: 
Ein berühmtes Beispiel sind die Foreign Agent-Ge-
setzgebungen, welche die Finanzierung von NGOs 
durch ausländische Stiftungen erschweren oder gar 
verunmöglichen. Diese Gesetze schreiben vor, aus-
ländische Finanzierung offenzulegen. NGOs werden 
dadurch mitunter als ausländische Agenten gebrand-
markt, ihre Arbeit wird stigmatisiert. Russland hat 
es 2012 vorgemacht; gefolgt sind laut der Open So-
ciety Foundation unter anderem Indien, Nicaragua 
und Kirgistan. Solche Gesetze treffen nicht nur die 
Arbeit vor Ort, sondern schränken auch die interna-
tionale Zusammenarbeit ein – europäische NGOs 
stoßen auf Hürden bei Finanztransfers, müssen kom-
plizierte Rechenschafts- und Registrierungspflichten 
erfüllen und haben deshalb mitunter ihre Büros vor 
Ort geschlossen oder den Kontakt zu beziehungs-
weise die Finanzierung von Partnerorganisationen 
eingestellt. Das European Center for Not-for-Profit 
Law (ECNL) analysiert diese und andere globale 
Trends zu NGO-Gesetzen, während sowohl die 
Friedrich-Ebert-Stiftung als auch die Heinrich-Böll-
Stiftung umfassende Dossiers zu dem Phänomen der 
Shrinking Spaces erarbeitet haben. Bei transnationa-
len NGOs wie Amnesty International und Human 
Rights Watch finden sich jährliche Berichte über 
Menschenrechtsverletzungen weltweit. Vielerorts 
gilt: Die Lage verschlimmert sich.

Das zeigt auch der Bericht People Power Under 
Attack des CIVICUS Monitors. Durch die Aus-
wertung regionaler und länderspezifischer Daten 
von zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
Forschungseinrichtungen liefert CIVICUS Jahr 
für Jahr eine Bestandsaufnahme. Auch diese sah 
zuletzt schlecht aus: 2024 lebten mehr als 70 % 
der Weltbevölkerung in Ländern mit mindestens 
repressivem oder gar geschlossenem zivilgesell-
schaftlichen Raum (Civic Space). Nur 40 von 198 
Staaten erhielten das Rating „offen“. Hinter den 
Verschlechterungen in diesen und anderen Staa-
ten stehen laut CIVICUS vor allem Verletzungen 
zentraler Rechte, nämlich auf Organisations- und 
Versammlungsfreiheit sowie freie Meinungsäuße-

rung. Demonstrationen werden gewaltsam aufge-
löst oder verboten, kritische Journalist:innen und 
Menschenrechtsverteidiger:innen werden einge-
schüchtert oder inhaftiert, und NGOs sehen sich 
mit repressiven Registrierungsauflagen konfrontiert.

Eine zentrale Taktik, um Menschenrechts- und 
Umweltverteidiger:innen, Gewerkschafter:innen 
und Protestierende gegen Korruption einzuschüch-
tern, ist ihre Verhaftung, potenziell gefolgt von Ver-
urteilung. Ungleiche Machtstrukturen zementieren 
diese Formen der Repression systematisch: Während 
Aktivist:innen insbesondere marginalisierter oder 
ärmerer Gruppen oft nur eingeschränkten Zugang 
zu Rechtsschutz haben und sich kaum gegen staat-
liche Macht wehren können, profitieren transnatio-
nale wie nationale Konzerne von besserem Zugang 
nicht nur zum Rechtsschutz, sondern auch zu poli-
tischen Entscheidungsträger:innen.

Koloniale Kontinuitäten: Ausbeutung und 
Repression
Menschenrechtsverletzungen im Wirtschaftsgesche-
hen sind besonders sichtbar in der Textil- und Elekt-
ronikindustrie, der Landwirtschaft oder dem Abbau 
von Rohstoffen. Der internationale Gewerkschafts-
bund ITUC CSI IGB veröffentlicht mit seinem Glo-
bal Rights Index jährlich eine Bestandsaufnahme 
über die Wahrung beziehungsweise Verletzung von 
Arbeitsrechten. Über 2024 heißt es: „Verletzungen 
des Streikrechts und des Rechts auf Gewerkschafts-
gründung erreichen nach wie vor Rekordwerte und 
unterstreichen das verschärfte Vorgehen gegen die 
grundlegenden Freiheiten von Arbeiter:innen.“ Die-
se Verletzungen ereignen sich durch das struktu-
relle Zusammenspiel privater Profitinteressen mit 
staatlichen Behörden, die entweder ihre Pflichten 
missachten oder ihr Gewaltmonopol zur Repression 
ausnutzen. Transnationale Konzerne profitieren von 
diesen repressiven Rahmenbedingungen.

Das gilt auch für Bergbau-, Öl- und Gaskonzerne, 
gegen deren Projekte vor allem indigene Gemein-
schaften protestieren – oft unter Einsatz ihres Le-
bens. Laut Global Witness wurden allein 2023 welt-
weit 196 Land- und Umweltverteidiger:innen getötet, 
allen voran in Kolumbien (79 Morde), gefolgt von 
Brasilien (25), Mexiko (18) und Honduras (18). Fast 
die Hälfte der Opfer in diesen Staaten waren Indi-
gene und Schwarze. Im grenzübergreifenden Ama-
zonas-Gebiet dominiert transnational organisierte 
Kriminalität: Drogenhandel, illegaler Goldabbau 
und Abholzung sowie Menschen- und Wildtierhan-
del lassen die Kassen klingeln, machen die Region 
laut Amazon Watch aber zu einem der gefährlichsten 
Orte für Umweltverteidiger:innen weltweit – insbe-
sondere für marginalisierte Gemeinschaften, deren 
Rechte systematisch untergeordnet werden. Die Ge-
walt gegen diese Gruppen ist damit nicht nur Folge 
lokaler Konflikte, sondern auch Ausdruck globaler 
Macht- und Ungleichheitsstrukturen, deren Wurzeln 
im Kolonialismus liegen.
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ATLAS DER ZIVILGESELLSCHAFT
Brot für die Welt
Der „Atlas der Zivilgesellschaft 2025“ do-

kumentiert eindringlich, wie Räume zivil-

gesellschaftlicher Teilhabe weltweit zuneh-

mend unter Druck geraten — von rechtlichen 

Einschränkungen über Repressionen bis hin 

zu finanziellen Engpässen. Nur dreieinhalb 

Prozent der Weltbevölkerung leben in Staa-

ten mit uneingeschränkten zivilgesellschaft-

lichen Freiheiten, mehr als 72 Prozent hin-

gegen in Ländern mit unterdrückter oder 

geschlossener Zivilgesellschaft.
Bundesregierung und Bundestag müssen 

konsequent die Unabhängigkeit der Zivilge-

sellschaft sowie universelle Menschenrechte 

verteidigen – national wie international.

Download: https://www.brot-fuer-die-
welt.de/fileadmin/mediapool/Atlas_
der_Zivilgesellschaft/2025/Atlas-der-
Zivilgesellschaft-2025_Online.pdf

DAS ANTI-NGO-NARRATIV
Maecenata, Dr.Siri Hummel und Dr.Peter Schubert

Zivilgesellschaftliche Organisationen se-

hen sich immer häufiger mit kritischen 

Vorwürfen und diffamierenden Zuschrei-

bungen konfrontiert. Die neue Studie „Das 

Anti-NGO-Narrativ“ von Dr. Siri Hummel 

(Maecenata Institut) und Dr. Peter Schu-

bert (ZiviZ im Stifterverband) analysiert 

diese Anschuldigungen fundiert und zeigt 

auf, wie solche Narrative entstehen und wir-

ken. Ergänzt wird die Publikation durch ein 

Factsheet, das die zentralen Vorwürfe syste-

matisch überprüft und zudem aktuelle Da-

ten zur Entwicklung der Zivilgesellschaft in 

Deutschland übersichtlich zusammenfasst.

Download: https://www.maecenata.
eu/2025/09/10/das-anti-ngo-narrativ-wie-

versucht-wird-die-zivilgesellschaft-zu-
delegimitieren/

FOREIGN AGENTS LAW REPORT
CIVICUS
Gesetze zu sogenannten ausländischen 

Agenten werden weltweit zunehmend einge-

setzt, um zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen zu kontrollieren und zu stigmatisieren. 

Was als Transparenzmaßnahme verkauft 

wird, entpuppt sich als Mittel staatlicher 

Repression – doch zahlreiche Beispiele aus 

Ländern wie Georgien, Äthiopien und Un-

garn zeigen, dass Widerstand und interna-

tionale Solidarität diese Einschränkungen 

wieder zurückdrängen können.

Download: https://civicus.org/downloads/foreign-

agents-laws/Foreign-agents-laws-report_EN.pdf

ROOTS OF RESISTANCE
Global Witness
Angriffe auf Land- und Umweltvertei

diger:innen sind oft politisch motiviert und 

richten sich gezielt gegen Aktivist:innen, 

die sich gegen Landraub und Umweltzer-

störung stellen. Die neue Global Witness-

Publikation „Roots of Resistance“ beleuch-

tet diese Gewalt und fordert Regierungen 

auf, die zugrunde liegenden Machtstruk-

turen zu bekämpfen und die Rechte der 

Verteidiger:innen zu schützen.

Download: https://globalwitness.org/en/

campaigns/land-and-environmental-defenders/

roots-of-resistance/

SCHWERPUNKTPUBLIKATIONEN

Gegenstrategien im Süden und im Norden
Die Beispiele sind endlos – der Widerstand bleibt. 
Überall auf der Welt organisieren und wehren sich 
Menschen sich weiterhin, Streiks, Proteste, Kampa-
gnen und zivilen Ungehorsam wird es immer geben. 
Akteur:innen im Globalen Süden entwickeln gezielte 
Gegenstrategien: Regionale Solidaritätsnetzwerke 
ermöglichen länderübergreifenden Erfahrungsaus-
tausch und Frühwarnsysteme, digitale Sicherheits-
Tools wie verschlüsselte Plattformen und VPNs 
schützen vor Überwachung, feministische Organi-
sationen vermitteln körperlichen und rechtlichen 
Selbstschutz, und indigene Bewegungen bilden 
Allianzen, um politischen Druck und Sichtbarkeit 
zu erhöhen. Juristische Strategien auf nationaler, 
regionaler oder internationaler Ebene helfen, Men-
schenrechtsverletzungen zu dokumentieren und vor 
Gericht zu bringen.

Dennoch stellt die zunehmende Repression inter-
nationale Solidarität vor neue Herausforderungen. 
Europäische NGOs und Stiftungen stehen oft vor 
der Herausforderung, Partner:innen zu unterstüt-
zen, ohne sie dadurch zusätzlichen Risiken auszuset-
zen. Gleichzeitig verändern digitale Überwachung 
und staatliche Eingriffe die Möglichkeiten von Zu-
sammenarbeit und Austausch. Schutzmechanismen 
wie Stipendien, Notfallfonds oder temporäre Exile 
können dabei als Abhilfemaßnahmen funktionie-
ren. Doch für europäische NGOs und politische 
Akteur:innen in Deutschland bedeutet solidarische 
und wirksame Unterstützung, über Notfallmaßnah-
men hinauszugehen: Langfristige und flexible Finan-
zierung sichert die Planungssicherheit der Partner, 
Unterstützung bei Sicherheits- und Rechtsfragen 
schützt sie vor zusätzlichen Risiken, und politisches 
Lobbying muss sich für ihre Rechte einsetzen. Vor 
allem jedoch müssen hiesige Akteur:innen ihre eige-
ne Verantwortung reflektieren: Dass in Deutschland 
und der EU an Gesetzgebungen zu menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflichten entlang der Lieferketten ge-

sägt wird, ist umso bitterer. Westliche Regierungen, 
zumindest einige unter ihnen, mahnen Menschen-
rechte und Demokratie gern an, bei sicherheits- und 
migrationspolitischen Fragen kooperieren sie jedoch 
ebenso gern mit autoritären Staaten wie im Hinblick 
auf Investitions- und Handelsabkommen. 

 

 

 

  Merle Groneweg

Merle Groneweg ist politische Ökonomin und Autorin. Sie ist im 
Vorstand von PowerShift e.V.

Der globale Trend der Shrinking Spaces zeigt 
sich nicht nur in autoritären Staaten wie China 
oder Russland, sondern zunehmend auch in 
demokratisch verfassten Ländern wie Indien, 
Brasilien, den USA oder Ungarn.
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ATLAS DER ZIVILGESELLSCHAFT
Brot für die Welt
Der „Atlas der Zivilgesellschaft 2025“ do-

kumentiert eindringlich, wie Räume zivil-

gesellschaftlicher Teilhabe weltweit zuneh-

mend unter Druck geraten — von rechtlichen 

Einschränkungen über Repressionen bis hin 

zu finanziellen Engpässen. Nur dreieinhalb 

Prozent der Weltbevölkerung leben in Staa-

ten mit uneingeschränkten zivilgesellschaft-

lichen Freiheiten, mehr als 72 Prozent hin-

gegen in Ländern mit unterdrückter oder 

geschlossener Zivilgesellschaft.
Bundesregierung und Bundestag müssen 

konsequent die Unabhängigkeit der Zivilge-

sellschaft sowie universelle Menschenrechte 

verteidigen – national wie international.

Download: https://www.brot-fuer-die-
welt.de/fileadmin/mediapool/Atlas_
der_Zivilgesellschaft/2025/Atlas-der-
Zivilgesellschaft-2025_Online.pdf

DAS ANTI-NGO-NARRATIV
Maecenata, Dr.Siri Hummel und Dr.Peter Schubert

Zivilgesellschaftliche Organisationen se-

hen sich immer häufiger mit kritischen 

Vorwürfen und diffamierenden Zuschrei-

bungen konfrontiert. Die neue Studie „Das 

Anti-NGO-Narrativ“ von Dr. Siri Hummel 

(Maecenata Institut) und Dr. Peter Schu-

bert (ZiviZ im Stifterverband) analysiert 

diese Anschuldigungen fundiert und zeigt 

auf, wie solche Narrative entstehen und wir-

ken. Ergänzt wird die Publikation durch ein 

Factsheet, das die zentralen Vorwürfe syste-

matisch überprüft und zudem aktuelle Da-

ten zur Entwicklung der Zivilgesellschaft in 

Deutschland übersichtlich zusammenfasst.

Download: https://www.maecenata.
eu/2025/09/10/das-anti-ngo-narrativ-wie-

versucht-wird-die-zivilgesellschaft-zu-
delegimitieren/

FOREIGN AGENTS LAW REPORT
CIVICUS
Gesetze zu sogenannten ausländischen 

Agenten werden weltweit zunehmend einge-

setzt, um zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen zu kontrollieren und zu stigmatisieren. 

Was als Transparenzmaßnahme verkauft 

wird, entpuppt sich als Mittel staatlicher 

Repression – doch zahlreiche Beispiele aus 

Ländern wie Georgien, Äthiopien und Un-

garn zeigen, dass Widerstand und interna-

tionale Solidarität diese Einschränkungen 

wieder zurückdrängen können.

Download: https://civicus.org/downloads/foreign-

agents-laws/Foreign-agents-laws-report_EN.pdf

ROOTS OF RESISTANCE
Global Witness
Angriffe auf Land- und Umweltvertei

diger:innen sind oft politisch motiviert und 

richten sich gezielt gegen Aktivist:innen, 

die sich gegen Landraub und Umweltzer-

störung stellen. Die neue Global Witness-

Publikation „Roots of Resistance“ beleuch-

tet diese Gewalt und fordert Regierungen 

auf, die zugrunde liegenden Machtstruk-

turen zu bekämpfen und die Rechte der 

Verteidiger:innen zu schützen.

Download: https://globalwitness.org/en/

campaigns/land-and-environmental-defenders/

roots-of-resistance/
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EU-MERCOSUR 
STOPPEN
Ein Abkommen, das Klima,  
Umwelt und Menschenrechte gefährdet
Showdown um den Mercosur-Deal: Seit über 25 Jahren wird zwischen der EU 
und den Mercosur-Staaten über ein Freihandelsabkommen verhandelt – nun 
soll die Ratifizierung starten. Befürworter:innen verweisen auf geopolitische 
Zwänge. Doch der Widerstand ist groß: Umweltverbände, Menschenrechtsor-
ganisationen, Gewerkschaften und Bäuer:innen warnen vor mehr Handel mit 
klimaschädlichen Produkten, vor Regenwaldzerstörung und der Gefährdung 
von Menschenrechten. 

46 Neues aus dem Forum



Das EU-Mercosur-Abkommen wird als 
„strategisch unverzichtbar“ dargestellt. Doch 
in Wahrheit droht es, zentrale Umwelt- und 
Menschenrechtsstandards zu untergraben, 
während sich der ökonomische Gewinn im 
Promillebereich bewegt.

Die Gespräche über das EU-Mercosur-Abkommen 
begannen 1999, zogen sich durch mehre-
re EU-Kommissionsperioden und wurden 
lange hinter verschlossenen Türen geführt. 

2019 erklärten die Verhandler:innen die Gespräche 
für abgeschlossen, mitten in der Zeit, als Brasiliens 
Präsident Jair Bolsonaro wegen der massiven Abhol-
zung des Amazonas-Regenwalds in jeder Zeitung 
stand. Eine Unterzeichnung wäre damals politisch 
nicht vermittelbar gewesen. Erst mit dem Regie-
rungswechsel zu Luiz Inácio Lula da Silva nahm 
die EU-Kommission die Fäden wieder auf. Am 6. 
Dezember 2024 wurde schließlich ein nachverhan-
delter Text präsentiert. Unterschriftsreif, aber wei-
terhin problematisch.

Die EU-Kommission preist als großen Erfolg, 
dass das Pariser Klimaabkommen nun als „wesent-
liches Element“ im Vertrag steht. Doch die Klausel 
greift nur, wenn ein Land das Klimaabkommen ver-
lässt. Ein Szenario, das praktisch kaum durchsetz-
bar ist. Schon hier zeigt sich, dass die vermeintliche 
Klimaschutz-Aufwertung nicht mehr als Symbolpo-
litik ist. Jurist:innen sind sich zudem uneinig, wel-
che Konsequenzen im Ernstfall tatsächlich drohen 
würden.

Schwacher Schutz für die Wälder
Noch deutlicher wird das Problem beim Thema 
Entwaldung. Eigentlich verlangt die EU-Entwal-
dungsverordnung eine objektive Risikobewertung 
für importierte Produkte. Das Abkommen sieht je-
doch vor, dass die Mercosur-Staaten „wohlwollend 
berücksichtigt“ werden und ihre eigenen Zertifizie-
rungen und Behörden anerkannt werden. Damit 
würden gerade jene Institutionen, die Abholzung in 
der Vergangenheit kaum verhindert haben, über die 
Einhaltung europäischer Regeln mitbestimmen. Der 

Effekt: Statt mehr Schutz für den Regenwald droht 
eine Aufweichung bestehender Standards. Eine wei-
tere Verschlechterung des Vertrags im Hinblick auf 
den Waldschutz.

Ein Mechanismus gegen hohe Schutzstandards
Besonders problematisch ist der neue Ausgleichs-
mechanismus. Er erlaubt es den Mercosur-Staaten, 
gegen europäische Maßnahmen vorzugehen, wenn 
diese Exporte beeinträchtigen. Dazu zählen aus-
drücklich auch Regeln im Bereich Klima-, Umwelt- 
und Arbeitsschutz. Kommt es zu keiner Einigung, 
drohen Strafzölle. Betroffen sein können nicht nur 
neue, sondern auch bestehende Regelungen, die noch 
nicht vollständig in Kraft sind wie die EU-Entwal-
dungsverordnung oder die Richtlinie zu unterneh-
merischen Sorgfaltspflichten. Zudem können auch 
nationale Maßnahmen einzelner Mitgliedstaaten 
ins Visier geraten. Da selbst Verwaltungsvorschrif-
ten als Maßnahmen gelten, droht ein weitreichender 
Eingriff in die Politikgestaltung der EU. Parlamen-
te könnten aus Angst vor Handelssanktionen davor 
zurückschrecken, neue Gesetze zum Schutz von 
Menschen und Umwelt zu erlassen. Nicht zuletzt 
eine Gefahr für die Demokratie.

Eines der Hauptargumente für das Abkommen 
lautet momentan: Europa brauche Mercosur, um 
sich gegen China oder den US-Präsidenten Trump 
zu wehren. Doch diese Begründung hält keiner Prü-
fung stand. Der Handel der EU mit den USA ist 
fast zehnmal so groß wie mit den Mercosur-Staaten; 
selbst ein starker Ausbau der Beziehungen könnte 
die Abhängigkeit von den USA nicht annähernd aus-
gleichen. Auch Chinas Einfluss in Südamerika ließe 
sich durch das Abkommen nicht zurückdrängen, da 
er weniger auf Zollpolitik als auf Krediten, Infra-
strukturprojekten und Direktinvestitionen beruht.
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Ökonomisch ein Wimpernschlag
Vor allem aber: Der ökonomische Nutzen für die EU 
ist verschwindend gering. Selbst Studien im Auftrag 
der EU-Kommission rechnen nur mit einem Wachs-
tumsimpuls von 0,1 % des Bruttoinlandsprodukts. 
Für die Mercosur-Staaten liegt der Wert bei etwa 
0,3 %. Das bedeutet: Ein Vertrag, der politisch als 
geopolitische Notwendigkeit verkauft wird, hätte in 
der Praxis kaum messbare Effekte.

Das EU-Mercosur-Abkommen wird als „strate-
gisch unverzichtbar“ dargestellt. Doch in Wahrheit 
droht es, zentrale Umwelt- und Menschenrechtsstan-
dards zu untergraben, während sich der ökonomi-
sche Gewinn im Promillebereich bewegt. Anstatt 
ein Abkommen durchzusetzen, das alte Handelslo-
giken fortschreibt und ökologische Ziele verwässert, 
braucht es eine neue Handelspolitik: eine, die Klima- 
und Menschenrechte in den Mittelpunkt stellt und 
wirtschaftliche Resilienz wirklich stärkt.

Jetzt aktiv werden: Schreiben Sie Ihrem EU-
Abgeordneten

 

 

 

  Ludwig Essig

Ludwig Essig ist Koordinator des Netzwerks Gerechter Welthandel 
im Forum Umwelt und Entwicklung.

Schreiben Sie jetzt Ihrer / Ihrem EU-Abgeordneten und fordern ein 
klares NEIN zu dem gefährlichen EU-Mercosur-Deal
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Ian Taylor – unsplash

EIN ABKOMMEN 
IM SCHATTEN DES 
ROHSTOFFHUNGERS
Das Handelsabkommen der EU mit Indonesien
Das Handelsabkommen zwischen der Europäischen Union (EU) und Indonesien 
soll Zölle senken und den Zugang zu Rohstoffen sichern, gefährdet aber In-
donesiens Entwicklungsstrategie, schwächt Schutzmechanismen für Umwelt 
und Arbeiter:innen und verschärft neokoloniale Strukturen. Das sogenannte 
CEPA ist ein Abkommen, das die falschen Prioritäten setzt: Statt auf Ver-
brauchsreduktion und Kreislaufwirtschaft setzt es auf wachsenden Zugriff 
auf Primärrohstoffe.

Indonesien mit über 270 Millionen Einwohner:innen 
ist eine der dynamischsten Volkswirtschaften 
Asiens und verfügt über enorme Rohstoffvor-
kommen – von Nickel und Bauxit bis zu Palm-

öl  –, zentral für die globale Energiewende und 
Nahrungsmittelproduktion. In Zeiten wachsender 
geopolitischer Spannungen, besonders durch die 
Handelskriege zwischen den USA und China, ge-

winnt Indonesien zusätzliche Bedeutung: Als größter 
Staat Südostasiens und Mitglied der G20 gilt es als 
strategischer Partner, mit dem Europa seine wirt-
schaftlichen Abhängigkeiten diversifizieren möchte. 
Für die EU wird Indonesien so zum geopolitischen 
Schlüsselland – einerseits, um Versorgungssicherheit 
für kritische Rohstoffe zu gewährleisten, andererseits, 
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um im globalen Machtwettbewerb nicht ins Hinter-
treffen zu geraten.

Strategische Bedeutung von Rohstoffen
Nickel und Bauxit gehören zu den wichtigsten Roh-
stoffen der Energiewende. Sie werden für Batterien, 
Windräder oder Solaranlagen benötigt. Indonesien 
verfügt über bedeutende Vorkommen beider Metal-
le und hat in den vergangenen Jahren Exportver-
bote und -steuern auf unverarbeitetes Nickel bezie-
hungsweise Bauxit, eingeführt, um die heimische 
Weiterverarbeitung zu fördern. Damit verfolgt das 
Land eine eigenständige Entwicklungsstrategie, 
die lokale Wertschöpfung und Industrialisierung 
stärken soll.  1 Das Handelsabkommen wird es In-
donesien in Zukunft unmöglich machen, ähnliche 
Maßnahmen für weitere Rohstoffe zu ergreifen, 
oder aber die Maßnahmen zu Bauxit und Nickel 
weiterzuentwickeln.

Europäische Unternehmen erhalten privilegier-
ten Zugang zu Rohstoffen und eine stärkere Absi-
cherung ihrer Lieferketten, während für Indonesi-
en das Risiko wächst, erneut in der Rolle als reiner 
Rohstofflieferant verhaftet zu bleiben. Diese Kons-
tellation ist kein Einzelfall: Schon in anderen EU-
Abkommen, etwa mit afrikanischen Ländern, zeigt 
sich eine ähnliche Logik. Der Zugang zu Rohstoffen 
wird abgesichert, während Fragen von lokaler Wert-
schöpfung oder wirtschaftlicher Diversifizierung in 
den Hintergrund treten.  2

Der Rohstoffabbau in Indonesien bringt tiefgrei-
fende soziale und ökologische Schäden mit sich: 
großflächige Entwaldung, Gewässerverschmutzung, 
die Zerstörung von Mangrovenökosystemen sowie 
den Verlust von Lebensgrundlagen für indigene Ge-
meinschaften. Hinzu kommen Berichte über syste-
matische Zwangsarbeit in nickelverarbeitenden Be-
trieben. Besonders widersprüchlich: Ein erheblicher 
Teil der Verarbeitung erfolgt in kohlebefeuerten In-
dustrieparks – mit entsprechend hohen Emissionen, 
die die Klimabilanz weiter verschlechtern und den 
Zielen eines klimaneutralen Verkehrssektors direkt 
zuwiderlaufen.  3

Nachhaltigkeit nur auf dem Papier
Wie in vielen anderen EU-Handelsabkommen wird 
auch in CEPA ein Nachhaltigkeitskapitel vorgese-
hen: Schutz von Wäldern, Einhaltung internatio-
naler Klimaabkommen, Förderung nachhaltiger 
Lieferketten. Doch die Erfahrung mit ähnlichen 
Abkommen zeigt: Solche Kapitel sind oft unver-
bindlich und bleiben ohne Sanktionen.  4 Für Indo-
nesien bedeutet das: Selbst gravierende Verstöße 
gegen Umwelt- oder Klimastandards haben keine 
Konsequenzen.

Besonders problematisch ist der Umgang mit 
Palmöl: Der Anbau führt zu Regenwaldzerstörung, 
Vertreibung indigener Gemeinschaften und Verlust 
der Biodiversität. Zwar wird in CEPA auf nachhal-
tige Praktiken verwiesen, doch ohne konkrete Kri-

terien, Monitoring oder Sanktionen zementiert das 
Abkommen bestehende Produktions- und Handels-
muster.  5

Schon heute sind viele Beschäftigte in der Roh-
stoffförderung und in der Palmölproduktion ohne 
verlässlichen Arbeitsschutz tätig. Arbeitsunfälle, feh-
lende Gesundheitsversorgung und die Missachtung 
von Arbeitszeiten sind weit verbreitet.

Bisher haben Verstöße gegen Menschen- und Ar-
beitsrechte keine rechtlichen Konsequenzen, die in 
Handelsabkommen verankert wären. Damit besteht 
die Gefahr, dass europäische Unternehmen zwar von 
günstigen Importen profitieren, die sozialen Kosten 
aber bei indonesischen Arbeiter:innen verbleiben.

Hinzu kommt: Durch den verstärkten Fokus auf 
Rohstoffexporte droht die Ernährungssouveränität 
zu leiden. Flächenkonkurrenz zwischen Nahrungs-
mittelanbau und Exportkulturen wie Palmöl könn-
te steigen. Bereits jetzt berichten Bäuer:innen, dass 
sie ihre Lebensgrundlagen verlieren, weil Land 
für Plantagen oder Bergbauprojekte in Anspruch 
genommen wird. CEPA wird diesen Trend weiter 
verschärfen.

Klima statt Krise – ein verpasstes Ziel
Handel ist ein zentraler Treiber der Klimakrise: 
Rund ein Viertel der globalen Treibhausgasemissi-
onen gehen auf internationale Handelsströme zu-
rück. Mehr Exporte von Palmöl, Nickel und anderen 
Rohstoffen, steigender Frachtverkehr und die För-
derung treibhausgasintensiver Industrien stehen im 
Widerspruch zu den Klimazielen der EU.

Selbst die offizielle Nachhaltigkeitsfolgenabschät-
zung der EU prognostiziert zusätzliche Emissionen 
von über zwei Millionen Tonnen CO₂ jährlich durch 
das Abkommen  6 – ein Wert, der dem Ausstoß von 
über einer Million Autos entspricht. CEPA würde 
damit nicht zum Klimaschutz beitragen, sondern 
bestehende Probleme weiter verschärfen.

Für eine gerechte Rohstoff- und Handelspolitik
Bei so vielen Nachteilen, stellt sich die Frage, wer 
nun eigentlich von diesem Abkommen profitiert. 
Die Antwort liegt auf der Hand: CEPA ist ein Ab-
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kommen, das vor allem europäischen Unternehmen 
Vorteile bringt. Für Maschinenbau, Automobil- und 
Chemieindustrie werden Zölle gesenkt, der Markt-
zugang erleichtert und Investitionssicherheit ge-
schaffen. Für Indonesien dagegen bedeutet das Ab-
kommen den Verlust wichtiger industriepolitischer 
Instrumente, und es verschärft die strukturelle Un-
gleichheit zwischen Nord und Süd.

Statt privilegiertem Zugang zu Rohstoffen 
braucht es eine Handelspolitik, die klare soziale 
und ökologische Leitplanken setzt. Zentrale Ele-
mente wären verbindliche Menschenrechts- und 
Umweltstandards entlang der gesamten Lieferket-
te, deren Einhaltung überprüft und bei Verstößen 
auch sanktioniert werden muss. Gleichzeitig müssen 
die Kreislaufwirtschaft gestärkt und ambitionierte 
Recyclingquoten festgelegt werden, um die Abhän-
gigkeit von Primärrohstoffen zu verringern. Gerade 
bei Metallen wie Nickel, Aluminium oder Eisen be-
stehen enorme Einsparpotenziale.  7 Darüber hinaus 
braucht es eine deutliche Reduktion des Rohstoffver-
brauchs in Europa, insbesondere in der Automobil- 
und Bauindustrie. Schließlich ist Transparenz bei 
Handelsverhandlungen unabdingbar: Betroffene 
Gemeinschaften im Globalen Süden müssen Mit-
sprachemöglichkeiten erhalten, da Entscheidungen 
über Abkommen wie CEPA Millionen Menschen 
betreffen.

Nur wenn diese Prinzipien umgesetzt werden, 
kann Handel einen Beitrag zu einer gerechten glo-
balen Entwicklung leisten. CEPA jedoch fixiert die 
Interessen der europäischen Industrie und schwächt 
die Möglichkeiten Indonesiens, einen eigenen, nach-
haltigen Entwicklungsweg zu gehen. Eine gerechte 
Handelspolitik muss Menschenrechte, Umwelt und 
soziale Teilhabe über Profitinteressen stellen.

 

 

 

  Alessa Hartmann

Alessa Hartmann ist Referentin für internationale Handels- 
und Investitionspolitik bei PowerShift e.V. und Mitglied im 
Koordinierungskreis des Netzwerks Gerechter Welthandel.

CEPA jedoch fixiert die Interessen der 
europäischen Industrie und schwächt die 
Möglichkeiten Indonesiens, einen eigenen, 
nachhaltigen Entwicklungsweg zu gehen.

1	 Warburton, Eve (2023): Resource Nationalism in Indonesia: A Policy 
in Flux. In: Journal of Contemporary Asia, 53(1), S. 1–17. 

2	 PowerShift (2025): Zwischen Anspruch und Ausbeutung. Europas 
handelspolitische Strategie zur Rohstoffsicherung. 

3	 PowerShift (2024): Nickel: Grüner Schein – Dreckige Realität. 

4	 PowerShift et. al. (2019): Umweltschutz in den 
Nachhaltigkeitskapiteln der EU-Handelsabkommen, Berlin. 

5	 Greenpeace, Palmöl aus Raubbau in Indonesien (2018). 

6	 Europäische Kommission (2022): 
Nachhaltigkeitsfolgenabschätzung zum Abkommen.

7	 AK Rohstoffe (2024): Forderungspapier: Ressourcen schützen – 
Zukunft für Alle sichern. Berlin. 

Die Texte des Abkommens wurden erst nach 
Redaktionsschluss von der EU-Kommission 
hier online gestellt, und konnten nicht 
im Detail berücksichtigt werden: 

https://policy.trade.ec.europa.eu/eu-
trade-relationships-country-and-region/
countries-and-regions/indonesia/eu-
indonesia-agreements/text-agreement_en 
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ZWISCHEN RESILIENZ 
UND RÜCKSCHRITT
Was die FfD4-Konferenz über globale Machtverhältnisse 
und Reformbereitschaft verrät
Nach der 4. Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung (4th 
International Conference on Financing for Development, FfD4), die am 3. Juli 
in Sevilla, Spanien, zu Ende ging, gibt es im Wesentlichen zwei Sichtweisen, 
die Ergebnisse zu bewerten. Die eine sieht in dem Fakt, dass überhaupt ein im 
Konsens verabschiedetes Ergebnisdokument – der sogenannte Compromiso 
de Sevilla (dt. Verpflichtungserklärung von Sevilla) – zustande gekommen ist, 
ein Zeichen für die Resilienz multilateraler Politik. Die andere betont demge-
genüber, dass die erreichten Kompromisse nötige Fortschritte auf dem Weg 
zu einer gerechteren Weltwirtschaft vermissen lassen.

Der Financing for Development-Prozess, dessen Teil 
FfD4 war, entstand Anfang der 2000-er Jahre un-
ter anderem in Reaktion auf heftige Finanzkrisen 
in Lateinamerika und Asien. Er sollte Reformen 
der multilateralen Institutionen hervorbringen, die 
die Entwicklungsbemühungen im Globalen Süden 
tatsächlich unterstützen. Dass die erzielbaren Fort-
schritte stets hinter den Erwartungen zurückblieben, 
lag auch an einem Interessengegensatz. Während 

Entwicklungs- und Schwellenländer zentrale Insti-
tutionen wie die Welthandelsorganisation (WTO) 
oder den Internationalen Währungsfonds (IWF) in 
einer Art und Weise reformieren beziehungsweise 
neue Institutionen schaffen wollten, die ihnen grö-
ßere Einflussmöglichkeiten eröffneten, waren gerade 
die sogenannten traditionellen Geberländer darauf 
bedacht, dass genau dies nicht geschieht. Sie waren 
und sind getrieben von Kontrollverlustängsten.
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Die FfD4-Konferenz hat keine Antworten 
geliefert, aber sie hat die Dringlichkeit dieser 
Fragen sichtbar gemacht.

Sevilla spiegelt die globale Interessenlage
In dem knapp zwölf Monate langen Verhandlungs-
prozess vor Sevilla zeigte sich allerdings, dass dieser 
Dualismus nicht mehr ausreicht, die Interessenkon-
stellationen zu beschreiben. Vielmehr haben wir es 
nun mit wenigstens vier unterschiedlichen Inter-
essenblöcken zu tun. Das sind zum einen die eher 
kleinen und auch ärmsten Entwicklungsländer, die 
weiterhin vehement einfordern, ihren Interessen in 
inklusiveren Institutionen Gehör zu verschaffen. 
Für sie sind dabei unter anderem die Lösung von 
Staatsschuldenkrisen oder die Stärkung ihrer Staats-
einnahmen durch eine stärkere internationale Zu-
sammenarbeit in Steuerfragen zentral. Tatsächlich 
haben sie sich in diesem Punkt mit dem Start eines 
Prozesses hin zu einer Steuerrahmenkonvention 
unter dem Dach der Vereinten Nationen bereits vor 
Verhandlungsbeginn zumindest teilweise durchset-
zen können.

Oft  – aber beileibe nicht immer  – stehen an 
ihrer Seite größere und einflussreichere Entwick-
lungs- und Schwellenländer wie die ursprünglichen 
BRICS-Mitglieder Brasilien, China, Indien und Süd-
afrika. Diese sind mittlerweile in einer Position, ihre 
Interessen entweder in eigenen Institutionen voran-
zutreiben oder sind in die Rolle sogenannter „Neuer 
Geber“ gerutscht. Daraus ergeben sich auch neue 
Interessen, beispielsweise in der Frage, wie Entschul-
dungsmaßnahmen gestaltet werden können. Gera-
de China, dass zum größten bilateralen staatlichen 
Gläubiger aufgestiegen ist, verfolgt hier nicht im-
mer Zielen, die mit den Interessen der anderen G77-
Mitglieder (der Club der Entwicklungsländer in den 
Vereinten Nationen) kompatibel sind.

Auch unter den traditionellen Gebern, also vor 
allem der Länder Mittel- und Westeuropas, Nord-
amerikas und einiger Pazifikanrainer wie Australien, 
Japan und Südkorea, gibt es mittlerweile Interes-
sengegensätze. So verfolgen die Vereinigten Staaten 
mittlerweile offen eine Politik, die multilaterale Ins-
titutionen nicht länger ausschließlich kontrollieren, 
sondern – wo dies aus ihrer Sicht geboten erscheint – 
sie zu verlassen, zu zerstören oder wenigstens ihrem 
Willen unterwerfen zu wollen. Im Verhandlungspro-
zess vor Sevilla kam dies darin zum Ausdruck, dass 
sich die Delegation der USA nur Minuten vor der 
Verabschiedung des Compromiso de Sevilla aus den 
Verhandlungen zurückzog und auch nicht an der 
Konferenz selbst teilnahm.

Das lässt vor allem die EU-Mitglieder und ihre 
Verbündeten im Vereinigten Königreich und in 
Übersee in einer unbequemen Situation zurück. 
Konnten sie sich bisher hinter den Positionen der 
Vereinigten Staaten verstecken beziehungsweise sich 
als Vermittlervon Kompromissen zwischen den Ma-
ximalforderungen aus Washington und den Inter-
essen der Entwicklungsländer gerieren, so müssen 
sie nun Farbe bekennen. Noch erlaubt ihnen eine 
gewisse Interessenkonvergenz in der Frage, ob es 
überhaupt multilaterale Institutionen braucht, eine 
halbwegs gesichtswahrende Rolle. Sobald es aber 
um die Frage geht, welche Politik in diesen Institu-
tionen primär verfolgt werden soll, tritt die Priori-
sierung geopolitischer und ökonomischer Eigenin-
teressen klar zutage. Folgerichtig distanzierten sich 
die Vertreter:innen der EU von zwei Paragrafen 
des Compromiso: Sie wollen die Bestätigung der 
sogenannten Rio-Prinzipien nicht mittragen (§ 16; 
also beispielsweise das Prinzip der gemeinsamen, 
wenngleich unterschiedlichen Verantwortlichkeiten, 
nachdem Staaten, die einen größeren Beitrag zur 
globalen Umweltzerstörung geleistet haben, auch 
einen größeren Beitrag zu deren Behebung leisten 
müssen) und sie sind dagegen, im Kontext der UN 
über eine Reform der Schuldenarchitektur zu spre-
chen (§ 50f).

Die Ergebnisse von Sevilla
Angesichts dieser komplexen Interessenkonstellati-
on kann man es tatsächlich als Erfolg werten, dass 
es in Sevilla beziehungsweise in den Verhandlungen 
im Vorfeld überhaupt zu Ergebnissen gekommen ist. 
Immerhin umfasst der Compromiso 66 Paragrafen 
und im Deutschen 50 Seiten Text. Allerdings leidet 
deren Qualität daran, dass vor allem die traditionel-
len Geber kaum zu Zugeständnissen bereit waren.  
Ein Blick auf die Ergebnisse in den thematischen 
Kapiteln zeigt trotz allem kleine Erfolge.
Mobilisierung heimischer Ressourcen: Ein Lichtblick ist 
die UN-Steuerrahmenkonvention, deren Verhand-
lungen 2025 in New York begannen. Sie soll bis 2027 
verbindliche Regeln für eine gerechte internationale 
Steuerkooperation schaffen – erstmals unter gleich-
berechtigter Beteiligung aller Staaten. Der Sevilla-
Kompromiss unterstützt diesen Prozess mit Prinzi-
pien wie progressiver Besteuerung, Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung und Förderung geschlechterge-
rechter Steuersysteme. 
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Private Investitionen: Bedenklich ist hingegen, dass 
trotz jahrzehntelanger Misserfolge die Mobilisie-
rung privaten Kapitals erneut als zentrale Strate-
gie dargestellt wird. Der Ansatz „From Billions to 
Trillions“ bleibt eine Illusion: Private Investoren zei-
gen wenig Interesse an nachhaltiger Entwicklung 
im Globalen Süden. Die Risiken für verschuldete 
Länder steigen, während öffentliche Mittel zur Ab-
sicherung privater Investitionen gebunden werden. 
Internationale Zusammenarbeit: Das Bekenntnis zum 
0,7- %-Ziel für die Mittel der öffentlichen Entwick-
lungszusammenarbeit wurde erneut bekräftigt, 
bleibt aber unglaubwürdig. Deutschland kürzt sei-
ne Mittel für Entwicklungs- und Klimafinanzierung 
drastisch. 2024 sanken sie weltweit um 9 %, für 2025 
sind weitere Kürzungen von bis zu 17° % prognos-
tiziert. Deutschland verwendet rund 40 % seiner 
Mittel im Inland. 
Handel: Die WTO steckt in der Krise, Reformen 
zugunsten des Globalen Südens bleiben aus. Der 
Sevilla-Kompromiss enthält lediglich ein Bekennt-
nis zu einem fairen multilateralen Handelssystem. 
Positiv, aber ungenügend ist die Unterstützung der 
Reform von Investor-Staat-Schiedsverfahren (ISDS), 
die häufig gegen Klima- und Sozialpolitik eingesetzt 
werden. 
Staatsverschuldung: Die Schuldenkrise im Globalen 
Süden ist dramatisch. 47 Länder müssen über 15 % 
ihrer Staatseinnahmen für Schuldendienst aufwen-
den. Forderungen nach einem fairen Staateninsol-
venzverfahren wurden von Gläubigerstaaten wie 
Deutschland abgeschwächt. Stattdessen wurde ein 
unverbindlicher UN-Prozess zur Prüfung von Re-
formoptionen vereinbart – und nicht einmal darauf 
wollte sich die EU einlassen. Positiv sind Ansätze wie 
ein globales Schuldenregister und eine Plattform für 
Kreditnehmerländer.
Finanzarchitektur: Die strukturelle Dominanz des Glo-
balen Nordens in IWF, Weltbank und anderen Insti-
tutionen wurde kaum hinterfragt. Reformvorschläge 
zur Demokratisierung der Entscheidungsstrukturen 
und zur besseren Nutzung von Sonderziehungsrech-
ten (SZR) wurden zwar erwähnt, bleiben aber un-
verbindlich. Ein Fortschritt ist die Einrichtung eines 
UN-Forums zur möglicherweise in weiter Zukunft 
erfolgenden Reform von Kreditratingagenturen, 
deren Bewertungen ärmere Länder systematisch 
benachteiligen.

Weil der Gastgeberin früh im Prozess klar wurde, 
dass die Verhandlungen nur wenig Greifbares zu-
wege bringen würden, wurde mit der sogenannten 
Sevilla Platform for Action ein zusätzlicher Rahmen 
geschaffen, in dem sich einzelne Regierungen und 
Bündnisse zu zusätzlichen Beiträgen verpflichten 
konnten. Allerdings fokussieren 81 von 130 Initia-
tiven auf private Finanzierung – viele davon unter 
deutscher Beteiligung. Fortschrittlich sind jedoch 
zwei Initiativen, die Deutschland aktiv unterstützen 
sollte: die Besteuerung von Superreichen (getragen 
u. a. von Brasilien und Spanien) und die Global So-

lidarity Levies Task Force, die neue Abgaben auf kli-
maschädliche Aktivitäten wie Flugreisen vorschlägt.

Ausblick und offene Fragen
Die Konferenz von Sevilla zeigt einmal mehr, wie 
schwer es ist, in einer zunehmend fragmentierten 
Welt zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. Zwar 
wurden Prozesse angestoßen, die langfristig zu mehr 
Gerechtigkeit in der internationalen Finanzarchitek-
tur führen könnten. Doch die entscheidenden Fra-
gen bleiben unbeantwortet. Wie lassen sich Machta-
symmetrien überwinden, wenn die dominierenden 
Akteur:innen Reformen blockieren? Wie kann echte 
Solidarität entstehen, wenn geopolitische Interessen 
über das Gemeinwohl gestellt werden? Die FfD4-
Konferenz hat keine Antworten geliefert, aber sie hat 
die Dringlichkeit dieser Fragen sichtbar gemacht. Es 
liegt nun an der Zivilgesellschaft, an progressiven 
Regierungen und an internationalen Bewegungen, 
den Druck aufrechtzuerhalten – damit beim nächs-
ten Gipfel mehr herauskommt als ein diplomatischer 
Minimalkompromiss.

 

 

 

  Wolfgang Obenland 

Wolfgang Obenland leitet den Arbeitsbereich Internationale 
Finanz- und Wirtschaftspolitik im Forum Umwelt & Entwicklung.
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OHNE GELD –  
OHNE ZUKUNFT? 
An der fehlenden Finanzierung droht das internationale 
Chemikalienmanagement wieder zu scheitern
Hunderte Stakeholder kamen Ende Juni in Punta del Este, Uruguay, zur ers-
ten Open-Ended Working Group (OEWG) des Global Framework on Chemicals 
(GFC) zusammen. Das erste Präsenztreffen nach anderthalb Jahren im neuen 
Rahmenwerk sollte die kommende Internationale Konferenz vorbereiten und 
Einblicke in die laufenden Prozesse geben. Dabei wurden schnell wesentliche 
Probleme deutlich. Doch Lösungen wurden gar nicht erst diskutiert – eine 
verpasste Chance für das internationale Chemikalienmanagement. 

In den vier Tagen und vorgelagerten Workshops lag 
der Fokus auf der Berichterstattung und der Wei-
terentwicklung der Implementierung des GFCs. 
Die Tagesordnung orientierte sich an den Reso-

lutionen aus der Weltchemikalienkonferenz 2023 
in Bonn, wo das Global Framework on Chemicals 
verabschiedet worden war. Allerdings blieben Lü-
cken bestehen, die aus zeitlichen Gründen nicht ge-
schlossen werden konnten. Beispielsweise umfasste 
dies die Erarbeitung von Indikatoren, eines Gender 
Action Plans, aber auch die Frage danach, wie mit 
internationalen Problemen mit großem Handlungs-
druck umgegangen werden sollte. Die Resolutionen 
umfassten Aufträge und Mandate, für das weitere 
Vorgehen. Die Teilnehmer:innen der OEWG sollten 

Einblicke in laufende Prozesse erhalten und die kom-
mende Internationale Konferenz vorbereiten.

Allerdings war das Mandat der OEWG kurz und 
vage und es blieb offen, inwiefern das Gremium be-
fugt ist, auch Entscheidungen und Resolutionen 
zu beschließen. Daher war die OEWG geprägt von 
der Berichterstattung zu den einzelnen laufenden 
Prozessen, die als Tagesordnungspunkte aufgeru-
fen wurden. Danach hatten die Stakeholder lediglich 
die Möglichkeit, ihre Perspektive dazu abzugeben. 
Auch bei entgegenstehenden Positionen gab es keine 
Diskussionen oder Verhandlungen. Sicher werden 
einzelne Impulse aus der OEWG in laufende Pro-
zesse einfließen, aber es ist unklar, wie genau. Am 
Ende wurde ein Abschlussbericht verabschiedet, der 
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die verschiedenen Perspektiven wiedergibt. Auch 
Resolutionen oder Empfehlungen für die erste In-
ternationale Konferenz (IC1) des GFC blieben aus. 
Diese soll im November 2026 stattfinden. Hier sollen 
die bestehenden Lücken des GFC final geschlossen 
und über den weiteren Verlauf der Implementierung 
entschieden werden.

Neues Rahmenwerk, alte Probleme 
Eines der größten und drängendsten Probleme ist 
die fehlende Finanzierung für das internationale 
Chemikalienmanagement. Bereits der Strategic 
Approach to International Chemicals Management 
(SAICM), Vorgänger des GFC, litt an starker Un-
terfinanzierung. Dies war auch der Hauptgrund, 
warum die in SAICM gesetzten Ziele nicht erreicht 
wurden. Das Sekretariat des GFC ist ebenfalls dra-
matisch unterfinanziert. Die freiwilligen Beiträge 
von Staaten und der Industrie reichen nicht aus, 
um alle Stellen zu finanzieren. Ab 2026 ist die Fi-
nanzierung ungewiss, sodass alle Stellen des GFC-
Sekretariats nur bis Ende dieses Jahres befristet sind. 
Das Sekretariat ist bereits aktuell nur eingeschränkt 
arbeitsfähig. Sollte sich die finanzielle Lage nicht 
verbessern, wird auch das GFC keine Wirkung ent-
falten. Die Unterfinanzierung umfasst darüber hi-
naussämtliche Aktivitäten – auch die Finanzierung 
der ersten Internationalen Konferenz Ende 2026 ist 
noch nicht sichergestellt. 

Diskussionen darum, wie das GFC solide finan-
ziert werden könnte, kamen immer wieder auf. For-
derungen, dass die klassischen Geberländer mehr 
Geld geben, der Kreis der Geberländer erweitert, 
mehr Beiträge der Industrie oder institutionalisierte 
Beiträge geleistet werden müssten, gibt es ebenso wie 
Ideen zur Schließung der Finanzierungslücke. Aber 
eine Einigung erfolgte nicht – auch bedingt durch 
das unklare Mandat der OEWG und fehlende wirk-
liche Verhandlungen. So bleibt ein grundlegendes 
und schwerwiegendes Problem bestehen.

Lichtblick GFC-Fonds?
Auf der Weltchemikalienkonferenz 2023 wurde ein 
eigener Fonds gegründet, um das Rahmenwerk und 
die Implementierung zu unterstützen. Der Vorstand 
des GFC-Fonds hat seine Arbeit aufgenommen. Auf 
der OEWG wurden die bisherige Arbeit des Boards 
und die ersten Förderungen vorgestellt. Dass der 
Bedarf an Finanzierung für Projekte groß ist und 
es ein großes Interesse gibt, zeigen über 100 ein-
gereichte Projektanträge aus 77 verschiedenen Län-
dern. Schlussendlich wurden in dieser ersten Runde 
jedoch nur vier Projekte mit elf beteiligten Ländern 
bewilligt, die mit je 800.000 Dollar gefördert werden. 
Damit sind insgesamt 3,2 Millionen Dollar auf dem 
Fonds, der 28,5 Millionen Dollar umfasst, vergeben. 
Die nächste Förderrunde soll noch in diesem Jahr 
starten, wobei die Richtlinien für die Förderung 
präzisiert werden sollen. Viele Stakeholder kriti-
sierten die zu hohen Hürden für die Antragstellung 

sowie neue durch das Board gesetzte Kriterien, die 
nicht abgestimmt wurden. Diese Kriterien schlossen 
beispielsweise sogenannte High-Income-Countries 
als nicht förderfähig aus. Einige Staaten forderten 
hingegen, dass Entwicklungsländer und Schwel-
lenländer uneingeschränkten Zugang zum Fonds 
haben sollten. Doch auch im Fonds zeigt sich das 
generelle Problem der Finanzierung: Weitere Zah-
lungen von Gebern in den Fonds blieben aus. Seit 
der Gründung des Fonds auf der Weltchemikalien-
konferenz in Bonn 2023 und der maßgeblichen An-
stoßfinanzierung in Höhe von 20 Millionen Euro 
durch Deutschland sind nur kleinere Beträge durch 
Staaten dazugekommen. 

Priorisierung statt breiter Adressierung 
Anstelle von fruchtbaren Diskussionen über neue 
Finanzierungsmöglichkeiten und Ressourcenmobili-
sierung lag der Schwerpunkt bei der OEWG darauf, 
die nächsten Umsetzungsschritte zu priorisieren. 
Am deutlichsten wurde das bei den Diskussionen 
um die sogenannten Issues of Concern. Auf der 
Weltchemikalienkonferenz 2023 wurde sich darauf 
verständigt, die Emerging Policy Issues and other 
Issues of Concern (IoC)  – Schwerpunktthemen, 
mit internationalem Handlungsdruck –, die unter 
SAICM nominiert wurden, auf einer Interimsbasis 
im GFC zu behalten. Über den weiteren Umgang 
mit diesen acht Fokusthemen soll auf der IC 1 ent-
schieden werden. Auch wurde beschlossen, dass die 
IoCs und die bisherige Arbeit zu ihnen evaluiert wer-
den und Empfehlungen für den weiteren Umgang 
gegeben werden. 

Im April dieses Jahres hat die IOMC einen Be-
richt über den Arbeitsstand der einzelnen IoCs ver-
öffentlicht und Empfehlungen zum weiteren Um-
gang gegeben. Diese Empfehlungen wurden auf der 
OEWG diskutiert, einzelnen wurde zugestimmt, an-
deren maßgeblich widersprochen. Für einen Verbleib 
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aller IoCs unter dem GFC sprachen sich neben der 
Zivilgesellschaft nur wenige Stakeholder aus. Wäh-
rend der Verbleib von sogenannten Ewigkeitschemi-
kalien (PFAS), und endokrinen Disruptoren (EDCs), 
Nanomaterialien und Arzneimitteln in der Umwelt 
ziemlich unstrittig war, wurden die IoCs „Gefähr-
liche Substanzen im Lebenszyklus von Elektronik“ 
und „Chemikalien in Produkten“ mehrheitlich eher 
als Themen gesehen, die innerhalb eines Implemen-
tierungsprogrammes adressiert werden sollten. Für 
den Verbleib des IoCs „Blei in Farben“ unter dem 
GFC sprach sich auch die Mehrheit der Stakeholder 
aus. Zudem wurde vorgeschlagen, den IoC auf alle 
Anwendungen und Produkte mit Blei auszuweiten. 
Auch das IoC der „Hochgefährlichen Pestizide“ 
wurde kontrovers diskutiert. Während einige Sta-
keholder dieses Thema nicht länger als Schwerpunkt 
behandelt sehen wollten, da die Weltchemikalien-
konferenz bereits eine Globale Allianz zu hochge-
fährlichen Pestiziden beschlossen hat, sahen andere 
in dieser Allianz gerade ein wichtiges Instrument, 
um das IoC wirksam zu adressieren.

Aktuell ist kein IoC ausreichend adressiert oder 
annähernd gelöst. Dies hing auch in der Vergangen-
heit mit fehlender Finanzierung, fehlenden Ansätzen 
zur Bearbeitung und Arbeitsplänen zusammen. Da-
mit die IoCs nicht nur auf dem Papier weiter existie-
ren, braucht es dringend Ressourcen, auch das zeigte 
der Bericht der IOMC und bereits vorhergehende 
Evaluationen unter SAICM. Anstatt aber darüber 
zu diskutieren, welche Wege es gibt, neue Mittel 
zu generieren, wurden Priorisierungsdiskussionen 
angestoßen. 

Wie weiter?
Das GFC krankt nicht nur an fehlender Finanzie-
rung, sondern auch am politischen Gegenwind ein-
zelner Staaten. Neben den Ausweich-Diskussionen 
beispielsweise bei den Issues of Concern, gab es 

auch immer wieder Versuche, bestehende Manda-
te anzugreifen. Sowohl beim Fonds, dem Gender 
Action Plan als auch bei der Allianz zu hochgefähr-
lichen Pestiziden stellten einzelne Stakeholder im-
mer wieder getroffene Beschlüsse und Resolutionen 
aus der Weltchemikalienkonferenz infrage. Explizit 
beim Gender Action Plan wurde auch eine bereits 
beschlossene Sprachregelung infrage gestellt. Der 
politische – Wandel auf der Weltbühne kommt na-
türlich auch im Chemikalienmanagement an. Lau-
fende Prozesse sollten ausgebremst werden mit dem 
Verweis, dass Entschlüsse erst bei der IC1 gefällt 
werden können. Damit würden weitere anderthalb 
Jahre verloren gehen. 

Am Ende der OEWG wurde noch der Tages-
ordnungspunkt zur Vorbereitung der ersten in-
ternationalen Konferenz im GFC aufgerufen. Die 
Ausführungen blieben knapp und beschränkten 
sich auf die Ankündigung des groben Zeitraums, 
Ende 2026. Das Sekretariat bat alle Stakeholder zu 
prüfen, inwiefern sie die Konferenz mit Mitteln und 
Ressourcen unterstützen können und zugleich zu 
klären, ob jemand die Gastgeberrolle übernehmen 
könnte. Sofern sich kein Gastgeber findet, wird die 
Konferenz in einem UN-Komplex stattfinden. Auf 
der OEWG wurden keine offenen Probleme gelöst, 
und ein klarer Weg nach vorn ist nicht erkennbar. 
Sicher ist nur: Es bleibt noch viel zu tun.

 

 

 

  Tom Kurz

Tom Kurz ist Referent für internationale Chemikalienpolitik und 
nahm für das Forum an der OEWG in Uruguay teil. 

Ab 2026 ist die Finanzierung ungewiss, sodass 
alle Stellen des GFC-Sekretariats nur bis Ende 
dieses Jahres befristet sind. Das Sekretariat ist 
bereits aktuell nur eingeschränkt arbeitsfähig. 
Sollte sich die finanzielle Lage nicht verbessern, 
wird auch das GFC keine Wirkung entfalten.
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BEISPIELLOSE  
RISIKEN UND CHANCEN
Die Vereinten Nationen wollen globale Regeln  
für Künstliche Intelligenz
Künstliche Intelligenz (KI) ist längst Alltag in unserem Leben. Doch die Ent-
wicklung von generativer KI hat eine neue Phase eingeläutet. Die weltweiten 
Ungleichheiten in der Programmierung und Nutzung von KI sind derzeit ekla-
tant. Ebenso konzentrieren sich die Gewinne der Branche in wenigen Staaten. 
Angesichts dessen braucht es Regeln – bestenfalls weltweit, welche die KI-
Anwendungen steuern und begrenzen. Die UN hat dafür neue Institutionen 
gegründet. 

KI hat immenses Potenzial, die menschliche Le-
bensqualität zu steigern. Doch ihre aktuelle 
Entwicklung offenbart beispiellose Risiken. 
KI könnte bald menschliche Fähigkeiten 

übersteigen und Risiken wie menschengemachte 
Pandemien, weitverbreitete Desinformationen, groß 
angelegte Manipulation von Individuen, darunter 

Kinder, nationale und internationale Sicherheitsbe-
denken, Massenarbeitslosigkeit und systematische 
Menschenrechtsverletzungen ausweiten. [...] Regie-
rungen müssen entschlossen handeln, bevor sich das 
Fenster für wirksame Intervention schließt.“  1

So heißt es in der Kampagne von über 200 
Politiker:innen und Wissenschaftler:innen, die beim 
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Auftakt der 80. Sitzung der UN-Generalversamm-
lung durch Friedensnobelpreisträgerin Maria Ressa 
vorgestellt wurde. Gemeinsam mit den „KI-Paten“ 
Geoffrey Hinton and Yoshua Bengio, zahlreichen 
Nobelpreisträgern der Ökonomie, Physik und Che-
mie und einigen zentralen Köpfen der KI-Entwick-
lungsszene wie Wojciech Zaremba, dem Co-Gründer 
von OpenAI, fordert Ressa eine weltweite Regulie-
rung von KI und klare Grenzen dafür, was KI nie-
mals zu tun erlaubt sein dürfe. 

Die Datengrundlage ist zu einseitig
So wie KI derzeit entwickelt wird, ist ein „Bias“ Teil 
des ganzen Systems.  Das heißt eine Voreingenom-
menheit oder Einseitigkeit, die sich aus der Qualität 
der Daten speist. Denn generative KI-Modelle erler-
nen Muster und Strukturen aus Trainingsdaten und 
erstellen daraus neue Daten mit ähnlichen Eigen-
schaften. Kommen die Daten aus einer bestimmten 
Sprache oder Kultur, so übernimmt die KI die darin 
zugrundeliegenden Annahmen. 

Dies liegt an der Diskriminierung von nicht 
englischsprachigen Nutzer:innen. Aufgrund der 
US-Zentrierung und der hohen Investitionskosten 
bilden englische Sprachdaten die wichtigste Daten-
grundlage. Igbo, Spanisch, Arabisch, Hindi, Ben-
galisch, zusammen von über einer Milliarde Men-
schen gesprochen, spielen bei der KI-Entwicklung 
kaum eine Rolle. Kleinere Sprachgruppen, die von 
Menschen vor allem zuhause verwendet werden, sind 
nur in Nischenanwendungen zu finden. Dabei sind 
Länder des Globalen Südens die wichtigsten Märkte 
für Large Language Models, das heißt Sprachmo-
delle, die Texte generieren können. Während kurz 
nach seiner Einführung rund 90 % des OpenAIs 
ChatGPT-Traffics aus Industriestaaten stammten, 
kam schon wenige Monate später der Großteil aus 
Ländern mit mittlerem Einkommen. 

Durch die primäre Einspeisung amerikanischer, 
englischsprachiger Daten können Stereotype verfes-
tigt und kulturelle, sprachliche sowie politische Be-
sonderheiten verdrängt werden. Der zweitwichtigste 
Markt für OpenAI ist beispielsweise Indien. Doch 
dessen Sprachmodell ChatGPT reproduziert prob-
lematische Stereotype über Menschen verschiedener 
Kasten, insbesondere über die kastenlosen und in 
Indien stark diskriminierten Dalit.  2 

USA dominiert in der KI-Entwicklung 
Länder des Globalen Südens haben deutlich weni-
ger Möglichkeiten am Wettbewerb der KI-Modelle 
teilzunehmen. Die wichtigsten KI-Firmen kommen 
aus Industrienationen, vor allem aus den USA. Die 
großen amerikanischen Tech-Firmen Google, Apple, 
Facebook und Microsoft investieren massiv in den 
Ausbau von KI, unter anderem in Partnerschaft mit 
OpenAI. Die wichtigsten Chip-Hersteller, Nvidia 
und dessen derzeit relevantester Konkurrent Broad-
com, sind US-Unternehmen. Der wichtigste Halblei-
terhersteller, TSMC, sitzt und produziert in Taiwan. 

Ernstzunehmende Konkurrenz in der KI-Bran-
che kommt lediglich aus China. Anfang 2025 sorgte 
das chinesische KI-Modell DeepSeek für Aufruhr. 
Mit geringeren Investitionskosten trat es in direkte 
Konkurrenz zu ChatGPT. Es folgte ein Kurssturz 
der Aktien vieler westlicher Technologieunterneh-
men um bis zu 30 %. Die chinesische KI-Branche 
ist vielfältig und dynamisch, aber auch hier investie-
ren vor allem die großen Firmen wie Alibaba oder 
Baidu. 

Wenige andere KI-Firmen können derzeit mit-
spielen. Die französische Firma Anthropic arbeitet 
unter anderem mit Amazon zusammen. Mistral, 
ebenfalls aus Frankreich, ist das derzeit am schnells-
ten wachsende europäische KI-Start-up. Erfolgreich 
sind zudem noch Cohere aus Kanada, AI21 Labs aus 
Israel und Moreh aus Südkorea. Das bekannteste 
deutsche KI-Unternehmen, Aleph Alpha, dessen 
Modell sich an Unternehmen und Verwaltungen 
richtet, ist durch die Investitionen deutscher Kon-
zerne wie der Schwarz-Gruppe, Bosch und SAP in-
teressant.

Konkurrenzfähige KI-Modelle außerhalb der 
wichtigsten sieben Länder gibt es derzeit praktisch 
nicht. Dabei ist das Vertrauen in und Interesse an 
KI im Globalen Süden hoch. Laut dem Human De-
velopment Report des Entwicklungsprogramms der 
Vereinten Nationen (United Nations Development 
Programme/UNDP) gehen bis zu 60 % der Bevöl-
kerung von Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen davon aus, dass sie innerhalb eines Jah-
res in Bildung, Gesundheit und Arbeit KI nutzen. In 
sehr hoch entwickelten Ländern sind es im Vergleich 
nur gut 45 %.  3

KI kann Ungleichheiten verschärfen
Zugang, Nutzung und Produktionshoheit von In-
formationstechnologien können Ungleichheiten 
zwischen Staaten verschärfen. Während der Corona-
Pandemie hatten in den OECD-Ländern beispiels-
weise nur 10-20 % der Kinder aufgrund von man-
gelndem Zugang zu Technologien Schwierigkeiten 
in der Heim-Schularbeit (sogenannter Homework 
Divide). In Ländern des Globalen Südens waren es 
bis zu 90 %.  4 

Die ökonomische Macht der Länder des Globalen 
Südens könnte durch KI weiter abgewertet werden. 
Schon jetzt wird die Arbeitskraft der Menschen in 
diesen Ländern, beispielsweise Online-Telemarke-
ting oder Servicearbeiten, durch KI abgewertet. Für 
die sozialen Medien entstandene Jobs wie Content 
Moderatoren, welche Hass- und Gewalt aus den 
Medien vorfiltern, dienen derzeit zum Trainieren 
der KI. Doch sobald soziale Medien das Training 
für erfolgreich erklärt haben werden, sind diese, in 
ihrer derzeitigen Form bereits nicht tragbaren Jobs 
gefährdet. Das heißt: Erneut wird die Produktions-
kraft der Menschen im Globalen Süden ausgenutzt, 
die Vorteile davon kommen jedoch nur bei einem 
sehr kleinen Anteil von ihnen an. 
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1	 https://red-lines.ai/

2	 https://www.technologyreview.com/2025/10/01/1124621/openai-
india-caste-bias/ 

3	 https://hdr.undp.org/content/human-development-report-2025

4	 https://www.norrageducation.org/ai-and-unequal-knowledge-in-
the-global-south/

5	 https://reports.weforum.org/docs/WEF_Advancing_Responsible_
AI_Innovation_A_Playbook_2025.pdf

Dabei sollten Menschen über die Entwicklung 
und Nutzung von KI mitbestimmen dürfen. Vor al-
lem, da KI das Potenzial hat, autoritäre Regime zu 
stärken und repressiver werden zu lassen. Tracking, 
Überwachung, Propaganda und Informationsbe-
schränkungen aber auch Betrug, Dauerwerbung und 
gesellschaftliche Spaltung sind durch KI-Einsatz 
bereits jetzt weltweit ausgeweitet beziehungsweise 
angestiegen.

UN will Regeln für verantwortungsvolle KI
Die Entwicklung von Richtlinien und Gesetzen 
für verantwortungsvolle KI ist überfällig. Denn 
Menschenrechte, Demokratie oder Nachhaltigkeit 
sind nicht Teil der KI-Modelle. Weniger als 1 % 
KI-Unternehmen haben laut dem World Economic 
Forum entsprechende Richtlinien geschrieben oder 
umgesetzt.  5 Die meisten Länder weltweit haben kei-
ne KI-Gesetze, eine nennenswerte transnationale 
Vernetzung zur Regulierung der global genutzten 
KI-Anwendungen gibt es bisher nur innerhalb der 
EU mit dem seit 2024 existierenden EU AI Act.

Die UN hat nun zwei wichtige neue KI-Instituti-
onen geschaffen: Den Global Dialogue on AI Gover-
nance und das Independent International Scientific 
Panel on AI (ISP-AI). Der Global Dialogue soll 2026 
das erste Mal tagen, für das ISP-AI werden derzeit 
Kandidat:innen gesucht. Ziel ist die Schaffung von 
KI-Governance und vertrauenswürdigen KI-Öko-
systemen, die die Nutzung und Skalierung von KI 
sicher und nachhaltig machen.

Die neuen UN-Institutionen werden sich mit all 
diesen Dingen in einem sich schnell verändernden 
Umfeld befassen müssen. Ziel sollte sein, eine KI-
Governance zu entwickeln, welche eine Dokumen-
tation und Überprüfung der KI-Modelle zulässt, 
insbesondere um nachverfolgen zu können, wie die 
KI trainiert wird und sich während ihres gesamten 
Nutzungszyklus verhält. 

Für die UN-Arbeit stimmt einerseits optimistisch, 
dass sich einflussreiche Menschen der KI-Entwick-
lungsszene hinter die oben genannte Kampagne 
gestellt haben. Gleichzeitig lässt die Tatsache, dass 
fast alle amerikanischen KI- und Tech-Unternehmen 
mittlerweile US-Präsident Trump gehuldigt haben, 

der weniger Regulierung, weniger UN und mehr 
Überwachung will, an der Ernsthaftigkeit ihrer Wor-
te zweifeln. Umso wichtiger wäre es, die Macht in 
der KI-Entwicklung weltweit deutlich zu diversifi-
zieren. 

 

 

 

  Marie-Luise Abshagen

Marie-Luise Abshagen ist stellvertretende Leiterin des Forum 
Umwelt und Entwicklung.

Regierungen müssen entschlossen handeln, 
bevor sich das Fenster für wirksame 
Intervention schließt.
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Weitere Publikationen und Veranstaltungen des Forum Umwelt & Entwicklung finden Sie  
auf unserer Homepage www.forumue.de, bei LinkedIn und Instagram @forumue.

WELTERNÄHRUNG 2030: 11 SCHRITTE FÜR EINE ZUKUNFT OHNE HUNGER
Forum Umwelt und Entwicklung
In dem Positionspapier „Welternährung 
2030: 11 Schritte für eine Zukunft ohne 
Hunger“ fordern 23 NGOs eine grundlegen-
de Neuorientierung der globalen Agrar- und 
Ernährungspolitik. Sie argumentieren, dass 
Hunger kein Naturphänomen ist, sondern 
das Ergebnis verfehlter politischer Entschei-
dungen und ungerechter Strukturen. Das 

Bündnis zeigt anhand elf konkreter Hand-
lungsschritte, dass Hunger beendet werden 
kann.
Download: https://www.forumue.de/
positionspapier-welternaehrung-2030-11-schritte-
fuer-eine-zukunft-ohne-hunger/

FRAUENÖKONOMIE IN DER HANDWERKLICHEN FISCHEREI
Fair Oceans und Forum Umwelt und Entwicklung
Fischerei gilt als Männerdomäne, doch 
Frauen spielen eine zentrale Rolle entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette. Denn 
als Kleinunternehmerinnen sind Frauen das 
Bindeglied, vom Moment der Ankunft des 
Fangs am Anlandungsort bis zur Weiterver-
arbeitung für den Verzehr. Der Beitrag zeigt, 

warum eine gerechte und nachhaltige Mee-
respolitik nicht nur Fischerei und Meeres-
schutz verbinden, sondern auch Geschlech-
tergerechtigkeit ins Zentrum rücken muss.

Download: https://www.forumue.de/
frauenoekonomie-in-der-handwerklichen-
fischerei/

KOMPASS CHEMIKALIENPOLITIK
Bündnis giftfreie Zukunft
Chemikalien sind allgegenwärtig: Sie kom-
men in nahezu allen Wirtschaftsbereichen 
zum Einsatz und prägen unseren Alltag. Der 
„Kompass Chemikalienpolitik“ bietet eine 
fundierte Analyse der globalen Herausfor-
derungen durch gefährliche Chemikalien 
und fordert eine ambitionierte, kohärente 
und wirksame Chemikalienpolitik. Beson-

ders betont wird die Notwendigkeit, die 
Verantwortung von Politik und Wirtschaft 
zu stärken, um Mensch und Umwelt vor to-
xischen Substanzen zu schützen.

Download: https://www.wecf.org/de/kompass-
chemikalienpolitik/

CRITICAL RAW MATERIALS ACT
WEED
Der Critical Raw Materials Act soll die EU 
mit wichtigen Rohstoffen für Klimaschutz 
und Digitalisierung versorgen, doch öko-
logische Nachhaltigkeit, Menschenrechte 
und globale Gerechtigkeit geraten dabei in 
den Hintergrund. Die Analyse zeigt, dass 
insbesondere Länder des Globalen Südens 
die sozialen und ökologischen Lasten des 

europäischen Rohstoffverbrauchs tragen, 
während Recycling und Kreislaufwirtschaft 
vernachlässigt werden.

Download: https://weed-online.org/de/
publikationen-detailansicht/der-critical-raw-
materials-act-auf-dem-pruefstand-zwischen-
anspruch-und-wirklichkeit
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